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Konversion ... 

Anne Rieger zu den Zukunftsaufgaben von 
Gewerkschaften und den Beschäftigten 
der Rüstungsindustrie 
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Normalzustand 

Das politische Handeln der einzigen Welt¬ 
macht ist auf dem Niveau konzeptionslo¬ 
sen Troubleshootings. 
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Thema der Woche 


1.9.1939: Überfall auf Polen 

Der fingierte Überfall auf den Sender Glei- 
witz lieferte einen Vorwand. Wenige Stunden 
später, am 1. September, begann mit der Be¬ 
schießung von polnischen Munitionslagern 
auf der Westernplatte bei Gdansk durch das 
deutsche Linienschiff „Schleswig-Holstein“ 
der Überfall auf Polen. Die deutsche Wehr¬ 
macht marschiert ohne Kriegserklärung in 
Polen ein. 

Mit dem Überfall auf Polen begann der 2. 
Weltkrieg. Eine Chronik der ersten Wochen 
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Krieg ist permanenter Zustand 


U nsere Weltkarte dokumentiert, wo derzeit 
überall kriegerischen Konflikte und Krie¬ 
ge stattfinden. Dabei ist sie gewiss nicht 
vollständig ... 

Die Welt ist nicht friedlicher geworden in 
den letzten Jahrzehnten. Im Gegenteil. Überall, 
wohin man blickt, heißt es in der aktuellen Er¬ 
klärung des Friedensratschlags zum Antikriegs¬ 
tag (Weltfriedenstag), „Aufrüstung, Krieg und 
Zerstörung ...; Rassismus, Fremdenfeindlich¬ 
keit, Unterdrückung und Verfolgung von Min¬ 
derheiten in vielen Staaten der Erde.“ 

Und die Situation in den Brennpunkten 
spitzt sich weiter zu: In Gaza und Israel explodie¬ 
ren in diesen Tagen - nach der erneuten Waffen¬ 
ruhe - wieder Bomben und Raketen. Die Orte 
im Gazastreifen gleichen einem Trümmerfeld. 
Hunderttausende haben dort ihre Wohnungen 
bzw. Häuser verloren. Selbst Krankenhäuser, 
Rote-Kreuz-Fazarette und UN-Einrichtungen 
werden angegriffen. Eine Lösung des Konfliktes 
ist nicht in Sicht. 

Auch in der Ostukraine geht das Morden 
weiter. Mehr als 2 000 Menschen haben bislang 
ihr Leben verloren. Und die USA, die NATO 


und EU setzen ganz offensichtlich auf eine wei¬ 
tere Zuspitzung der Situation. Warum sonst re¬ 
agierte niemand dieser „Verbündeten“ der uk¬ 
rainischen Regierung ablehnend auf das Säbel¬ 
rasseln am ukrainischen Unabhängigkeitstag, 
sondern mit weiteren Vorwürfen an die Adres¬ 
se Russlands? An diesem Tag verkündete Prä¬ 
sident Poroschenko zudem, bis 2017 umgerech¬ 
net knapp 2,3 Milliarden Euro mehr für Rüs¬ 
tung ausgeben zu wollen. Das Militärbudget der 
Ukraine beträgt 2014 etwa 1,1 Milliarden Euro. 

Die Eskalation der Gewalt im Irak ist das 
Resultat der US-Politik mit Unterstützung der 
NATO-Partner, darunter Deutschland. Es geht 
auch hier um den Zugriff auf Ressourcen, um 
geopolitische Vorteile, um die Durchsetzung ei¬ 
gener Interessen gegen jeden Widerstand. 

Im Norden des Iraks, in Syrien und in vielen 
anderen Regionen herrscht Krieg bzw. Bürger¬ 
krieg. Ganze Staaten - wie Libyen, Irak, Soma¬ 
lia - sind in Folge imperialistischer Politik in¬ 
stabil und am Zerfallen. Mehr als 50 Millionen 
Menschen, darunter viele im eigenen Land, sind 
weltweit auf der Flucht - so viele wie seit dem 
Zweiten Weltkrieg nicht mehr. 


Und Deutschland ist - seit dem Jugosla¬ 
wienkrieg - auch wieder mit dabei und soll - 
laut Bundespräsident Gauck - „mehr Verant¬ 
wortung“ übernehmen. 

Für einen neuen Weltkrieg? Wieder einmal? 

„Einhundert Jahre nach Ausbruch des Ers¬ 
ten Weltkrieges und knapp 70 Jahre nach dem 
Ende des Zweiten wagt niemand mehr, eine 
dritte Auflage auszuschließen“, warnte der Völ¬ 
kerrechtler Norman Paech in der Zeitschrift Ar¬ 
gument (Nr. 7/2014). 

★ 

Es gibt am kommenden Wochenende und am 
1. September viel Anlass, auf die Straße zu ge¬ 
hen. Am 1. September soll zudem im Bundes¬ 
tag über die deutschen Waffenexporte in die 
kurdischen Gebiete des Iraks debattiert wer¬ 
den. Dem vom Bundessicherheitsrat bereits be¬ 
schlossenen Export soll wohl noch ein demo¬ 
kratisches Mäntelchen „umgehängt“ werden. 
Doch die Mehrheit der Menschen im Land ist 
gegen Krieg, gegen Kriegsbeteiligung der Bun¬ 
deswehr und jegliche Waffenexporte. 


„Die Friedensbewegung“, so der Friedensrat¬ 
schlag in seiner aktuellen Erklärung, „steht für 
klare politische Alternativen, die sie von den Re¬ 
gierenden einfordern: Keine Auslandseinsätze 
der Bundeswehr und Abzug aus allen Kriegsge¬ 
bieten, strikte Bindung deutscher Außenpolitik 
an das Völkerrecht, Absage an weitere Aufrüs¬ 
tungsmaßnahmen der Bundeswehr, der NATO 
und der EU. Deshalb sagen wir: 

★ Nein zur NATO 

★ Keine Kampfdrohnen 

★ Abzug der Atomwaffen aus Büchel 

★ Striktes Verbot von Rüstungsexporten 

★ Zivile Produktion statt Rüstung („Konversi¬ 
on“) -Arbeit schaffen ohne Waffen 

★ Erziehung zum Frieden statt Kriegsertüchti¬ 
gung: Keine Bundeswehr an Schulen, Hochschu¬ 
len und Job-Centern.“ 

Die DKP ruft dazu auf, bei den Friedensaktionen 
vor Ort aktiv zu werden, sie ruft gemeinsam mit 
der Friedensbewegung dazu auf, am 1. Septem¬ 
ber zum Reichstag zu kommen, um den Bundes¬ 
tagsabgeordneten deutlich zu sagen: „Nicht in 
unserem Namen! Sagt Nein!“ 

Nina Hager 


Spiel mit dem Feuer 


Zur Ukraine erschien vor wenigen Ta¬ 
gen im PapyRossa-Verlag das Buch 

Ein Spiel mit dem Feuer. 
Die Ukraine, Russland 
und der Westen 

Mit Beiträgen von Erhard Crome, Da¬ 
niela Dahn, Kai Ehlers, Willi Gerns, Ulli 
Gellermann, Lühr Henken, Arno Klön- 
ne, Jörg Kronauer, Reinhard Lauter¬ 
bach, Norman Paech, Ulrich Schnei¬ 


der, Eckart Spoo, Peter Strutynski (He¬ 
rausgeber), Jürgen Wagner, Susann 
Witt-Stahl 

Mehr als 2000 Menschen sind laut 
UNO im Ukraine-Konflikt getö¬ 
tet worden - viele davon gehen auf 
das Konto der bis dato anhaltenden 
Angriffe der Streitkräfte und ihrer 
Milizen gegen Aufständische und 
Zivilbevölkerung in den östlichen 
Landesteilen, von der Übergangs¬ 
regierung in Kiew als „Terroristen “ 


verteufelt, in den Medien hierzulan¬ 
de häufig als „prorussische Separa¬ 
tisten“ abgestempelt. Der Konflikt 
ist noch längst nicht ausgestanden, 
die Gewalt kann weiterhin eskalie¬ 
ren - die sicherheitspolitischen Fol¬ 
gen zeichnen sich aber schon deutlich 
ab: Die NATO und die EU werden 
ihre Osterweiterung bis an die Gren¬ 
zen Russlands vorantreiben (schon 
sind mit den nächsten Kandidaten 
Georgien und Moldawien [Moldau] 
EU-Assoziierungsverträge abge¬ 


schlossen worden) und ihre militä¬ 
rischen Fähigkeiten weiter ausbau¬ 
en. Es scheint, als habe der globale 
Wettlauf um die knapper werdenden 
Ressourcen nun auch in Europa an 
Fahrt gewonnen. 

Spiel mit dem Feuer, 

PapyRossa: Köln 2014 (Neue Kleine 
Bibliothek 201), 

213 Seiten, 12,90 EUR; 

ISBN 978-3-89438-556-9 
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1 V 

„Erfolg haben wir, wenn der Strom 
wieder angeschlossen wird“ 

Interview mit Antje Potratz (Kreisvorsitzende DKP-Gladbeck) 
und Rene Potratz (Berater, schwerpunktmäßig Hartz IV/SGB II) 


Die große Koalition hat den flächen¬ 
deckenden Mindestlohn beschlos¬ 
sen. Für die vielen Löcher dieses 
Mindestlohns denken sich sozialde¬ 
mokratische Politiker immer wie¬ 
der neue Begründungen aus. Aber 
im Prinzip erhält - dank des Einsat¬ 
zes der SPD - nun jeder, oder fast 
jeder, „Arbeitnehmer“ in Deutsch¬ 
land mindestens 8,50 Euro pro Stun¬ 
de. Grund genug, sich selbst zu feiern, 
findet Sigmar Gabriel. Eine „histori¬ 
sche Entscheidung“, ein „großer Mei¬ 
lenstein in der Sozialpolitik“ sei die 
neue Regelung, endlich erhalte „je¬ 
der Berufstätige die Wertschätzung, 
die er verdient.“ 

So sieht es aus, wenn die SPD 
einen Erfolg erzielt: Aus einer ver¬ 
nünftigen Forderung - nach einem 
allgemeinen, gesetzlichen Mindest¬ 
lohn, der zum Leben reicht - wird 
ein Gesetz, dass löchrige Korrektu¬ 
ren an der Armut im Land vornimmt. 
Und die SPD ist stolz darauf. Ihren 
Mitgliedern kann die Parteiführung 
vielleicht sogar erklären, dass sich 
die große Koalition gelohnt hat, ih¬ 
ren Wählern kann sie möglicherweise 
vormachen, dass die SPD Politik im 
Interesse der arbeitenden Menschen 
betreibt. Wenn die Sozialdemokraten 
so ihre „Erfolge“ feiern - wie gehen 
sie mit Niederlagen um? 

Trotzdem bleibt bei manchem 
von uns ein schlechter Beigeschmack, 
wenn wir die „roten“ Minister in 
Talkshow-Sesseln und Nachrichten¬ 
sendungen sehen. Ein Bruttolohn 


Das Verteilen gewerkschaftlicher In¬ 
formationsblätter stieß in Südhessen 
in einer Rewe-Filiale auf die ungeteil¬ 
te Aufmerksamkeit jener, die sich zu 
Recht oder nach eigenem Gutdünken 
zur „Geschäftsführung“ zählen (möch¬ 
ten). Kaum hatte eine Verkäuferin die 
ver.di-Information erhalten, lief sie 
schnurstracks zu ihrem „Herrn und 
Meister“, dem Marktmanager W. Die¬ 
ser eilte wie von einer Tarantel gesto¬ 
chen auf den Störenfried der ver.di zu 
und stellte ihn zur Rede: „In meinem 
Markt verteilen Sie das nicht. Verlas¬ 
sen Sie sofort den Markt.“ 

Sowohl der Marktmanager als auch 
die hinter ihm her „dackelnde“ dienst¬ 
eifrige Verkäuferin erfuhren dann of¬ 
fenbar zu ihrem Erstaunen: Erstens ge¬ 
hört der Markt wohl immer noch Rewe 
und nicht dem Filialleiter W. Und zwei¬ 
tens ist ver.di das Verteilen von Infor¬ 
mationsschriften in Einzelhandelsge¬ 
schäften gesetzlich ausdrücklich er¬ 
laubt. Drittens ist der Marktmanager 
gut beraten, sich bei seinen Vorgesetz- 


von 8,50 Euro die Stunde reicht bei 
halbwegs zivilisierten Arbeitszeiten 
eben immer noch nicht, und selbst 
davon bleiben Jugendliche, Langzeit¬ 
arbeitslose und so weiter ausgenom¬ 
men. Wir nehmen das zum Anlass, 
um einfach weiter für höhere Löh¬ 
ne, sichere Arbeitsplätze sowie mehr 
Ausbildungsplätze zu kämpfen, ohne 
dabei auf Versprechen der Minister 
und Geschenke der Unternehmer 
zu vertrauen - und für einen steuer¬ 
freien Stundenlohn von zehn Euro... 
mindestens. 

Wir wissen, dass das nicht jeder 
gut findet. Ziemlich genervt davon 
ist zum Beispiel der Kabarettist und 
Ruhrbaron-Blogger Martin Kaysh. 
Im SPD-Parteiblatt Vorwärts freut 
er sich: „Nun hat die SPD den ge¬ 
setzlichen Mindestlohn durchge¬ 
setzt für alle.“ Dass der Mindestlohn 
eben nicht für alle gilt, hat er auch 
gemerkt - aber nur, um den Kritikern 
zu entgegnen, dass ihre Forderungen 
einfach übertrieben sind: „Das ist so 
das typische Muster linker Selbstkri¬ 
tik. Sollte die SPD demnächst den 
Bundeskanzler stellen, müssen wir 
innerhalb von hundert Tagen raus 
aus der NATO sein und BMW ver¬ 
staatlicht haben, langweilig.“ 

Wir sind uns ziemlich sicher, dass 
die Politik der SPD niemals auf die¬ 
se Weise langweilig werden wird. 
Wir bleiben es dagegen gerne - und 
kämpfen weiter für die täglichen Ver¬ 
besserungen und die große Verände¬ 
rung. 


ten über die Rechtslage zu erkundigen, 
ehe er sich bei solchen gewerkschaft¬ 
lichen Aktionen zum „Herrn Rewe“ 
aufschwingt. 

Diese kleine Unterbrechung för¬ 
derte allerdings auch etwas Gutes zu¬ 
tage: Der Marktmanager machte deut¬ 
lich, dass ihm die „Regalstopper“-Ak- 
tion von ver.di Südhessen während der 
Tarifrunde 2013 noch in bester Erinne¬ 
rung blieb. Sein erregter Hinweis, die¬ 
se sei nicht „erlaubt“ gewesen, zeigt 
anschaulich, wie wichtig und richtig 
solche „Feldversuche“ in den Ein¬ 
zelhandelsgeschäften sind. Denn die 
Geschäftsführung der Unternehmen 
mit (noch) nicht streikfähigen Filia¬ 
len scheint selbst die kleinste Störung 
des Betriebsablaufs „auf die Palme“ zu 
bringen. Schön! 

Daran lässt sich erkennen, was 
passieren würde, wenn nicht alle im¬ 
mer machen würden, was die tatsäch¬ 
lichen und selbsternannten „Herren“ 
wollen. 

Horst Gobrecht 


UZ: Die DKP in Gladbeck bietet eine 
Beratung für Hartz-TV-Empfänger an. 
Wie lange macht ihr das schon und was 
sind die Hauptsorgen derer, die euer 
Angebot in Anspruch nehmen? 

Antje Potratz: Die Bürgerberatung 
gibt es schon seit den 80ern, die Hartz- 
IV-Beratung bieten wir von Beginn an, 
also seit Inkrafttreten der Hartz-IV- 
Gesetze. Schwerpunkte der Beratung 
sind Stromsperren und aktuell die von 
den Jobcentern geforderten Kosten¬ 
senkungen bei den Mieten. Wir beide 
machen die Beratung seit ca. dreiein¬ 
halb Jahren, davon mittlerweile zwei 
Jahre als Bürgerberatung der DKP 
Gladbeck. 



UZ: Worum geht es bei den von den 
Jobcentern geforderten Kostensenkun¬ 
gen? 

Rene Potratz: Das bedeutet, dass die 
„Kunden“ des Jobcenters eine Auffor¬ 
derung bekommen, ihre Kosten der 
Unterkunft in einem gewissen Zeit¬ 
raum nachweislich zu senken. Sollten 
sie keinen Erfolg haben, droht ihnen 
nach dem genannten Zeitraum, dass 
sie die Mehrkosten von ihrem Regel¬ 
satz zu leisten haben. „Angemessene“ 
Wohnungen im Sinne des Jobcenters 
bekommst du in Gladbeck allerdings 
nur an den sogenannten „Totschlag- 
Adressen“. Diese Wohnungen sind 
meistens von sehr schlechter Wohn- 
qualität - Schimmel in den Räumen ist 
im Preis inbegriffen. Diese Wohnungen 
machen krank. 

UZ: Wie hoch ist die Arbeitslosigkeit in 
Gladbeck und was macht ihr konkret, 
wenn Hartz-IV-Empfänger zu euch 
kommen? 

Antje Potratz: Die offizielle Arbeitslo¬ 
senquote in Gladbeck kletterte im Juli 
auf 12,4 Prozent. Das sind 0,2 Punkte 
mehr als im Juni, und bedeutet in Zah¬ 
len: Weitere 76 Personen haben sich ar¬ 


beitslos gemeldet, womit die absolute 
Zahl bei 4624 Personen liegt. 2791 da¬ 
von sind langzeitarbeitslos und werden 
vom Jobcenter betreut. 

Rene Potratz: Wenn Hartz-IV-Emp- 
fänger zu uns kommen, ist die erste 
Regel, die Betroffenen zu beruhigen, 
ihnen zuzuhören und ihnen wieder das 
Gefühl zu geben, nicht als Bittsteller, 
sondern als Mensch zu gelten. 

UZ: Wie wird euer Beratungsangebot 
angenommen? Warum bietet ihr die Be¬ 
ratung als Partei an bzw. wäre es nicht 
eher eine Aufgabe für Sozialverbände 
oder ähnliche Einrichtungen, hier ein 
Angebot zu schaffen? 

Rene Potratz: Unsere Beratung wird 
mittlerweile immer besser angenom¬ 
men, wobei auch der Bereich der neu¬ 
en Medien - also unsere Homepage 
oder soziale Netzwerke - stärker ge¬ 
nutzt wird. Was andere Beratungsan¬ 
gebote in Gladbeck betrifft, so ist die 
einzige uns bekannte Beratungsstelle 
neben uns die Frauenberatung. Ande¬ 
re Angebote, die sich mit solch kom¬ 
plexen Themen wie dem SGB II, dem 
Verhängen von Sanktionen und den 
Kostensenkungsaufforderungen befas¬ 
sen, sind uns zumindest nicht bekannt. 
Wobei zu erwähnen ist, dass Beratung¬ 
suchende von anderen ortsansässigen 
Organisationen oftmals zu uns ge¬ 
schickt werden, weil wir mit Ruhe und 
Verständnis auf sie eingehen. 

UZ: Seht ihr konkrete Erfolge bei eurer 
Arbeit und wie sieht eine erfolgreiche 
Beratung eurer Meinung nach aus? 

Antje Potratz: Erfolg haben wir dann, 
wenn für den Betroffenen die Gelder 
wieder fließen, die Sanktionen aufge¬ 
hoben oder der Strom wieder ange¬ 
schlossen wird. Wir beraten und beglei¬ 
ten Betroffene von dem Moment an, 
wo sie uns aufsuchen bis zur endgül¬ 
tigen Klärung der Angelegenheit. Wir 
machen Kopien, setzen Widersprüche 
auf und begleiten sie - wenn nötig - 
auch zu Terminen beim Jobcenter. 

UZ: Was sind Forderungen der DKP 
Gladbeck zum Thema Hartz TV? wie 
seht ihr die Zusammenlegung von Ar¬ 
beitslosen- und Sozialhilfe? 

Antje Potratz: Unsere Hauptforderun¬ 
gen sind: Abschaffung von Hartz IV, 
Schaffung von Sozialtarifen im ÖPNV, 
Preisreduzierung beim Sozialticket 
von derzeit 29,50 Euro auf 15,00 Euro 
und Senkung der Energiekosten sowie 
ein Verbot von Energiesperren. 

Außerdem die Schaffung einer 
Schlichtungsstelle, die bei Bedarf so¬ 
fort eine Vermittlung zwischen Job¬ 


center, Kunden und gegebenenfalls 
dem Energieversorger - in den meis¬ 
ten Fallen die ELE - gewährleisten 
kann, damit Sanktionen seitens des 
Jobcenters oder eine Stromsperre ver¬ 
mieden werden. Dieses wäre unseres 
Erachtens Aufgabe einer Ombudsper- 
son, die direkt im Jobcenter, sprich vor 
Ort, sein sollte, um den Hilfesuchen¬ 
den sofort Beistand jeglicher Art ge¬ 
ben zu können. Das kann zum Beispiel 
ein gemeinsamer Gang zum Fallmana- 
ger bzw. Leistungssachbearbeiter sein. 



UZ: Es gibt in Gladbeck einen Sozial¬ 
pass. Was beinhaltet der und wer kann 
ihn nutzen? 

Rene Potratz: Die Gladbeck-Card (So¬ 
zialpass) wird von der Stadt Gladbeck 
herausgegeben, gegen Vorlage entspre¬ 
chender Unterlagen (z.B. Wohngeld¬ 
bescheid, SGB II/Hartz-IV-Bescheid), 
um bestimmten Personengruppen die 
verstärkte Teilnahme am gesellschaft¬ 
lichen und kulturellen Leben zu er¬ 
möglichen. 75 Prozent Nachlass bei 
Besuch der Musikschule, der Stadtbü¬ 
cherei, der Volkshochschule inklusive 
des kommunalen Kinos, von städti¬ 
schen Veranstaltungen in der Mathias- 
Jakobs-Stadthalle. 50 Prozent Nachlass 
gibt es bei Besuch des Hallenbades, 
der Hundesteuer und beim Besuch 
von Führungen in der Maschinenhal¬ 
le Zweckel 

Antje Potratz: Unsere Forderung ist, 
die Gladbeck-Card auch für Bürger zu¬ 
gänglich zu machen, die ein geringes 
Einkommen haben, die sich also kei¬ 
ne finanziellen Hilfen vom Amt ho¬ 
len, auch wenn sie ein Anrecht darauf 
hätten. Auch Familien, die keine Un¬ 
terstützungen vom Staat in Anspruch 
nehmen, aus welchen Gründen auch 
immer, sollten eine Gladbeck-Card 
bekommen können. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 
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Für die Arbeitsplätze - Gegen die Rüstung 


Konversion und Arbeitszeitverkürzung statt Mordwaffen und Krieg 


S eit dem 8. August überfällt die 
US-amerikanische Regierung 
wieder Menschen im Irak. Das 
Kurdengebiet im Irak liegt auf Rang 
neun der weltweit wichtigsten Ölför¬ 
dergebiete und verfügt über den weit¬ 
aus größten Teil der bekannten Gasla¬ 
gerstätten Iraks; vorgeblicher Grund 
für die Angriffe ist jedoch die Bewe¬ 
gung Islamischer Staat. 

Wo die US-amerikanische Rüs¬ 
tungsindustrie verdient, will die euro¬ 
päische nicht beiseite stehen. Gefügig 
haben die Außenminister der EU und 
die deutsche Regierung der Lieferung 
von Kriegsgerät an die irakischen Kur¬ 
den zugestimmt und Merkel „Dual- 
Use“-Güter - sowohl zur zivilen wie 
auch militärischen Nutzung geeignet - 
der ukrainischen Regierung zugesagt. 
Nato-Generalsekretär Rasmussen er¬ 
klärte in Kiew: „Die Nato steht bereit, 
die Ukraine zu unterstützen“, Merkel 
will die Beistandspflicht der Nato in 
den baltischen Staaten „im Zweifels¬ 
fall natürlich auch mit Leben“ füllen. 
Israel bombardiert sei Wochen die 
Menschen in Gaza, Hamas-Raketen 
werden auf israelische Wohngebiete 
geschossen. Waffenproduzenten und 
-händler reiben sich die Hände, denn 
jede Munition, jede Bombe, jede Ra¬ 
kete kann nur einmal verwendet wer¬ 
den. Dann muss sie als „Einwegartikel“ 
wieder ersetzt werden - und bringt 
neuen Mordsprofit. 

Das Gebot der Stunde wäre: Aus¬ 
trocknen der Waffenflüsse, Schluss 
mit Waffenexporten und dem Bau 
von Mordswaffen um sofortige Waf¬ 
fenstillstände durchzusetzen. Das ent¬ 
spricht dem Wunsch der Mehrheit der 
Menschen in Deutschland. 71 Prozent 
lehnen Waffenlieferungen ins iraki¬ 
sche Krisengebiet ab. Zwei Drittel der 
Befragten sprechen sich bei Umfra¬ 
gen gegen Kampfdrohnen aus, 61 Pro¬ 
zent gegen Rüstungsexporte. 78 Pro¬ 
zent der Deutschen sind dagegen, dass 
Deutschland in der Welt größeres mi¬ 
litärisches Engagement zeigt, 63 Pro¬ 
zent, dass die Bundeswehr mehr Geld 
für ihre Aufgaben erhält. 

Deutlich spiegeln das Gewerk¬ 


zu zivilen und friedlichen Zwecken zu 
verpflichten u. a. mehr. 

Die GEW forderte auf ihrem Ge- 
werkschaftstag 2013 die Kürzung der 
Militärausgaben zugunsten der Bil¬ 
dung und forderte die Länder auf, 
„bestehende Kooperationsvereinba¬ 
rungen mit der Bundeswehr zu kün¬ 
digen“ und unterstützt aktiv die Un¬ 
terschriftensammlung „Lernen für den 
Frieden, keine Rüstungsindustrie und 
kein Militär in Bildungseinrichtungen“. 

Auch die IG Metall, in deren Or¬ 
ganisationsbereich ein großer Teil der 
Beschäftigten in der Rüstungsindustrie 
fällt, hat auf ihrem letzten ordentlichen 
Gewerkschaftstag 2011 wieder (wie 
auch auf den Gewerkschaftstagen zu¬ 
vor) einen Beschluss zur Rüstungskon¬ 
version gefasst: „... Die Rüstungsaus¬ 
gaben müssen zugunsten sozialer, öko¬ 
logischer und arbeitsmarktpolitischer 
Aufgaben gesenkt werden. Die Bundes¬ 
regierung wird aufgefordert - die Rüs¬ 
tungsausgaben deutlich zu senken ...“. 

Im DGB-Aufruf zum diesjähri¬ 
gen Antikriegstag heißt es u.a.: „Der 
DGB wird sich dafür einsetzen, Rüs¬ 
tungsausgaben weltweit zu senken um 
die Lebens- und Bildungschancen der 
Menschen zu erhöhen.“ 

Beschlüsse, Aufrufe, Aktionen zum 
Antikriegstag, Ostermarsch oder an¬ 
dere Friedensaktivitäten gibt es auf 
allen gewerkschaftlichen Ebenen, z.B. 
beschloss die Bezirkskonferenz des 
DGB Baden-Württemberg, dass der 
DGB die Kampagne 2014 für Frieden 
und Abrüstung aktiv umsetzen soll; 
und die Bezirkskonferenz Bayern legte 
fest: Der DGB sagt Nein zur militaris¬ 
tischen Tendenz im Koalitionsvertrag 
von SPD, CDU und CSU. 

In den Mainstream-Medien drin¬ 
gen die Friedensforderungen und - 
aktivitäten der Gewerkschafterlnnen 
kaum durch. Wohl aber wird in der von 
der Bewusstseinsindustrie zugerichte¬ 
ten Presse mehrfach berichtet, wenn 
20 Betriebsratsmitglieder und IG Me¬ 
tallerinnen für einen Bittgang für die 
Arbeitsplätze der Menschen in Rüs¬ 
tungskonzernen beim Wirtschaftsmi¬ 
nister vorstellig werden. 


anders, so Zitzeisberger. „Grundsätz¬ 
lich unterstützt die IG Metall die For¬ 
derung des Bundeswirtschaftsminis¬ 
ters, die Regeln für Rüstungsexporte 
zu verschärfen. Dies dürfe aber nicht 
alternativlos im Raum stehen bleiben, 
da an der Branche bundesweit zehn¬ 
tausende Arbeitsplätze hängen.“ ist auf 
der IG Metall-Seite zu lesen. 

Der Bundesverband der Sicher- 
heits- und Verteidigungsindustrie be¬ 
ziffert in einer Studie Ende 2012 die 
2011 im Kernbereich der Sicherheits¬ 
und Verteidigungsindustrie beschäf¬ 
tigten Menschen mit 17 260. Als Kern¬ 
bereich gelten Waffensysteme, Waffen 
und Munition, Panzer und Kriegsschif¬ 
fe. Natürlich gibt es im Zuliefererbe¬ 
reich sicher noch einmal so viele Be¬ 
schäftigte. Bei 30 Millionen sozialver¬ 
sicherungspflichtig Beschäftigten eine 
relativ geringe Zahl. Auch im Stein¬ 
kohlebereich war eine Umstellung 
möglich, weil politisch gewollt und fi¬ 
nanziert. Arbeitsplatzalternativen für 
die hochqualifizierten Rüstungsarbei¬ 
ter gäbe es. Beständig jammern Wirt¬ 
schaftsvertreter, dass ihnen qualifizier¬ 
te Experten fehlen - warum sie nicht 
aus dem Rüstungsbereich nehmen? 

Geld für einen Diversifikations¬ 
fonds könnte ebenso locker zur Ver¬ 
fügung gestellt werden, wie jetzt die 
EU-Millionen für die Obst- und Ge¬ 
müsebauern, deren Einkommen durch 
den Wirtschaftskrieg mit Russland ge- 


werkschaften heißt es im aktuellen 
IGM-Positionspapier u.a.: „Die IGM 
und die Betriebsräte fordern Klarheit, 
welche Fähigkeiten künftig benötigt, 
welche Technologien und welche Aus¬ 
rüstungen (wo) beschafft und gewartet 
werden sollen“ vom Verteidigungsmi¬ 
nisterium. Als Geiseln der Konzerne, 
in ihrer Sorge um die bedrohten Ar¬ 
beitsplätze ihrer Kolleginnen, lassen 
sie sich als Fußtruppen vorschicken. 
Die Konzernherren selber halten sich 
vornehm zurück und werden erst An¬ 
fang September das Gespräch zur Si¬ 
cherung ihrer Rüstungsprofite mit Ga¬ 
briel führen. Widerstände in Teilen der 
Regierung und der Bevölkerung lassen 
sich mit dem Scheinargument der Ar¬ 
beitsplätze, vorgetragen von den In¬ 
teressenvertretern der Beschäftigten, 
leichter brechen. 

Alle, die auf einen Arbeitsplatz an¬ 
gewiesen sind, um ihren eigenen Le¬ 
bensunterhalt zu bestreiten, werden 
die Angst der Menschen um ihre Ar¬ 
beitsplätze verstehen. Das betrifft aber 
nicht nur Rüstungsarbeiterinnen. Die 
Industrieproduktion knickt ein, ein 
Rationalisierungsschub jagt den ande¬ 
ren und damit einher geht der Abbau 
von Arbeitsplätzen. Die IGM Kiel bei¬ 
spielsweise alarmierte, dass es in den 
Industriebetrieben in Kiel in den 90er 
Jahren etwa 20 000 Beschäftigte gab, 
heute sind es nur noch 10 000. Eine 
drastische Arbeitszeitverkürzung bei 
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schaftsbeschlüsse, -äußerungen und 
-handlungen wider. Frieden und Ab¬ 
rüstung wird gefordert. Aktuell ist 
der Beschluss zur Friedenspolitik des 
DGB Bundeskongresses im Mai. In 
dem vierseitigen Antrag heißt es unter 
anderem, dass der DGB für die Ver¬ 
wirklichung und den Erhalt des Frie¬ 
dens eintritt; und weiter: „Krieg kann 
und darf niemals ein Mittel der Politik 
sein - Nie wieder Krieg!“ Er fordert 
die weltweiten Ausgaben für Militär¬ 
einsätze und Rüstung drastisch zu re¬ 
duzieren und das eingesparte Geld für 
Bildung und nachhaltige Entwicklung 
zu verwenden; er fordert Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen auf, sich 
über Zivilklauseln auf die Forschung 


Sie fordern von Unternehmen 
und Regierung u.a. einen „Diversifi¬ 
kationsfonds“, „mittel- und langfristi¬ 
ge Strategien“ für die „Entwicklung 
alternativer Projekte“ und die „Er¬ 
schließung ziviler Märkte“. „Eine Wie¬ 
derbelebung der Konversionsdebatte“, 
präzisiert der Bezirksleiter der IGM 
Baden-Württemberg, Zitzeisberger. 
Wenn Heckler & Koch Hochpräzisi¬ 
onsteile baut, könnten die „beispiels¬ 
weise auch im Präzisionsmaschinen¬ 
bau“ genutzt werden. Die Betriebs¬ 
räte wollten nicht mehr Kriegsgerät, 
sondern in Richtung Konversion, da¬ 
für wollen sie den Wirtschaftsminister 
gewinnen, denn die Unternehmen sei¬ 
en „nun mal marktwirtschaftlich ori¬ 
entiert“ und dächten teilweise ganz 


schmälert wird. Auch Milliarden für 
die Aktionäre maroder Banken wur¬ 
den von der Regierung zur Verfügung 
gestellt, warum nicht für die Umschu¬ 
lung von Rüstungsarbeiterinnen? Die 
heute für Rüstungsschrott verschwen¬ 
deten Steuergelder reichen für wesent¬ 
lich mehr sozial und ökologisch nütz¬ 
liche Arbeitsplätze, denn Rüstungs¬ 
arbeitsplätze sind die teuersten, wie 
mehrfach nachgewiesen wurde. 

Eine Ausweitung des bestehenden 
teilweisen Rüstungsexportverbots 
nach Russland auf andere Länder wäre 
dann kein Schritt, der Arbeitsplätze 
kosten würde. 

Im Widerspruch zur Forderung 
nach einem Diversifikationsfonds und 
zu den Friedensbeschlüssen der Ge¬ 


vollem Lohn- und Personalausgleich 
wäre hier wie auch bei den Rüstungs¬ 
arbeiterinnen ein wesentlicher Teil der 
Lösung. 

Die Friedensbeschlüsse im Ge¬ 
werkschaftsbereich sind gut, müssen 
stärker mit Leben gefüllt werden, 
brauchen Unterstützung der Frie¬ 
dens- und fortschrittlichen Bewegung. 
Es muss uns darum gehen, ein noch 
stärkeres Antikriegsbewusstsein und 
-engagement in der Bevölkerung zu 
verankern und aktive Bündnispartne¬ 
rinnen der Friedensbewegung zu ge¬ 
winnen. Dazu gehören auch die Rüs¬ 
tungsarbeiterinnen. Objektiv sind 
weder sie noch ihre Interessensver¬ 
treterinnen Feinde der Friedensbewe¬ 
gung, maximal gibt es Mitläuferinnen 
unter ihnen. Die Menschen brauchen 
ihr Auskommen. Solange bei beste¬ 
hender Massenarbeitslosigkeit für 
sie keine realen Einkommensalter¬ 
nativen geschaffen werden, können 
wir sie nicht verantwortlich machen 
für Kriegs- und Rüstungsproduktion. 
Wir machen ja auch chinesische Nä¬ 
herinnen nicht für die Umweltver¬ 
schmutzung der Textilindustrie ver¬ 
antwortlich. Verantwortlich sind die 
Profiteure. Um noch mehr und hö¬ 
here Profite zu realisieren, lassen sie 
erarbeitete Werte zertrümmern und 
verbrämen ihr Handeln mit dem frag¬ 
würdigen Argument der „Wahrung 
von Menschenrechten“. Die Aktionä¬ 
re der Rüstungsmonopole argumen¬ 
tieren zusätzlich mit dem scheinbaren 
Erhalt von Arbeitsplätzen. 

Wir, Kommunistinnen, Linke, 
Friedensbewegte müssen mit den 
Rüstungsarbeiterinnen, wie mit al¬ 
len anderen Menschen, über ihre Di¬ 
versifikationsvorstellungen, Denkal¬ 
ternativen zu den Berufen, Arbeits¬ 
zeitverkürzung und Wegen dahin 
sprechen. Wir müssen Bewusstsein 
schaffen, das eine bessere Welt ohne 
Waffen und Profite möglich ist. 

Anne Rieger 


Weichen auf Streik 

„Deutschland blüht ein Verkehrscha¬ 
os“ titelt das Handelsblatt in der Ausga¬ 
be vom 25. August. Aber nicht nur die 
„kleinen“ Gewerkschaften GDL (Ge¬ 
werkschaft Deutscher Lokomotivführer) 
und Cockpit drohen mit Arbeitskampf. 
„ Wir brauchen die gesetzlich garantier¬ 
te Tarifeinheit, um den Missbrauch der 
Tarifautonomie zur Durchsetzung von 
Einzelinteressen zu verhindern“ heißt es 
dazu aus dem Lager der „Arbeitgeber“. 
Aber auch die zum DGB gehörige EVG 
(Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft) 
ist streikbereit. „Die Zeichen stehen jetzt 
erst einmal auf Eskalation“ so EVG-Vor- 
sitzender Alexander Kirchner gegenüber 
dem Handelsblatt. Anhand der Meldun¬ 
gen der letzten Wochen dokumentieren 
wir hiermit den bisherigen Verlauf der 
anstehenden Tarifrunde bei der Deut¬ 
schen Bahn: 

DB: Kooperationsge¬ 
spräche gescheitert 

Die Kooperationsgespräche bei der 
Deutschen Bahn (DB) sind gescheitert. 
Eine Vereinbarung zwischen DB, EVG 
und GDL wird es nicht geben. Die Ge¬ 
werkschaft, die für eine bestimmte Be¬ 
rufsgruppe die Mehrheit organisiert, soll¬ 
te das Verhandlungsmandat für die ent¬ 
sprechenden berufsgruppenspezifischen 
Tarifregelungen bekommen. Die andere 
Gewerkschaft hätte an der Forderungs¬ 
findung und am Verhandlungsverlauf be¬ 
teiligt werden müssen. 

GDL lehnt „Tarifkartell“ ab 

„Kooperationen sind grundsätzlich eine 
gute Sache, doch wenn sie auf ein Tarif¬ 
kartell zu Lasten aller Gewerkschafts¬ 
mitglieder hinauslaufen, dann ist das 
mit uns nicht zu machen.“ kommentierte 
der Bundesvorsitzende der GDL, Claus 
Weselsky, den Abbruch der Kooperati¬ 
onsverhandlungen. 

EVG: „Tarifkonkurrenz 
ist schädlich“ 

„Maßgebend wäre das Mehrheitsprinzip 
gewesen, unter Berücksichtigung der In¬ 
teressen der Minderheitsgewerkschaft“, 
so der EVG-Vorsitzende Kirchner. Die 
GDL sei letztlich aber nur bereit gewe¬ 
sen, sich bei übergeordneten Tarifrege¬ 
lungen, die für alle Beschäftigten gelten, 
abzustimmen. Dazu gehören beispiels¬ 
weise Forderungen zur Beschäftigungssi¬ 
cherung. Spezifische Regelungen, die von 
nur einer Gewerkschaft für nur eine Be¬ 
rufsgruppe abgeschlossen werden, soll¬ 
ten weiterhin möglich sein. 

GDL will fünf Prozent mehr 
und zwei Stunden weniger 

Die GDL fordert im Tarifstreit fünf Pro¬ 
zent mehr Entgelt, eine zweistündige 
Arbeitszeitverkürzung auf 37 Sunden 
pro Woche sowie „eine dem Gewinn des 
Konzerns entsprechende Mitarbeiterbe¬ 
teiligung“. Die GDL erhebt diese Forde¬ 
rungen für Lokomotivführer (inklusive 
Lokrangierführer), Zugbegleiter, Bord¬ 
gastronomen, Instruktoren/Trainer und 
Disponenten. Außerdem will die GDL 
auch für die auszubildenden Lokomo¬ 
tivführer die Tarifverträge abschließen. 

EVG will sechs Prozent 
mehr Geld 

Die EVG fordert für ihre rund 100000 
Mitglieder, die bei der DB AG beschäf¬ 
tigt sind, sechs Prozent mehr Lohn, min¬ 
destens aber 150 Euro mehr pro Monat. 
Gleichzeitig fordert die EVG, dass die 
gut 5000 bei ihr organisierten Lokfüh¬ 
rer wieder unter die Tarifregelungen ih¬ 
rer Gewerkschaft fallen. 

„Die in der EVG organisierten Lok¬ 
führer wollen zurück in ihre Eisenbah¬ 
nerfamilie. Nachdem der Grundlagen¬ 
tarifvertrag ausgelaufen ist, werden 
wir wieder die Interessen aller unserer 
Mitglieder vertreten“, machte EVG- 
Verhandlungsführerin Regina Rusch- 
Ziemba deutlich. 

Der EVG sei es wichtig gewesen, das 
Votum der Mitglieder in die Entschei¬ 
dung der Tarifkommission einfließen zu 
lassen. Die Beteiligung an einer entspre¬ 
chenden Befragung sei mit mehr als 7500 
Rückantworten - davon mehr als 5000 
Postkarten - in einem Zeitraum von vier 
Wochen außerordentlich gut gewesen. 
Eine deutliche Mehrheit habe dabei für 
eine Tarifforderung votiert, die auch eine 
soziale Komponente beinhalten sollte. 
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Aktionstag gegen 
Gefechtszentrum 

Nach vier Tagen Diskussionen auf dem 
„War Starts Here“ Camp fand am 23. 
08. ein erfolgreicher Aktionstag gegen 
das Gefechtsübungszentrum des Heeres 
(GÜZ) in der Altmark statt. Seit Frei¬ 
tagmittag waren verschiedene Mahnwa¬ 
chen rund um das Gelände herum ange¬ 
meldet, die den Antimilitaristlnnen als 
Anlaufpunkte dienten. Eine der Mahn¬ 
wachen wurde an der Baustelleneinfahrt 
zur Übungskulisse Schnöggersburg ab¬ 
gehalten, begleitet von einem unnö¬ 
tig massiven Polizei-, Bundeswehr- und 
Wachschutzaufgebot. Viele Aktivistin¬ 
nen verzichteten jedoch auf eine Teil¬ 
nahme an einer der Kundgebungen, um 
statt dessen ihren Protest direkt auf das 
GÜZ zu tragen. 

Verschiedenen Berichten zufol¬ 
ge fanden während des Aktionstags an 
zahlreichen Orten auf dem Gelände viel¬ 
fältige Aktionen statt. Wie schon in den 
Tagen zuvor wurde auch an diesem Mor¬ 
gen der Platz von einer größeren Gruppe 
Aktivistinnen besetzt. An mehreren an¬ 
deren Orten wurden Begrenzungsschil¬ 
der des Geländes entfernt, versetzt oder 
verändert, um das militärische Sperrge¬ 
biet zu verkleinern, Übungsdörfer wur¬ 
den mit antimilitaristischen Parolen 
versehen, Bau- und Begrenzungszäune 
wurden geöffnet, Baufahrzeuge wur¬ 
den unbrauchbar gemacht und Straßen 
mit Transparenten blockiert, (www.war- 
startsherecamp. org/de/aktionen) 

G7 2015: Grundrechte 
bewahren 

„Bundesregierung und Freistaat Bay¬ 
ern arbeiten mit Hochdruck an den Si¬ 
cherheitsmaßnahmen zum G7-Gipfel im 
kommenden Jahr“, so Ulla Jelpke, innen¬ 
politische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, mit Blick auf die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine An¬ 
frage der Linksfraktion zu vorbereiten¬ 
den Planungen für den G7-Gipfel 2015. 
Jelpke weiter: 

„23 Treffen der Bundessicherheits¬ 
behörden hat es bereits gegeben, meist 
gemeinsam mit bayerischen Ämtern, um 
die Sicherheitsmaßnahmen abzustim¬ 
men. Ein vergleichbares Engagement zur 
Gewährleistung der Versammlungsfrei¬ 
heit ist leider nicht festzustellen. 

Die Bundesregierung ist offenbar 
gewillt, wieder einen großangelegten 
Bundeswehreinsatz durchzuführen, wie 
er schon 2007 in Heiligendamm statt¬ 
gefunden hat. Es ist kein gutes Zeichen, 
dass es schon beim ersten Treffen zwi¬ 
schen Bundesbehörden und Bayern am 
5. März ausgerechnet um die Unterstüt¬ 
zung durch die Bundeswehr ging. Beim 
Gipfel in Heiligendamm waren tausende 
von Soldaten im Einsatz, Überwachungs¬ 
flugzeuge und Spähpanzer wurden zur 
Kontrolle von Demonstranten einge¬ 
setzt. Mit einer Kriminalisierungsstra¬ 
tegie gegen Kritiker der kapitalistischen 
Globalisierung sind schon 2007 massive 
Grundrechtseingriffe begründet worden, 
die später von Gerichten für rechtswidrig 
befunden wurden. Die Behörden müssen 
endlich begreifen, dass der G7-Club nicht 
über der Verfassung steht.“ 

Friedenspolitik statt 
Waffenlieferungen 

Am Montag, 25. 8. sind Mareike Winge- 
rath und Jochen Petzschmann in Köln 
zur letzten Etappe ihrer Deutschland¬ 
tour in Richtung Berlin aufgebrochen. 
Mit seinem Friedensmobil ist das Paar 
seit dem 16. Juni unterwegs und besucht 
20 Städte, um über die Aktion „Friedens¬ 
band“ des Forum Ziviler Friedensdienst 
(forumZFD) zu informieren und 10 000 
Unterschriften für einen „Appell für 
mehr Friedenspolitik statt Militäreinsät¬ 
ze“ zu sammeln. 

Die Idee zu der Tour hatten Winge- 
rath und Petzschmann, nachdem Bun¬ 
despräsident Gauck sowie die Minister 
Steinmeier und von der Leyen Ende 
Januar bei der Münchner Sicherheits¬ 
konferenz zu mehr auch militärischem 
Engagement Deutschlands in der Welt 
aufgerufen hatten. „Diese Reden haben 
uns sehr aufgeregt. Uns war klar, dass 
wir mit unserem Protest auf die Straße 
müssen. Wir wollen mit den Bürgerinnen 
und Bürgern darüber diskutieren, dass es 
zivile Alternativen gibt, in der Welt Ver¬ 
antwortung zu übernehmen“, erklärt Ma¬ 
reike Wingerath. 
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Waffenlieferungen am Antikriegstag 

Umfragen: Regierung stimmt zu, große Mehrheit lehnt ab 


A usgerechnet zum 1. September 
sind die Bundestagsabgeord¬ 
neten zu einer Sondersitzung 
in den Reichstag eingeladen worden. 
Schamlos, wie kalte und heiße Krieger 
nun mal sind, sollen sie an dem Tag, der 
hierzulande in vielen Städten als Anti¬ 
kriegstag begangen wird, über Waffen¬ 
lieferungen nach Kurdistan diskutie¬ 
ren. Zu entscheiden haben sie über die 
Rüstungsexporte nicht. Die Bundes¬ 
tagsabgeordneten werden schlicht über 
das informiert, was der geheim tagende 
Bundessicherheitsrates für sie entschie¬ 
den hat. Diesem Gremium gehören die 
Bundeskanzlerin und acht Bundesmi¬ 
nister an. Als Regel gilt Einstimmig¬ 
keit. Einstimmig haben also diese acht 
CDU/CSU/SPD-Minister beschlossen, 
den kurdischen Streitkräften Handfeu¬ 
erwaffen und Panzerhaubitzen zu lie¬ 
fern. Dem wird sich die Bundesregie¬ 
rung auf ihrer Sitzung in dieser Woche 
anschließen. So sieht es die „demokra¬ 
tische Entscheidungsfindung“ nun mal 
vor. 

Um diese Entscheidungen mitzu¬ 
teilen, hätten die Bundestagsabge¬ 
ordneten gar nicht zusammen gerufen 
werden müssen, was zudem viel Geld 
gespart hätte. Denn die Fakten und Be¬ 
gründungen sind längst veröffentlicht. 
Mit der Debatte auf dieser Sondersit¬ 
zung geht es eigens darum, die Bundes¬ 
bürgerinnen und Bundesbürger ins das 
Spiel mit Waffen einzubeziehen und in 
ihrer Meinung umzustimmen. Denn 
„die Leute auf der Straße“ haben in 
Meinungsumfragen deutlich gemacht, 
dass sie die Waffenlieferungen ableh¬ 
nen. Vor einer Woche veröffentlich¬ 
te das ZDF-Politbarometer, dass sich 
67 Prozent der Befragten gegen diese 
Waffenlieferungen aussprachen. Der 
Umfrage zufolge stoßen Rüstungsex¬ 
porte in den Irak in allen Parteilagern 
mehrheitlich auf Ablehnung. Weil diese 
Stimmungslage so ist, soll nun die Son¬ 
dersitzung am 1. September helfen, 
mehr Verständnis für die Regierungs¬ 
entscheidung zu wecken. Am Gelingen 
darf - zum Glück - gezweifelt werden. 

Über die Rüstungsexporte ist inzwi¬ 
schen eine heftige Debatte entbrannt. 


Für die Kanzlerin und ihren Außen¬ 
minister gibt es zu den aktuellen Ent¬ 
scheidungen „keine Alternative“. Alter¬ 
nativlos - das kennen wir schon. Die 
Juso-Vorsitzende Johanne Uekermann 
hielt insbesondere dem Außenminis¬ 
ter und der Kriegsministerin vor: „Mit 
Waffenlieferungen machen sie sich die 
Finger nicht dreckig, kalkulieren aber 
absehbare Folgekonflikte mit ein.“ Das 
SPD-Präsidium hat sich dennoch ein¬ 
mütig für diese Waffenlieferungen aus¬ 
gesprochen. Einzig der stellvertretende 
SPD-Vorsitzende Ralf Stegner beugte 
sich der Mehrheit im Parteipräsidium 
nicht: „Ich bin glasklar dafür, dass wir 
keine Waffen mehr in Spannungsge¬ 
biete liefern wie unter Schwarz-Gelb.“ 
Die SPD solle sich beim Thema Rüs¬ 
tungsexporte besser als Friedenspartei 
profilieren und statt in Rüstung mehr 
in Entwicklungszusammenarbeit inves¬ 
tieren. „Wir sind gegen Geschäfte mit 
dem Tod“, fügte Stegner hinzu. 

Besonders verärgerten ihn eini¬ 
ge Stimmen aus der Unionsfraktion. 
Dort hatte ihr wirtschaftspolitischer 
Sprecher, Joachim Pfeiffer, kürzlich 


Bundestag: diskutieren ja, 
entscheiden, nein. 


gefordert, dass Deutschland - übrigens 
ganz im Sinne von Bundespräsident 
Gauck - mehr Verantwortung überneh¬ 
men müsse: „Dann müssen wir mitma¬ 
chen, und zwar bei allem.“ Da dürfe es 
kein Tabu geben. Ein deutscher Beitrag 
könne sich nicht in die Lieferung von 
Decken und Schutzwesten erschöpfen. 
Ralf Stegner zeigte sich bestürzt, „wie 
flott derzeit einige vom Einsatz krie¬ 
gerischer Mittel reden“, sagte er. „Wen 
hat nicht alles der Westen aufgerüstet, 
erst waren sie die Guten, dann die Bö¬ 
sen - da gab es die übelsten Effekte.“ Er 
glaube, die Menschen in Deutschland 
hätten viel mehr Sensibilität für die Er¬ 
haltung des Friedens in der Welt „als 
einige, die sich jetzt großspurig äußern“. 

In der Tat scheint es so zu sein, dass 
viele sozialdemokratische Mitglieder 


ihre Probleme damit haben, die aktu¬ 
ellen Erklärungen ihrer Parteivorderen 
zu verstehen. Für sie ist das große Wort 
ihres Bundeskanzlers Willy Brandt 
fest eingebrannt: „Frieden ist nicht al¬ 
les. Aber ohne Frieden ist alles nichts.“ 
Obwohl auch der - worauf wir Kom¬ 
munisten und viele andere Menschen 
immer hingewiesen haben - zum Bei¬ 
spiel seinen US-amerikanischen Freun¬ 
den beim Völkermord in Vietnam bei- 
stand. Aber immerhin setzte er wichti¬ 
ge politische Impulse, in der Zeit des 
Kalten Krieges neue und friedliche 
Beziehungen zu den osteuropäischen, 
damals sozialistischen Ländern, her- 
zustellen. Aber schon sein Nachfolger 
als Bundeskanzler, Helmut Schmidt, 
der sich heute geläutert gibt, hatte kei¬ 
ne Hemmungen diktatorische Regime 
aufzurüsten: Pinochet in Chile, die ar¬ 
gentinische Junta, Saddam Hussein im 
Irak, die Ajatollahs im Iran. 

Genüsslich rufen einige bürgerliche 
Medien dieser Tage - angesichts der 
Predigten des SPD-Vorsitzenden Ga¬ 
briel über eine neue Moral von Rüs¬ 
tungsexporten - einige der Schandta¬ 
ten in Erinnerung, die in den letzten 
Jahrzehnten begangen wurden; z.B., 
dass ausgerechnet eine Rot-Grüne Re¬ 
gierung Deutschland zum drittgrößten 
Waffenexporteur der Welt verhalf. Der 
Umfang der Ausfuhren sei im Regie¬ 
rungsjahr 2005 fast doppelt so hoch wie 
2013 gewesen. Zugleich verschweigen 
sie nicht, dass zum Beispiel die CDU/ 
CSU/FDP-Regierung im Jahre 2013 
insgesamt 8,34 Milliarden Euro für 
Rüstungsexporte genehmigte. Nach 
Algerien gingen Waffen in Höhe von 
625,7 Millionen Euro, nach Katar in 
Höhe von 673,4 Millionen Euro, in die 
Vereinigten Staaten in Höhe von 610,7 
Millionen Euro, nach Saudi-Arabien in 
Höhe von 361 Millionen Euro und nach 
Indonesien in Höhe von 295,7 Millio¬ 
nen Euro. 

Es gibt also viele Gründe, Rüs¬ 
tungsexporten und kriegerischen Kon¬ 
flikten entgegen zu treten. Die Debat¬ 
te hat, wie die Äußerungen der Ex-Bi- 
schöfin Käßmann zu Tage gefördert 
haben, auch die Kirchen zur Positio¬ 


nierung herausgefordert. Nun ließ sich 
ihr Amtsvorgänger Wolfgang Huber 
als Gegenpart mobilisieren. Er forder¬ 
te ein kirchliches Bekenntnis zur Not¬ 
wendigkeit eines Eingreifens im Nor¬ 
dirak, wo zumal Christen und Jesiden 
von den Terroristen des islamischen 
Staates bedroht werden. „Aus Grün¬ 
den der christlichen Friedensethik ist 
es nach meiner festen Überzeugung 
ausgeschlossen, auf das Terrorregime 
der IS-Milizen im Irak mit Untätigkeit 
zu reagieren.“ Dort könne der Gewalt 
nur durch Gegengewalt Einhalt gebo¬ 
ten werden. Er fand bei EKD-Synoden- 
präses Irmgard Schwaetzer Unterstüt¬ 
zung, die in einem Interview mit dem 
SWR erklärte: „Gewaltanwendung ist 
wohl in diesem Falle notwendig und 
damit auch erlaubt, um das Morden zu 
beenden.“ Andere Auffassungen vertra¬ 
ten sowohl der katholische Erzbischof 
von Bamberg Ludwig Schick als auch 
der EKD-Friedensbeauftragte Renke 
Brahms. Beide wandten sich gegen die 
Lieferung von Waffen der Bundeswehr 
in den Irak. 

In seinem Aufruf zum Antikriegstag 
erklärt der Deutsche Gewerkschafts¬ 
bund: „Vor 100 Jahren begann der Ers¬ 
te Weltkrieg, vor 75 Jahren der Zweite. 
Beide Jahrestage machen den diesjäh¬ 
rigen Antikriegstag zu einem zentra¬ 
len Tag der Erinnerung und des Mah- 
nens. Auch heute gilt: Kriege kommen 
nicht über uns - sie werden gemacht. 
Gewalt geht von Menschen aus - und 
trifft Menschen. Sie werden getötet, 
verwundet und vertrieben. Ihr Leben 
wird bis in die Grundfesten erschüt¬ 
tert - während andere aus Kriegen Pro¬ 
fite schlagen oder ihre Machtinteressen 
durchsetzen ... Rüstungsexporte müs¬ 
sen strengen Regeln unterliegen, sie 
dürfen nicht aufgeweicht werden. Der 
DGB wird sich dafür einsetzen, Rüs¬ 
tungsausgaben weltweit zu senken um 
die Lebens- und Bildungschancen der 
Menschen zu erhöhen.“ 

Das Jahr 2014 ist bisher kein gutes 
für den Frieden. Damit es besser wird, 
sollten wir alles für die Stärkung der 
Friedensbewegung hierzulande tun. 

RolfPriemer 


Hip-Hop für die Älteren 

Wasserturmfest 2014 der DKP Elmshorn 



Die Diskussionsrunde zu „Kriege verhindern - Frieden schaffen“ (s.a.Text). 


Seit fast 40 Jahren wird 
dieses Fest in Elmshorn 
gefeiert. Es ist eine feste 
Größe im Veranstaltungs¬ 
kalender der Stadt. Auch 
in diesem Jahr war das 
Wasserturmfest erneut 
eine Mischung aus Kin¬ 
derfest, politischer Diskus¬ 
sionsveranstaltung, zwang¬ 
losem Beisammensein und 
Kultur. Speisen und Ge¬ 
tränke gab es zu besonders 
günstigen Preisen. 

Wie in den Vorjahren 
wurde das Fest von Men¬ 
schen mit unterschiedli¬ 
cher Motivation besucht: 
von politisch interessier¬ 
ten Teilnehmern haupt¬ 
sächlich aus dem linken 
Spektrum über junge Fa¬ 
milien mit Kindern und 
solchen, die besonders an 
Tanz, Kultur und Musik 
interessiert waren. Ein we¬ 
sentlicher Bestandteil des 
Kinderfestes war ein Pup¬ 
pentheater mit Catharina 
Lentes. Der Raum war voll, die Be¬ 
geisterung groß. 

Die politische Diskussionsrunde 
zum Thema: „Kriege verhindern - 
Frieden schaffen“ war prominent be¬ 
setzt. Peter Strutynski (Sprecher des 
Kasseler Friedensratschlages) thema¬ 
tisierte Hintergründe der aktuellen 
Kriegsereignisse. Er verwies auf die 
mehr als 40 Kriege, die zurzeit statt¬ 
finden, und auf die Gefahren perma¬ 
nenter Kriege in der Zukunft. Die jetzt 


auch anstehende offizielle Lieferung 
von Kriegswaffen in Spannungsgebie¬ 
te ist eine weitere Eskalation der Ge¬ 
fahren durch Kriege. 


Mehr als 40 Kriege zur Zeit 


Bettina Jürgensen, Mitglied des 
Parteivorstandes der DKP und Spre¬ 
cherin des Marxistischen Forums 
analysierte Ursachen und Abläufe 


des Krieges in der Ukraine. Sie nahm 
Stellung zur Rolle der Nato, der USA 
und der EU im Blick auf die zuneh¬ 
menden Konflikte mit Russland. Sie 
verwies auf neue Konfliktpotenziale 
in der Zukunft. Irmgard Jasker von 
der Friedenswerkstatt Kreis Pinne¬ 
berg benannte die humanitären Ka¬ 
tastrophen, die Kriege erzeugen. Sie 
forderte konkrete Überlegungen zur 
Tätigkeit vor Ort gegen Krieg und 
Elend. 


Einig waren sich Dis¬ 
kutanten und Teilnehmer, 
dass die Situation weit mehr 
Widerstand auch vor Ort 
erfordert. Die 67-prozenti- 
ge Ablehnung von Waffen¬ 
exporten in die aktuellen 
Spannungsgebiete durch die 
Bevölkerung der BRD wird 
nur unzureichend durch 
Massenaktionen unterstützt. 
Es war eine spannende, an¬ 
regende Runde, welche die 
zirka 60 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer sichtlich be¬ 
eindruckte. 

Zu diesem politischen 
Thema passte das anschlie¬ 
ßende Kulturprogramm mit 
der Hip-Hop-Band, „one 
Step ahead“ aus Hamburg 
und Achim Bigus, der Lie¬ 
der der Arbeiterbewegung 
sang. Die Jugendlichen der 
Hip-Hop-Gruppe hatten 
ein hochpolitisches, antika¬ 
pitalistisches Programm, so 
dass auch viele ältere Zuhö¬ 
rer begeistert waren. Hof¬ 
fentlich hat diese Gruppe die Chan¬ 
ce, über viele Auftritte bekannter zu 
werden. 

Mojito, Wein, Bier, afghanische 
Spezialitäten und das beliebte Span¬ 
ferkel trugen zur guten Stimmung 
beim Wasserturmfest bei. Für die Ma¬ 
cher des Festes ist ein besonderes Er¬ 
lebnis die große Hilfsbereitschaft, 
Unterstützung und Solidarität vieler 
zu erleben, ohne die ein solches Fest 
unmöglich ist. Wittigo Stubbe 
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Warme Worte für NSU-Opfer 

Linkspartei fordert Untersuchungsausschuss. Behörden verantwortlich für Terror von rechts 



Das Haus, das Zschäpe sprengte - allein? 


O hne den Thüringer Inlandsge¬ 
heimdienst, der die irreführen¬ 
de Bezeichnung Verfassungs¬ 
chutz trägt, hätte es die Mord- und 
Terrorserie des neofaschistischen Netz¬ 
werks „Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund“ (NSU) wohl kaum gegeben. Zu 
keinem anderen Schluss kann kommen, 
wer den mehrere hundert Seiten um¬ 
fassenden Bericht des Untersuchungs¬ 
ausschusses zu besagtem Naziterror 
und dem mannigfaltigen Fehlverhalten 
der Sicherheitsbehörden im Freistaat 
zur Kenntnis nimmt. 

Besagter Abschlussbericht war am 
22. August im Rahmen einer eigens an¬ 
beraumten Sondersitzung im Thüringer 
Landtag unter Anwesenheit einiger 
Opferangehöriger debattiert worden. 
Auf insgesamt knapp 1 900 Seiten hat¬ 
te der Ausschuss zuvor seine Erkennt¬ 
nisse über die drei NSU-Haupttäter 
Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und 
Uwe Mundlos, sowie das unglaubliche 
Vorgehen von Inlandsgeheimdienst, 
V-Leuten und Polizeibehörden zusam¬ 
mengefasst. Übrig bleiben jedoch trotz¬ 
dem noch diverse Fragen. Wirklich auf¬ 
geklärt ist bisher nach wie vor so gut 
wie gar nichts. 

„Die Verbrechen des NSU hätte 
es mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
gegeben, wenn Thüringer Behörden 
die Fahndung nach den Untergetauch¬ 
ten entschiedener betrieben hätten“, 
so zumindest lautet ein Fazit, welches 
die Untersuchungsausschussvorsit¬ 
zende Dorothea Marx (SPD) im Rah¬ 
men der Landtagsdebatte zog. „Es ist 
uns in Deutschland nicht gelungen, sie 
und ihre Angehörigen zu schützen“, 
schlussfolgerte hingegen Thüringens 
noch amtierende Ministerpräsidentin 
Christine Lieberknecht (CDU). Wer 
hingegen eine Antwort auf die Frage 
erwartet hatte, wie der Schutz von Mi- 
grantinnen und Migranten vor neofa¬ 
schistischer Gewalt zukünftig gewähr¬ 
leistet werden sollte, wurde indes ent¬ 
täuscht. Bodo Ramelow, Fraktionschef 
der Linksfraktion im Freistaat, verwies 
in seinem Redebeitrag auf sein Entset¬ 


zen als bekannt wurde, dass „brauner 
Terror mordend und brandschatzend 
durch Deutschland ziehen konnte“ 
und betonte die besondere Verantwor¬ 
tung, die das Land Thüringen und seine 
Behörden dafür tragen. Zu der NSU- 
Struktur gehörten mehr als nur die 
Drei - Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe - 
und er „verstehe nicht, warum nicht das 
gesamte NSU-Netzwerk als terroristi¬ 
sche Organisation behandelt und ver¬ 
urteilt wird“, erklärte Ramelow weiter. 
Der Linkspartei-Politiker sprach sich 
außerdem für die Einsetzung eines wei¬ 
teren Untersuchungsauschusses nach 
der Landtagswahl aus, die in Thürin¬ 
gen - zeitgleich zu Brandenburg - am 


Erneute Einsetzung von 
Untersuchungsauschüssen 
in Thüringen und Sachsen 
gefordert 


14. September stattfindet. „Die Aufklä¬ 
rung der ungeheuerlichen Geschehnis¬ 
se muss auch nach der Landtagswahl 
fortgesetzt werden“, forderte Ramelow. 


Schließlich habe man „trotz der inten¬ 
siven Arbeit des Untersuchungsaus¬ 
schusses als Resultat mehr Fragen als 
Antworten“, unterstrich er. 

Anlässlich der Debatte um die Er¬ 
kenntnisse Thüringens über den rech¬ 
ten Terror, meldete sich auch Kerstin 
Köditz, Sprecherin für antifaschistische 
Politik der sächsischen Linksfraktion 
und Obfrau im Untersuchungsaus¬ 
schuss „Neonazistische Terrornetzwer¬ 
ke“ des dortigen Landtages zu Wort. 
„Der ausführliche Bericht aus Thürin¬ 
gen wird von allen dortigen Fraktionen 
getragen und bestätigt, was in Sachsen 
nur die demokratische Opposition sich 
zu sagen traute: Die Fahndung nach 
Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe war 
ein komplettes Desaster“, kritisierte sie. 
Das „voll ausgeprägte Behördenversa¬ 
gen“ habe dazu geführt, dass „das Trio 
nicht frühzeitig in Chemnitz gestellt 
werden konnte - trotz zutreffender 
Hinweise auf den Aufenthaltsort in 
Chemnitz und mutmaßliche Unter¬ 
stützer aus der sächsischen Naziszene“. 

Köditz begrüßte zudem, dass sich 
der Thüringer Landtag „anders als die 
Staatsregierung und die Koalitions¬ 


fraktionen in Sachsen“ einig sei, dass 
aus dem „NSU-Skandal tiefgreifende 
Konsequenzen für die Arbeit der Si¬ 
cherheitsbehörden gezogen werden 
müssen“. „Angesichts der Detailschär¬ 
fe des Thüringer Berichts haben sich 
in Sachsen die CDU- und FDP-Frakti- 
on, die keine Fehler bei Behörden und 
auch keinen Anlass für Reformen er¬ 
kennen wollen, mit ihrem Abwiegeln 
bis auf die Knochen blamiert“, konsta¬ 
tierte die Antifaschistin weiter. Auch 
sie sprach sich dafür aus, im kommen¬ 
den sächsischen Landtag, der am Sonn¬ 
tag neu gewählt wird, einen neuen Un¬ 
tersuchungsausschuss einzusetzen. „Ich 
möchte endlich wissen, warum etwa 
das Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen seine Suchmaßnahmen Ende 
1998 für mehr als ein Jahr unterbrochen 
und damit den gesuchten Bombenbau¬ 
ern einen riesigen Vorsprung gewährt 
hat“, erklärte Köditz weiter. 

Nicht nur in den Untersuchungs¬ 
ausschüssen von Thüringen und Sach¬ 
sen litten unterdessen erstaunlich viele 
befragte Zeugen aus den Sicherheits¬ 
behörden offensichtlich an Amnesie. 
Sie konnten sich an kaum einen der 
Vorgänge und Zusammenhänge erin¬ 
nern, zu denen sie befragt wurden. Die 
den Angehörigen der Opfer verspro¬ 
chene Aufklärung verkam damit voll¬ 
ends zu Farce. 

Was in den Jahren vor den ersten 
Enthüllungen des neofaschistischen 
Terrors, dessen Existenz von den Si¬ 
cherheitsbehörden und Geheimdiens¬ 
ten zuvor kontinuierlich geleugnet 
wurde, vielleicht noch wie ein zynischer 
Kommentar gewirkt hätte, ist nunmehr 
bittere Realität: Würde man die insge¬ 
samt 19 Geheimdienste, die in der Bun¬ 
desrepublik an führender Stelle an der 
Bespitzelung, Diffamierung und Kri¬ 
minalisierung von Antifaschisten be¬ 
teiligt sind und es neofaschistischen 
Mörderbandenzugleich so gemütlich 
wie irgend möglich einrichten, endlich 
zerschlagen, man hätte der militanten 
Naziszene einen gehörigen Schlag ver¬ 
setzt. Markus Bernhardt 


Grabice (Polen) und Kerkwitz (Lausitz) Hand in Hand 

Erfolgreiches Zeichen gegen neue Braunkohlentagebaue 



Klimaschützerinnen gegen Bagger 


Mit einer Menschenkette haben am 
Samstag, den 23. 8., gut 7 500 Men¬ 
schen gegen neue Braunkohletage¬ 
baue demonstriert. Hand in Hand ver¬ 
banden sie das Dorf Kerkwitz in der 
Lausitz mit dem acht Kilometer ent¬ 
fernten Grabice in Polen. Beide Orte 
sollen nach Plänen von Vattenfall und 
des polnischen Staatskonzerns PGE 
abgebaggert werden. 

Zum Protest hatte ein breites Bünd¬ 
nis aus lokalen Initiativen und großen 
Umweltverbänden wie Greenpeace 
oder die Klima-Allianz aufgerufen. 
Dem Aufruf folgten mehr Menschen 
als ursprünglich erwartet. Mit 5 000 
Teilnehmern hatten die Organisatoren 
gerechnet - gekommen sind deutlich 
mehr. Aus 20 Ländern waren sie an¬ 
gereist, um den lokalen Widerstand zu 
unterstützen. 

Es sei überwältigend, dass so viele 
Menschen aus ganz Europa den Pro¬ 
test unterstützt haben, sagte Thomas 
Burchardt, Mitinitiator der Menschen¬ 
kette und Sprecher des lokalen Bünd¬ 
nisses Klinger Runde. Das gebe Kraft 
für die kommenden Jahre. „Wir geben 
nicht auf, bis die Politik einsieht, dass es 
eine gesellschaftliche Mehrheit gegen 
Braunkohle gibt“, so Burchardt weiter. 

Mit der Menschenkette erreich¬ 
te auch das 4. Lausitzer Energie- und 
Klimacamp seinen Höhepunkt und en¬ 
dete schließlich am Sonntag. Gut 150 
Menschen hatten in Kerkwitz ihre Zel¬ 
te aufgeschlagen und nutzten die Ge¬ 
legenheit, sich bei zahlreichen Work¬ 
shops mit der lokalen Bevölkerung 
auszutauschen. Marvin Kracheei, Pres¬ 
sesprecher des Klimacamps, zeigte sich 
zufrieden. Das Camp habe in diesem 
Jahr noch mehr Rückhalt in der lokalen 
Bevölkerung erfahren als in den Jah- 


Während der Anti-Kohle-Menschenkette im 
Lausitzer Braunkohle-Revier betraten Akti¬ 
vistinnen das Betriebsgelände von Vattenfall 
und entrollten vor dem Braunkohle-Bagger 
am Nordrand des Tagebaus „Jänschwalde“ 
ein Banner mit der Aufschrift „Kohle killt Kli¬ 
ma“ . Diese Aktion reiht sich in ein in die 
Vielzahl von bunten und kreativen Aktionen, 
die in der letzten Woche während des Klima¬ 
camps im Lausitzer Braunkohlerevier statt¬ 
fanden. Sie protestierten damit gegen die 
geplante Erweiterung des Tagebaus und die 
unbeirrt weitergeführte Stromerzeugung aus 
Braunkohle durch den Vattenfall-Konzern. 
„Braunkohleverstromung ist die mit Ab¬ 
stand klimaschädlichste Art der Stromer¬ 
zeugung“ , so einer der Aktivistinnen, „die 
Energiekonzerne müssen davon abgehalten 
werden, auf Kosten der Menschen und der 
Umwelt Profit zu machen.“ Um dies zu ver¬ 


hindern, sehen es die Aktivistinnen als legi¬ 
tim an, den Betrieb des Tagebaus zu stören 
und Privatgelände von Vattenfall zu betre¬ 
ten. Dazu eine der Aktivistinnen: „Die Ge¬ 
setze der Bundesrepublik Deutschland er¬ 
lauben es Vattenfall, die Menschen vor Ort 
zu enteignen, die Natur zu zerstören und das 
Leben auf der gesamten Erde in Gefahr zu 
bringen. Sie verbieten es uns aber, effekti¬ 
ve Maßnahmen zum Schutz der Menschen 
und des Klimas zu ergreifen. Wo solche Ge¬ 
setze herrschen, wird das Übertreten die¬ 
ser Gesetze zur moralischen Pflicht jedes 
Menschen!“ 

„Wir sind längst nicht mehr auf den Ener¬ 
gieträger Braunkohle angewiesen, weil 
der Ausbau der Erneuerbaren rasch voran¬ 
schreitet und wir schon längst überschüssi¬ 
gen Strom ins Ausland exportieren.“, äußert 
sich ein anderer Aktivist. 


ren zuvor. So hatte der Bürgermeister 
von Guben, Fred Mahro, gemeinsam 
mit Bürgermeistern der betroffenen 
Dörfer das Klimacamp eröffnet. „Wi¬ 
derstand sei dringender denn je“, hatte 
Mahro den Gästen zugerufen. Was auf 
Guben und andere Orte der Region zu¬ 
komme, sei nicht hinnehmbar. 

Unterstützt wurde das Klimacamp 
auch von dem Kandidaten für das 
Amt des Oberbürgermeisters in Cott¬ 
bus, Lars Krause (Die Partei). Bei ei¬ 
ner Satire-Aktion auf dem Cottbuser 
Altmarkt hatte Krause für einen neuen 
Tagebau in der Cottbuser Innenstadt 
geworben. Dieser solle vom Blechen 
Carre bis zum Arbeitsamt reichen. Als 
neuer Oberbürgermeister wolle sich 
Krause auch dafür einsetzen, dass Koh¬ 
le zu den nachwachsenden Rohstoffen 
gezählt werde. Er plane, in Cottbus 
Kohle nicht nur ab-, sondern auch wie¬ 
der anzubauen. 

Wie in den letzten Jahren hat es 
auch diesmal Versuche der Kohlelob¬ 
by gegeben, den Widerstand klein zu 
halten. So hatte es das Amt Peitz - wie 
in den letzten Jahren - untersagt, dass 
in ihren Ortschaften Werbeplakate 
für das Klimacamp angebracht wer¬ 
den. Weil alle Lichtmasten wegen der 
bevorstehenden Landtagswahl verge¬ 
ben seien, könnte nicht weiter plaka¬ 
tiert werden, argumentierte das Amt. 
Das Verwaltungsgericht Cottbus, das 
die Umweltschützer angerufen hatten, 
folgte dann aber nicht dieser Argumen¬ 
tation. Im Bereich des Amtes Peitz be¬ 
findet sich das Vattenfall-Kraftwerk 
Jänschwalde. Ob es einen Zusammen¬ 
hang zwischen Plakatierungsverbot 
und dem Kraftwerk gibt, wollten die 
Umweltschützer nicht bestätigen aber 
auch nicht ausschließen. Bernd Müller 
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Rassismus bei der 
Schwimm-EM 

Der Präsident des polnischen Schwimm¬ 
verbandes, Andrzej Kowalski, hat in ei¬ 
nem Gespräch den Vorsitzenden der 
Deutsch-Polnischen Parlamentarier¬ 
gruppe und Abgeordneten der Frakti¬ 
on ,Die Linke“, Thomas Nord, über die 
Entgleisung des hr-Reportes Dirk Fro- 
mann bei der Schwimm-EM in Berlin 
informiert. Er habe die polnische Na¬ 
tionalmannschaft mit den Worten be¬ 
grüßt: „Kommen mit dem Fahrrad her, 
schwimmen hier und nehmen ein Auto 
mit heim“. Dazu erklärt Thomas Nord: 

„Ich habe Herrn Kowalski mein Ent¬ 
setzen über diesen Vorgang zum Aus¬ 
druck gebracht und entschuldige mich 
für diesen unglaublichen Vorgang. In 
Briefen an die Präsidentin des Deut¬ 
schen Schwimmverbandes und den Vor¬ 
sitzenden der ARD fordere ich eine Aus¬ 
einandersetzung mit diesem Vorgang. 
Darüber hinaus habe ich die Briefe den 
Vorsitzenden des Sportausschusses und 
des Ausschusses für Kultur und Medien 
zur Kenntnis gegeben und sie gebeten, 
sich mit dem Vorgang im Ausschuss aus¬ 
einanderzusetzen. Ich gehe davon aus, 
dass beim Schwimmverband und auch 
bei der ARD Schlussfolgerungen gezo¬ 
gen werden.“ 

Schulterschluss mit der NPD? 

Die Neonazi-Partei „Die Rechte“ orga¬ 
nisierte am Samstag zwei Kundgebun¬ 
gen in Dortmund. Mit schwacher Betei¬ 
ligung. Dafür war aber NPD-Landeschef 
Claus Cremer mit von der Partie. Vor 
einem Jahr kamen 400 „Kameraden“; 
diesmal waren es nur 85. Vor einem Jahr 
konnten die Dortmunder Neonazis mit 
Parteichef Christian Worch, Thomas 
(„Steiner“) Wulff und dem Ex-“Wiking- 
Jugend“-Vorsitzenden Wolfram Nahrath 
auch „Prominenz“ der Szene begrüßen; 
diesmal blieb der Teil der nordrhein¬ 
westfälischen Neonazi-Szene, der bei 
der „Rechten“ Unterschlupf gefunden 
hat, fast unter sich. Dortmunder Bürger 
störten mit Erfolg das braune Spekta¬ 
kel. Das Blockade-Bündnis „Blockado“ 
auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite die Teilnehmer einer Demonstra¬ 
tion des örtlichen „Arbeitskreises gegen 
Rechtsextremismus“ und des ebenfalls 
am Samstag stattfindenden Christopher 
Street Days sorgten dafür, dass die Neo¬ 
nazis ihren eigentlich vorgesehenen Ver¬ 
anstaltungsort direkt am Hauptbahnhof 
nicht erreichen konnten. Und auch das 
Durchkommen zum Ausweichstandort 
erwies sich als schwierig, weil dort BVB- 
Fans ihr privates Fußballtraining veran¬ 
stalteten, um sich dann ebenfalls zu einer 
Blockade niederzulassen. 

Später tauchten die Neonazis zu ei¬ 
ner zweiten, zuvor nicht öffentlich ange¬ 
kündigten Kundgebung an diesem Tag 
im Dortmunder Norden auf. Anwoh¬ 
ner protestierten gegen den unerwarte¬ 
ten Auflauf. Darunter ein Kioskbetrei¬ 
ber. „Pass auf, dass Du Dir keine Kugel 
fängst“, drohte ihm einer der Neonazis. 
In der Nähe war 2006 der Kioskbesitzer 
Mehmet Kubasik mutmaßlich von den 
Mördern des NSU erschossen worden. 
(blick nach rechts) 

Entschuldigung gefordert 

Anlässlich des Spanien-Besuches von 
Kanzlerin Merkel forderte die spani¬ 
sche Vereinigung zur Wiedererlangung 
der historischen Erinnerung (ARMH) 
sie auf, sich im Namen Deutschlands bei 
den Opfern der Franco-Diktatur zu ent¬ 
schuldigen. Der Präsident der ARMH 
Emilio Silva erinnerte in einem Brief 
an die „enorme Schuld des Landes, dem 
Sie vorstehen, gegenüber den Opfern der 
Franco-Diktatur“. Die ARMH erinnert 
auch an die „Bomben der Legion Con- 
dor, die auf die Zivilbevölkerung spa¬ 
nischer Städte herabregneten und den 
Beginn eines totalen Kriegs markierten“. 
Die Unterstützung sei entscheidend für 
den Sieg der Putschisten gewesen und 
habe Spanien über Jahrzehnte eine blu¬ 
tige Diktatur gestürzt. Die Deutschen 
kämpften in Spanien ohne Hoheitsab¬ 
zeichen, standen jedoch unter deutschem 
Oberbefehl. Erinnert wird an Zehntau¬ 
sende, die aus ihren Häusern gezerrt 
und erschossen wurden und noch im¬ 
mer in Massengräbern verscharrt liegen, 
an 30 000 geraubte Kinder, an Folter, 
Vergewaltigungen und die Internierung 
in Konzentrationslagern. 
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Kein Interesse mehr an MH17 

Mehr als fünf Wochen nach dem mut¬ 
maßlichen Abschuss der malaysischen 
Passagiermaschine in der Ostukraine 
hat Russland ein abnehmendes Inter¬ 
esse an dem Fall kritisiert. „Wir versu¬ 
chen als einzige, die Aufmerksamkeit 
auf dieses ernste Problem zu lenken“, 
sagte Außenminister Sergej Lawrow 
bei einer Pressekonferenz am Montag 
in Moskau. Nach all den Vorwürfen ge¬ 
gen Russland und die Aufständischen 
mache „niemand mehr den Mund auf“. 
Russland werde weiter nach der Wahr¬ 
heit suchen. Einer der Anführer der Re¬ 
gimegegner, Andrej Purgin, sagte, die 
Wrackteile lägen weiterhin an der Ab¬ 
sturzstelle bei Grabowo herum. „Nie¬ 
mand sammelt sie ein. Offenbar braucht 
sie niemand mehr“. Die ausländischen 
Experten seien schon lange nicht mehr 
auf dem Trümmerfeld gewesen. 

Friedensabkommen 
für Mosambik 

Nach zweijährigen Auseinandersetzun¬ 
gen haben die mosambikanische Regie¬ 
rung und die Oppositionspartei Rena- 
mo ihren bewaffneten Konflikt beige¬ 
legt. Beide Seiten Unterzeichneten am 
Sonntag ein Friedensabkommen, das 
umgehend in Kraft treten soll. Rena- 
mo ist die größte Oppositionspartei in 
dem Land. Hervorgegangen ist sie aus 
einer antikommunistischen Rebellen¬ 
bewegung, die von den rassistischen 
Regimen in Rhodesien (heute Simbab¬ 
we) und Südafrika unterstützt wurde. 

100 000 Migranten erwartet 

Entlang der türkischen Ägäis-Küste 
warten nach Angaben aus Athen rund 
100 000 Migranten auf eine Gelegen¬ 
heit, nach Griechenland und damit in 
die EU zu kommen. Die EU sei de¬ 
tailliert über den Ernst der Lage infor¬ 
miert, sagte der griechische Minister für 
Handelsschifffahrt, Miltiadis Varvitsio- 
tis, am Montag. Die Aufnahmelager sei¬ 
en restlos überfüllt. 

Gedenken an Kriegsmassaker 

Der belgische König Philippe hat in 
Dinant (Wallonien) ein Denkmal ein¬ 
geweiht, das an die Opfer eines Welt¬ 
kriegsmassakers vor 100 Jahren erin¬ 
nert. Zum Beginn des Ersten Welt¬ 
kriegs hatten deutsche Soldaten in der 
Maas-Stadt 674 Zivilisten, darunter 
Kinder und Greise, bei Massenexeku¬ 
tionen umgebracht. Zwischen August 
und Oktober 1914 kamen in Belgien 
5521 Zivilisten durch Hinrichtungen 
und Zerstörungen von Ortschaften 
durch die deutsche Armee ums Leben. 

Michael Brown beigesetzt 

Der von einem Polizisten getötete 
Teenager Michael Brown ist am Mon¬ 
tag in Ferguson beigesetzt worden. Tau¬ 
sende wohnten der Beerdigung bei, un¬ 
ter ihnen auch die Eltern des 2012 in 
Florida von einem „Nachbarschafts¬ 
wächter“ erschossenen Trayvon Mar¬ 
tin. Brown war am 9. August von ei¬ 
nem weißen Polizisten getötet worden. 
Seitdem wurde die Stadt von schweren 
Auseinandersetzungen zwischen De¬ 
monstranten und schwer bewaffneter 
Polizei erschüttert. 

ANC warnt vor Anarchie 

Die südafrikanische Regierungspar¬ 
tei ANC hat nach heftiger Kritik der 
parlamentarischen Opposition an 
Präsident Jacob Zuma vor Anarchie 
im Land gewarnt. Die linksradikale 
Partei „Kämpfer für Wirtschaftsfrei¬ 
heit“ (EFF) wolle die „Demokratie 
in Südafrika in Geiselhaft“ nehmen, 
hieß es in einer Mitteilung des ANC. 
Zuma wird nicht nur von der EFF, der 
Partei des ehemaligen ANC-Jugend¬ 
verbandsvorsitzenden Julius Malema, 
Verschwendung von Steuermitteln 
vorgeworfen. 

Lehrerstreik in Norwegen 

In Norwegen hat das neue Schuljahr 
mit einem Lehrerstreik begonnen. In 
der vergangenen Woche hatten 7 700 
Pädagogen im ganzen Land die Arbeit 
niedergelegt. Die Kommunen verlan¬ 
gen, dass die Lehrer künftig 7,5 Stun¬ 
den täglich in der Schule anwesend 
sind und den Unterricht nicht mehr - 
wie bisher - zu Hause vorbereiten dür¬ 
fen. 


Zu Besuch bei Freunden 


Es gehört schon eine Menge bösartige 
Phantasie dazu, zu behaupten, ein Kon¬ 
voi von 280 russischen Lastwagen mit 
1 900 Tonnen Hilfsgütern, darunter Kin¬ 
dernahrung, Zucker, Schlafsäcke, medi¬ 
zinische Geräte, Medikamente und Ge¬ 
neratoren für die Bevölkerung der vom 
Krieg in der Ostukraine geschundenen 
Stadt Lugansk könne Waffen und Mu¬ 
nition für „die Separatisten“ ins Land 
schmuggeln. Wer dann noch behaup¬ 
tet, die ukrainischen Zöllner hätten im 
Verlauf von zehn Tagen keine Gelegen¬ 
heit gehabt, den Inhalt der Lastwagen 
zu kontrollieren, rechnet offensichtlich 
mit der Dummheit der Menschen, de¬ 
nen dieser Unfug erzählt wird. Richtig 
bösartig wird es, wenn der Transport der 
Hilfsgüter zu den bedürftigen Menschen 
in Lugansk als „Verletzung der Souverä¬ 
nität der Ukraine“ bezeichnet wird. 

Seit Monaten wird immer wieder, 
fast schon gebetsmühlenartig, behaup¬ 
tet, Russland liefere Waffen und Muni¬ 
tion an die Regimegegner im Donbass. 
Wenn das stimmen sollte, wozu muss 


dann ein für alle sichtbarer Konvoi mit 
auffällig weiß lackierten Lkw für ei¬ 
nen solchen Transport benutzt werden? 
Um in zehn Tagen die Ladung von 280 
Lkw zu kontrollieren, müssen erfahrene 
Zöllner keine Sonderschichten einlegen, 
sondern nur etwas guten Willen zeigen. 
Und warum soll ein russischer Konvoi 
in die Ostukraine die Souveränität der 
Ukraine verletzen, während permanent 
Transporte aus Polen in die Westukraine 
rollen, bei denen sich die Absender nicht 
einmal Mühe geben zu verbergen, dass 
diese Lieferungen auch für die ukraini¬ 
sche Armee bestimmt sind? 

Nur wenige Fragen und Antworten 
machen deutlich, dass es bei dem Lärm 
um die weißen Lkw aus Russland, die 
laut ARD-Tagesschau angeblich „ei¬ 
nen weltweiten Sturm der Entrüstung 
ausgelöst“ haben sollen, um etwas ganz 
anderes geht. In den Regierungen der 
EU- und der NATO-Länder will man 
um jeden Preis, dass die Kiewer Junta, 
die in der Folge eines vom Westen massiv 
unterstützten Putsches die Regierungs¬ 


macht übernommen hatte, diese Macht 
auch behält. Es geht um die Ausdeh¬ 
nung und die Festigung des Einflusses 
des Westens auf das riesige ukrainische 
Territorium, die Einverleibung dieses 
Gebietes mit allen seinen Ressourcen in 
den westlichen Machtbereich - ein Ziel, 
das der deutsche Imperialismus im ver¬ 
gangenen Jahrhundert zwei Mal durch 
verbrecherische Kriege zu erreichen ver¬ 
sucht hatte. 

Nicht ganz nebenbei geht es auch 
darum, den Einfluss Russlands einzu¬ 
schränken, um die Möglichkeit, durch die 
faktische Einbindung der Ukraine in den 
Aktionsbereich der NATO einen militä¬ 
rischen Geländegewinn an den Grenzen 
Russlands zu erzielen, ohne dabei das 
Leben eigener Soldaten zu riskieren. Da¬ 
rum wird den Putschisten in Kiew - die 
sich als „Regierung“ bezeichnen, obwohl 
außer dem Oligarchen-Präsidenten Po- 
roschenko keiner von ihnen jemals durch 
eine auch nur annähernd demokratische 
Wahl legitimiert wurde - jede nur mögli¬ 
che Unterstützung zugesagt. 


Der Besuch der deutschen Regie¬ 
rungschefin, „rein zufällig“ am Tag vor 
dem großen militärischen Säbelrasseln 
auf dem Kreschtschatik in Kiew, ist da¬ 
her von großer Symbolkraft. Zwar hat¬ 
te die Kanzlerin keine Barschecks in 
der Tasche, dafür aber umfangreiche 
Zusagen, die bankrotte Ukraine wirt¬ 
schaftlich aufpäppeln zu helfen. Zum 
Dank dafür nannte der Milliardär Po- 
roschenko seine Besucherin eine „gute 
Freundin“ und palaverte munter von 
einem „Merkel-Plan“, in Anlehnung 
an die zuvor von seinem „Außenmi¬ 
nister“ öffentlich geäußerte Forde¬ 
rung nach einem „Marshallplan für 
die Ukraine“. Mit jenem „Plan“ hatten 
die USA nach dem Zweiten Weltkrieg 
das darniederliegende Westeuropa auf 
Vordermann und in weitgehende Ab¬ 
hängigkeit gebracht, während Kon¬ 
zerne aus Übersee sich reihenweise 
goldene Nasen verdienten. Zuweilen 
sollte man historische Parallelen ernst 
nehmen. 

Uli Brockmeyer 


Appell an Israelis: Befreit euch, 
indem ihr Palästina befreit 


E 


rzbischof Desmond Tutu fordert 
zum weltweiten Boykott Israels 
auf. 

Die meisten deutschen und euro¬ 
päischen Medien haben es schlicht und 
einfach unterschlagen. Dabei war es 
durchaus etwas Außergewöhnliches, 
was der südafrikanische Erzbischof 
Desmond Tutu Mitte August einer is¬ 
raelischen Zeitung zum Konflikt Isra¬ 
el-Palästina sagte. Aber es passte den 
westlichen Mediengewaltigen halt nicht 
in ihr propagandistisches Konzept. 

Der Exklusivartikel des 83-jährigen 
anglikanischen Geistlichen und Frie¬ 
densnobelpreisträgers, der am 14. Au¬ 
gust von der israelischen Tageszeitung 
„Haaretz“ veröffentlicht wurde, er¬ 
schien unter der Überschrift: „Mein 
Appell an das Volk Israels: Befreit euch, 
indem ihr Palästina befreit“. 

Dass die Zeitung ihn der israe¬ 
lischen Öffentlichkeit zur Kenntnis 
brachte, zeugt sicherlich vom Mut der 
verantwortlichen Redakteure dieses 
Blattes. Denn Tutu unterzieht die isra¬ 
elische Politik darin einer scharfen Kri¬ 
tik und fordert unter Berufung auf die 
Erfahrungen Südafrikas im Kampf ge¬ 
gen das rassistische Apartheid-System 
zu einem weltweiten Boykott gegen Is¬ 
rael auf. 

Eingangs verweist der inzwischen 
emeritierte südafrikanische Kirchen¬ 
mann, der sich gegenüber dem ANC 
wiederholt kritisch positioniert hat, auf 
die weltweiten Protestaktionen gegen 
den Gaza-Krieg, den er als „Israels un¬ 
verhältnismäßig brutale Reaktion auf 
die Raketenabschüsse aus Palästina“ 
bezeichnet. Die weltweiten Demonst¬ 
rationen dagegen, von Kapstadt bis Wa¬ 
shington und New York und London bis 
Neu-Delhi und Sidney seien „der größ¬ 
te öffentliche Aufschrei für ein einzel¬ 
nes Anliegen in der Geschichte der 
Menschheit“ gewesen. 

Anschließend teilt Bischof Tutu mit, 
dass er als Redner auf der Großkundge¬ 
bung in Kapstadt die Menge dazu auf¬ 
gefordert habe, in den Ruf einzustim¬ 
men: „Wir sind gegen die Ungerechtig¬ 
keit der illegalen Besetzung Palästinas. 
Wir sind gegen das willkürliche Morden 
im Gazastreifen. Wir sind gegen die Er¬ 
niedrigung von Palästinensern an Kon¬ 
trollpunkten und Straßensperren. Wir 
sind gegen die von allen Beteiligten be¬ 
gangenen Gewalttaten. Aber wir sind 
nicht gegen Juden.“ 

Weiter heißt es in dem Artikel: „Uns 
Südafrikanern sind Gewalt und Hass 
nicht fremd... Wir wissen aber auch 
um die Vorteile, die uns der Dialog zwi¬ 
schen unseren Staatsführern schließlich 
gebracht hat; als das Verbot angeblich 
,terroristischer 4 Organisationen aufge¬ 
hoben und ihre Anführer, darunter Nel¬ 
son Mandela, aus Haft, Verbannung und 
Exil entlassen wurden“. Entscheidend 



ben werden, „nach 
dem sie sich seh¬ 
nen und auf das 
sie ein 
Anrecht 
haben, 
solan¬ 
ge 

ihre 
Füh¬ 


für die Überwindung des Apartheidre¬ 
gimes sei letztlich „die Mischung aus 
überzeugenden gewaltfreien Mitteln“ 
gewesen, die damals eingesetzt wurden, 
um Südafrika wirtschaftlich, aka¬ 
demisch, kulturell und psycho¬ 
logisch zu isolieren. Ab einem 
gewissen Zeitpunkt habe 
die damalige Regie¬ 
rung begriffen, 
dass die Kos¬ 
ten der Auf¬ 
rechterhaltung 
der Apartheid „den 
Nutzen eindeutig 
überstiegen“. 

In Anwendung auf 
die heutige Situation 
stellt Tutu weiter fest: 

„Diejenigen, die weiter mit Israel Han¬ 
del treiben ... tun den Menschen in Is¬ 
rael und Palästina damit keinen Gefal¬ 
len. Sie tragen damit nur zum Fortbe¬ 
stehen eines zutiefst ungerechten Status 
quo bei. Diejenigen aber, die dazu bei¬ 
tragen, Israel für eine gewisse Zeit zu 
isolieren, sagen damit, dass Israelis und 
Palästinenser ein gleichwertiges Recht 
auf Würde und Frieden haben.“ 

Der südafrikanische Geistliche be¬ 
tont, dass die Bewohner Israels „nicht 
das friedliche und sichere Leben“ ha- 


rung Bedin¬ 
gungen auf¬ 
rechterhält, die den Konflikt am Le¬ 
ben erhalten“. Raketen, Bomben und 
ungehobelte Schmähungen seien nicht 
Teil einer Lösung. „Es gibt keine mi¬ 
litärische Lösung.“ Die Lösung könne 
eher „in dem gewaltlosen Instrumen¬ 
tarium liegen, das wir in den 1980ern 
in Südafrika entwickelt haben, um die 
Regierung von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, ihre Politik zu ändern. 
Der Grund dafür, dass dieses Inst¬ 
rumentarium - Boykott, Sanktionen 
und Kapitalabzug - sich letztendlich 


als effektiv erwiesen hat, war, dass es 
eine kritische Masse an Unterstützung 
erhielt, sowohl innerhalb als auch au¬ 
ßerhalb des Landes.“ 

Demensprechend fordert Bischof 
Tutu die Menschen in Israel zum Um¬ 
denken auf: „Ein Umdenken mit der 
Erkenntnis, dass jeder Versuch, den 
gegenwärtigen Status quo aufrecht¬ 
zuerhalten, künftige Generationen zu 
Gewalt und Angst verdammt. Ein Um¬ 
denken, das damit bricht, legitime Kri¬ 
tik an der Politik eines Staates als An¬ 
griff auf das Judentum zu verstehen. 
Ein Umdenken, das zu Hause beginnt 
und sich über Gemeinschaften und 
Länder und Regionen ausbreitet... 
Das Streben danach, die Menschen 
in Palästina von der Demütigung und 
Verfolgung durch die Politik Israels zu 
befreien, ist ein gerechtes Anliegen. 
Die Menschen in Israel sollten dieses 
Anliegen unterstützen.“ 

(Artikel im Original in Haaretz, eng¬ 
lisch: http://www.haaretz.com/opi- 
nion/i.610687, 

Wortlaut in deutscher Übersetzung: 
https://secure.avaaz.org/de/ 
tutu_to_israelis_free_yoursel- 
ves/?i 408540199) 

Georg Polikeit 


„Völkermord beginnt mit dem Schweigen der Welt“ 

Holocaust-Überlebende verurteilen Gaza-Massaker 


In einer Erklärung, die am letzten Samstag (23. August) in 
der „New York Times“ veröffentlicht wurde, verurteilten 
327 Holocaust-Überlebende und Nachkommen von jüdi¬ 
schen Naziopfern aus 26 Ländern der Welt das israelische 
Vorgehen im Gaza-Streifen. 

„Als jüdische Überlebende und Nachkommen von Überle¬ 
benden und Opfern des Nazi-Völkermords verurteilen wir 
unzweideutig das Massaker von Palästinensern in Gaza 
und die anhaltende Besetzung und Kolonisierung des his¬ 
torischen Palästina. Wir verurteilen ferner die Vereinigten 
Staaten für die Belieferung Israels mit den Mitteln, den 
Angriff auszuführen, und die westlichen Staaten generell 
dafür, dass sie ihre diplomatischen Muskeln benutzen, um 
Israel vor der Verurteilung zu schützen. Völkermord beginnt 
mit dem Schweigen der Welt“, heißt in dem Text. 

Initiator war der in den Niederlanden lebende Auschwitz- 
Überlebende Hajo Mayer. „Die Entmenschlichung von Ju¬ 
den machte den Nazi-Völkermord möglich. In gleicherwei¬ 
se erleben wir jetzt eine eskalierende Entmenschlichung 
von Palästinensern in der israelischen Gesellschaft“,sagte 
er zu den Motiven seiner Initiative. Hajo Mayer ist einen Tag 
vor der Veröffentlichung des Textes in der NYT am 22. Au¬ 
gust verstorben. 

Liliana Kaczerginski, Tochter eines Widerstandskämpfers 
im Ghetto von Vilnius (Litauen) und Mitunterzeichnerin, 
sagte:„Was Israel tut, widerspricht allem, wofür mein Vater 
gekämpft hat; es ist eine Verletzung des Andenkens mei¬ 
ner Familie und ich bin stolz, es mit meiner Unterschrift 
zu ehren.“ 

In der Erklärung der Holocaust-Überlebenden heißt es wei¬ 
ter: „Wir sind alarmiert über die extreme rassistische Ent¬ 


menschlichung von Palästinensern in der israelischen Ge¬ 
sellschaft,die einen Siedepunkt erreicht hat. In Israel haben 
Politiker und Kommentatoren in der,Times of Israel' und 
der Jerusalem Post' offen zum Völkermord an Palästinen¬ 
sern aufgerufen und die rechtsorientierten Israelis über¬ 
nehmen Neo-Nazi-Insignien.“ 

Die Veröffentlichung ist eine Antwort auf eine Pro-Kriegs- 
Kampagne des jüdischen US-amerikanischen Schriftstel¬ 
lers Elie Wiesel in mehreren amerikanischen Zeitungen, 
in denen dieser den Mord an Kindern während des Ho¬ 
locausts mit dem Vorgehen der Hamas im Gazastreifen 
verglichen hatte. Die Unterzeichner der Gegenerklärung 
schrieben dazu:„Wir sind angeekelt und entrüstet von Elie 
Wiesels Missbrauch unserer Geschichte, um das groß ange¬ 
legte Vorgehen Israels zur Zerstörung Gazas und den Mord 
an mehr als 2000 Palästinensern, einschließlich vieler hun¬ 
dert Kinder, zu rechtfertigen. Nichts kann die Bombardie¬ 
rung von UN-Einrichtungen, Wohnhäusern, Hospitälern 
und Universitäten rechtfertigen. Nichts kann rechtfertigen, 
Menschen der Elektrizität und des Wassers zu berauben.“ 
Abschließend heißt es in der Erklärung: „Wir müssen kol¬ 
lektiv unsere Stimmen erheben und unsere kollektive 
Macht benutzen, um allen Formen von Rassismus, ein¬ 
schließlich des vor sich gehenden Völkermords am palästi¬ 
nensischen Volk ein Ende zu machen. Wir rufen auf zu einer 
sofortigen Beendigung der Belagerung und Blockade des 
Gazastreifens. Wir rufen auf zu einem vollständigen wirt¬ 
schaftlichen, kulturellen und wissenschaftlichen Boykott 
Israels.,Niemals wieder' Muss bedeuten: Niemals wieder 
für einen jeden!“(Original in Englisch: http://ijsn.net/gaza/ 
survivors-and-descendants-letter/) g.p. 
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Eiszeit für Demokratie 

Thailands neuer Premier - erwählt, nicht gewählt 



T hailands Armee hat mehr Gene¬ 
räle als die US-amerikanischen 
Streitkräfte und gilt in Südostasi¬ 
en als ein besonders aufgeblähter Un¬ 
terdrückungsapparat mit viel Routine 
beim Wegputschen von Regierungen. 
Drei Monate nach dem letzten Mili¬ 
tärputsch ließ sich in der vergangenen 
Woche Armee-Chef General Prayuth 
Chan-ocha per Akklamation von ei¬ 
ner „Gesetzgebenden Versammlung“ 
deren Mitglieder vorher von der Mili¬ 
tärführung benannt worden waren, zu 
Thailands neuem Ministerpräsidenten 
bestimmen. Regieren will er vom Ar¬ 
meehauptquartier aus, nicht vom tra¬ 
ditionellen Sitz des Premierministers. 
Thailand ist, wie so oft in seiner Ge¬ 
schichte, wieder eine Militärdiktatur. 

Der 60-jährige General ist kein Un¬ 
bekannter. Bereits 2006 war er maß¬ 
geblich am Sturz der Thaksin-Shina- 
watra-Regierung beteiligt, die damals 
vor allem von vielen kleinen Reisbau¬ 
ern in der Provinz und von Arbeitern 
gewählt worden war. Als die sich zur 
Bewegung der Rothemden zusammen¬ 
schlossen und in Bangkok für ihre de¬ 
mokratischen Rechte demonstrierten, 
ließ er 2009 und 2010 auf sie schießen. 
Thailands letzte demokratisch gewählte 
Regierung unter Yingluck Shinawatra, 
der Schwester von Ex-Premier Thaksin, 
wurde dann im Mai durch die höchsten 
Richter des Landes abgesetzt. Voraus¬ 
gegangen waren regierungsfeindliche 
Demonstrationen der Gelbhemden, 
die sich vor allem aus Bangkoker Mit¬ 
telklassen rekrutierten. Wenige Tage 
nach dem Justizputsch gegen die Minis¬ 
terpräsidentin übernahm schließlich die 
Armee alle Regierungsgeschäfte und 
General Prayuth Chan-ocha als obers¬ 
ter Putschist proklamierte das Ende der 
Auseinandersetzungen zwischen Rot- 
und Gelbhemden und den Beginn von 
„Ordnung und Glück“ für alle Thais. 
Um diesem Befehl zum „Glücklich¬ 
werden“ Nachdruck zu verleihen, wur¬ 
den landesweit 300 Männer und Frau¬ 
en, Rothemden-Aktivisten, Politiker 
der vergangenen Regierung, kritische 
Intellektuelle in Armee-Camps zusam¬ 
mengefasst und ermahnt, nichts zu sa¬ 


gen oder zu schreiben, „was in der Öf¬ 
fentlichkeit zu Missverständnissen füh¬ 
ren könnte“. 

Wer fragt, wann die nächsten Wah¬ 
len stattfinden werden, gilt als Unru¬ 
hestifter. Wer sich über die Quellen 
des Reichtums der oberen Militär¬ 
kaste auslässt, muss mit Sanktionen 
rechnen. Wer sich für die gegenwärti¬ 
gen Geschäftsverbindungen von Thai¬ 
lands Generälen interessiert, zum Bei¬ 
spiel bei der Erschließung von burme¬ 
sischen Erdgasvorkommen, muss die 
ausländische Presse lesen. Seit dem 
Putsch lastet die Zensur auf Thailands 
Zeitungen und wurden Fernsehstati¬ 
onen geschlossen. Im Juni verkünde¬ 
ten die Generäle, „gegen Kriminelle, 
Spekulanten und illegale Einwande¬ 
rer“ vorgehen zu wollen. Diese Aktion 
sah so aus, dass zehntausende Männer, 


Frauen und Kinder aus Kambodscha, 
die in Thailand auf dem Bau oder in 
der Landwirtschaft schufteten, über 
die Grenze gewaltsam abgeschoben 
wurden. Offen wurden nationalisti¬ 
sche Ressentiments gegenüber dem 
kambodschanischen Nachbarn ge¬ 
schürt. Der muslimische Separatismus 
in Thailands südlichen Provinzen soll 
weiter ausschließlich mit Waffenge¬ 
walt bekämpft werden. Seit 2004 hat 
dieser Bürgerkrieg mehr als 6 000 To¬ 
desopfer gefordert. Alle noch so zag¬ 
haften Versuche der gewählten Vor¬ 
gängerregierungen, mit moderaten 
Fraktionen der Separatisten und mit 
örtlichen Vertretern der muslimischen 
Bevölkerungsmehrheit ins Gespräch 
zu kommen, wurden von den Gene¬ 
rälen in Bangkok abgebrochen. Wird 
auf die Zeit vor der Militärdiktatur ge¬ 


blickt, zeigt sich die eklatante Demo¬ 
kratiefeindlichkeit der sogenannten 
gebildeten Mittelklassen Bangkoks. 
Voller Hass und Volksverachtung re¬ 
agierten sie auf kleinste Reformversu¬ 
che der Shinawatra-Regierungen. Da 
galten Kreditprogramme für die länd¬ 
liche Provinz, an sich völlig system¬ 
konform, als Steuerverschwendung für 
Bauern, die angeblich dumm wie ihre 
Büffel sind. Die Demokratische Par¬ 
tei Thailands, die sich als älteste Partei 
des Landes stets als Anker der Demo¬ 
kratie bezeichnet hatte, entpuppte sich 
letztlich als Steigbügelhalter für einen 
Militärdiktator. Es waren die Mas¬ 
sen der Rothemden, die aufopfernd 
für die parlamentarische Demokratie 
gekämpft hatten und weiter kämpfen 
werden. 

Gunter Willing 


Breit, tief, teuer 

Nicaragua will im Dezember Kanalbau beginnen 



Bislang gehen noch etwa 5 Prozent des Welt-Seefrachtverkehrs durch den 
Panamakanal 


Im Jahre 1876 hatte die US-amerikani¬ 
sche „Kommission für einen interozea¬ 
nischen Kanal“ zwischen vier Optionen 
für den Bau einer künstlichen Wasser¬ 
straße zwischen Karibik und Pazifik zu 
entscheiden. Die Wahl fiel auf Nicara¬ 
gua, unterlegene „Kandidaten“ waren 
die Landenge von Tehuantepec (Mexi¬ 
ko), der Atrato im Darien (Kolumbien) 
sowie die kürzestmögliche Verbindung, 
nämlich die durch Panama. Trotz der 
enormen Schwierigkeiten - es muss¬ 
ten buchstäblich „Berge versetzt wer¬ 
den“ - wurde am Ende doch der Pana¬ 
makanal gebaut. 

Allerdings zunächst von Frankreich, 
bis deren Kanalkommission nach vielen 
Fehlschlägen und Tausenden Toten das 
Projekt aufgab. Nach vollzogener Ab¬ 
trennung der Provinz Panama von Ko¬ 
lumbien und 1903 erfolgter Staatsgrün¬ 
dung bauten die USA den Kanal zu 
Ende - vor zwei Wochen waren es hun¬ 
dert Jahre, dass das erste Schiff im Au¬ 
gust 1914 den Kanal durchqueren konn¬ 
te. Inzwischen sind die 2007 begonnenen 
Arbeiten für eine dritte, breitere Fahr¬ 
spur weit fortgeschritten, wenn auch das 
angestrebte Ziel bis zur Hundert-Jahr- 
Feier fertig zu werden um mehr als ein 
Jahr verfehlt werden wird. Panamas da¬ 
maliger Präsident Martin Torrijos sagte 
2006: „Wenn wir die Herausforderung 
der Erweiterung nicht annehmen, dann 
werden andere Kanäle gebaut, die un¬ 
seren ersetzen könnten“. 

Er sollte damit Recht behalten, dass 
andere darüber nachdachten. Denn gut 
130 Jahre nach der (im Endeffekt ver¬ 
geblichen) Auswahl der Kanalfindungs¬ 


kommission in den USA war Nicaragua 
wieder von dem sandinistischen Präsi¬ 
denten Daniel Ortega regiert. Und der 
setzte das Projekt „Nicaraguakanal“ 
ernsthaft auf die Tagesordnung. Die 
Panamaer können vorerst noch gelas¬ 
sen sein, aber in der Tat steht mittel¬ 
fristig eine Konkurrenz, vor allem bei 
den übergroßen Containerschiffen, ins 
Haus. Die größere Konkurrenz - so¬ 
wohl für den Panama- als auch den 
projektierten Nicaraguakanal - ist der 
Klimawandel. Der macht nämlich in 
nicht zu ferner Zukunft die Nordwest- 
passage über Kanada ganzjährig eisfrei. 
Verbindungen wie z.B. Europa-China 


oder Westküste USA-Europa sind dort 
deutlich schneller zu bewältigen als die 
mit regelmäßig tagelangen Wartezeiten 
verbundenen Streckenführungen durch 
die mittelamerikanischen Kanäle. 

Das ficht in Nicaragua scheinbar 
niemanden an. Im Gegenteil geht man 
davon aus, dass der Welthandel in sei¬ 
ner Neuorientierung hin zur Multipo¬ 
larität weiterhin durch das Herz Ame¬ 
rikas und nicht südlich oder nördlich 
davon führen wird. Die Reedereien in 
Ostasien oder Europa werden gewiss 
rational rechnen und Multipolaritä¬ 
ten als irrational beiseite lassen, aber 
immerhin gegenüber dem Panamaka¬ 


nal gibt es zwei große Vorteile: einmal 
der um 900 Kilometer kürzere Weg für 
Schiffe, die von einer US-Küste zur an¬ 
deren wollen. Und zum anderen, dass 
sowohl die Durchfahrtbreite als auch 
die Rinnentiefe auch gegenüber dem 
erweiterten Panamakanal deutlich grö¬ 
ßer sind. Damit könnten die Schiffe mit 
der weltweit größten Tonnage den Ka¬ 
nal passieren, nämlich 500 000 Tonnen. 
Panamas Vorteil ist die kürzere Stre¬ 
ckenlänge. 

Das chinesische Unternehmen 
HKND plant die 278 Kilometer lange 
Durchfahrt durch den Süden des Lan¬ 
des nahe zur Grenze zu Costa Rica, die 
zu mehr als einem Drittel durch den 
See Cocibolca führt. Fünfzig Milliar¬ 
den US-Dollar soll das Projekt „Gro¬ 
ßer Kanal“ kosten, das im Dezember 
mit der ersten Ausbaggerung beginnen 
wird. Zu dem Kanal gehört auch die 
Errichtung diverser Logistikprojekte: 
ein Großflughafen nahe des Cocibolca, 
der Tiefwassergroßhafen Brito mitsamt 
einer Freihandelszone. Ökologischen 
Aspekten habe man Genüge getan, 
was die Arbeiten auch teurer mache, so 
Camilo Lara von der „Entwicklungs¬ 
kommission des Nicaraguakanals“. Bei¬ 
spielsweise wird ein künstlicher See ge¬ 
schaffen, der eine Versalzung des Süß¬ 
wassers durch die Schleusentätigkeit 
verhindern wird. Und Paul Oquist, Ex¬ 
ekutivsekretär derselben Kommission, 
sieht positive Effekte für Nicaraguas 
Wirtschaft mit einer Verdopplung der 
Staatseinnahmen sowie einer Halbie¬ 
rung der Rate der schlimmsten Armut 
auf 7 Prozent. Günter Pohl 


Pendler- 

Abzocke 

Internationaler Widerstand 
gegen Maut 

Das populistische Projekt der Auslän¬ 
dermaut auf deutschen Straßen soll 
nach dem Willen von Verkehrsminister 
Dobrindt (CSU) bereits übernächstes 
Jahr in Kraft treten, wenn die letzten 
Hürden genommen werden können. 
Mit einem solchen Nutzungsentgelt 
sollen dann ausschließlich ausländi¬ 
sche Autofahrer, also Transitreisende, 
Urlauber oder Berufspendler, belegt 
werden. Die jährlich rund 7 Prozent 
ausländischen Fahrzeuge auf deutschen 
Straßen sollen nach Dobrindts Berech¬ 
nungen auf diese Weise rund 2,5 Mil¬ 
liarden Euro allein in den ersten vier 
Jahren einbringen, abzüglich der Ein¬ 
führungskosten. Widerstand regt sich 
vor allem in den Grenzregionen zu 
den Niederlanden, Luxemburg, Belgi¬ 
en oder Österreich. 

So haben beispielsweise insgesamt 
sechs Gewerkschaften aus den Nie¬ 
derlanden, Belgien und Deutschland 
am 20. August im deutschen Grenzort 
Herzogenrath in NRW symbolisch für 
zehn Minuten den Grenzübergang zur 
niederländischen Stadt Kerkrade abge¬ 
riegelt, um gegen die Maut-Einführung 
und die damit verbundene Diskrimi¬ 
nierung von etwa 18 000 Grenzgängern 
zu protestieren, die täglich aus dem bel¬ 
gischen und niederländischen Grenzge¬ 
biet um Aachen nach Deutschland zur 
Arbeit pendeln. 

Mit der neuen „Ausländer-Maut“ 
müssten sie 280 Euro jährlich zusätz¬ 
lich für Mobilität berappen, um an ih¬ 
ren Arbeitsplatz zu gelangen. Die Ge¬ 
werkschaften bezeichnen dies als ge¬ 
waltigen Rückschritt im grenzoffenen 
Verkehr. Nur noch wer Geld genug hat 
wird wohl zukünftig Reisefreiheit ge¬ 
nießen. Denn auch wenn die EU-Kom- 
mission das Dobrindt-Projekt noch auf 
Herz und Nieren bezüglich Diskrimi¬ 
nierung von EU-Bürgern prüfen will, 
eine Maut als solche wird in Brüssel 
sogar ausdrücklich als Mittel zur Inf¬ 
rastrukturfinanzierung begrüßt. 

Privat-öffentliche „Partnerschaf¬ 
ten“, wie sie in letzter Zeit zunehmend 
auch bei deutschen Autobahnbauvor¬ 
haben zum Tragen kommen, werden 
wohl zukünftig von der völligen Priva¬ 
tisierung des Schnellstraßennetzes ab¬ 
gelöst werden, einer Privatisierung öf¬ 
fentlichen Eigentums also, die als We¬ 
gezoll-Kleinstaaterei allerlei Stilblüten 
treibt. So verklagt etwa ein privater Au¬ 
tobahnbetreiber in Italien nun die öf¬ 
fentliche Hand, weil die alte staatliche 
Autobahn, die parallel zur neu errichte¬ 
ten Strecke des Unternehmens verläuft, 
15 Kilometer kürzer ist und lediglich 
die Hälfte an Mautgebühren kostet. In 
Italien sind übrigens die Befürchtun¬ 
gen von Mautgegnern ohnehin Tatsa¬ 
che: Die Einnahmen verschwinden in 
irgendwelchen Haushaltslöchern und 
werden nicht zur Reinvestition in die 
Infrastruktur benutzt. 

Es sollte in der Mautdiskussion 
nicht, wie bisher, lediglich darum ge¬ 
hen, wie ein solches System umgesetzt 
wird, sondern um die Grundsätzlich¬ 
keit der Privatisierung von aus Steuer¬ 
geldern errichteten Straßen sowie die 
Frage, warum das Geld zur Instandset¬ 
zung nicht dort genommen wird, wo es 
ist. Das Argument, „In Frankreich oder 
Österreich müssen wir ja auch zahlen“, 
ist reichlich beschränkt. 

Bleibt zu hoffen, dass das Beispiel 
der Gewerkschaften aus dem Grenz¬ 
raum Aachen Schule macht und Kolle¬ 
ginnen und Kollegen grenzüberschrei¬ 
tend auf diese diskriminierende Son¬ 
derabgabe hinweisen. 

Christoph Kühnemund 
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Erklärung des Sekretariates der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) 
zu den Waffenlieferungen in den Nord-Irak, 26 . August 2014 

Keine Kriegsbeteiligung Deutschlands! 

Keine Waffen in den Nord-Irak! Rüstungsexporte stoppen! 



„Mit Waffen ist das Problem nicht gelöst“ 

Die Bundesregierung will militärische Ausrüstung in den Nordirak liefern - 
was heißt das für die kurdische Befreiungsbewegung? 


„Von deutschem Boden darf keine Zu¬ 
rückhaltung mehr ausgehen“ lautet der 
Tenor der „neuen“ deutschen Außenpo¬ 
litik, ausgerufen von Kriegsministerin 
Ursula von der Leyen (CDU), Außen¬ 
minister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
und Bundespräsident Joachim Gauck auf 
der Münchener Sicherheitskonferenz 
2014. Diese Propagandisten imperialis¬ 
tischer deutscher Großmachtambitionen 
kennen keine Tabus mehr. 

Als wollten sie das unterstreichen, 
lassen sie sich die längst beschlosse¬ 
ne Lieferung deutscher Waffen in den 
Nord-Irak und damit in ein Kriegsge¬ 
biet ausgerechnet am 1. September, dem 
Antikriegstag, vom Bundestag abseg¬ 
nen. Zu sagen hat der Bundestag in der 
Sache nichts, er darf nur drüber reden, 
vielleicht symbolisch abstimmen. Nach 
einem kurzen Ausflug des Vorsitzenden 
der Linksfraktion im Bundestag Gregor 
Gysi an die Front gehen wir davon aus, 
dass sich die Linke als einzige Fraktion 
geschlossen gegen diesen Waffengang 
positioniert. 

Deutschland ist weltweit Waffenex¬ 
porteur Nummer 3 und liefert regelmä¬ 
ßig Mordwerkzeug an Kriegsparteien, 
zum Beispiel an Israel. Nun geht es um 
Gewehre und Panzer brechende Waf¬ 
fen für kurdische Einheiten direkt in ein 
Kriegsgebiet, damit sie die Truppen des 
„Islamischen Staats“ (IS) zurückdrän¬ 
gen können. Diese konnten in Syrien 
und im Irak nur so stark werden, weil sie 
mit Waffen aus den USA, Deutschland 
und anderen NATO-Ländern, geliefert 
an die Türkei, Saudi Arabien und Katar, 
aufgerüstet wurden, um Syrien zu desta¬ 
bilisieren. 

Die neuerliche Gewalteskalation in 
der Region ist das Ergebnis jahrelanger 
US-Embargo-, Sanktions- und Kriegspoli¬ 
tik mit Unterstützung der NATO-Partner, 
darunter Deutschland. Heute fliegen US- 
Kampfbomber wieder Angriffe auf den 
Irak mit dem Ziel das Land aufzuspalten. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) nannte die Entscheidung der 
Bundesregierung Waffen in den Nord- 
Irak zu liefern „bemerkenswert“. Rich¬ 
tigerweise wies sie aber darauf hin, dass 
es mit der „deutschen Beteiligung am 
Einsatz im ehemaligen Jugoslawien oder 
mit der Entsendung deutscher Kampf¬ 
truppen nach Afghanistan“ Beschlüsse 
von ähnlicher Tragweite gegeben habe. 
Bereits 2012 hatte sie Rüstungsexporte 


Die Anzahl der von sogenannten staat¬ 
lichen Ordnungshütern begangenen Ge¬ 
walttaten nimmt nicht nur in den USA 
stetig zu. Immer öfter enden die Über¬ 
griffe für die Opfer der hochgerüsteten 
Polizeibeamten dabei sogar tödlich. Im 
US-amerikanischen Ferguson (Missou¬ 
ri) wurde am 9. August der erst 18-jähri¬ 
ge Afroamerikaner Michael Brown vom 
weißen Polizisten Darren Wilson er¬ 
schossen. Infolge dessen kam es zu mili¬ 
tanten Protesten der afroamerikanischen 
Bevölkerung, die gegen rassistische Poli¬ 
zeigewalt und ihre Diskriminierung mo¬ 
bil machte und gegen die sodann sogar 
die Nationalgarde eingesetzt wurde. 

Eine von Browns Familie in Auftrag 
gegebene Obduktion ergab, dass der 
18-jährige von mindestens sechs Schüssen 
getroffen wurde. Zwei davon trafen ihn 
direkt in den Kopf. Dass der Fall, der welt¬ 
weit für Aufsehen und Empörung sorgte, 
tatsächlich aufgearbeitet werden wird, ist 
mehr als fraglich. Ein Einzelfall ist er kei¬ 
neswegs. Konsequenzen für die Beamten 
hatten derlei Fälle jedoch meist nicht. Zu 
oft haben Polizeibeamte schließlich vor 
Gericht nicht nur ein Gewalt-, sondern 
auch ein Wahrheitsmonopol inne. 

Bemerkenswert ist hingegen die zag¬ 
hafte Reaktion des US-Präsidenten Ba¬ 
rack Obama. Anstatt den vorhandenen 
Rassismus zu geißeln, der in nicht we¬ 
nigen amerikanischen Polizeidienststel¬ 
len zum vermeintlich guten Ton gehört, 
nannte er die Erschießung des jungen 
Mannes nur „herzzereißend“ und forder¬ 
te die empörten Demonstranten, die sich 
mit Browns Angehörigen solidarisierten, 
zum Gewaltverzicht auf. 


auf einer Bundeswehr-Tagung als „frie¬ 
denssichernd“ verkauft - nämlich immer 
dann, wenn keine Soldaten geschickt 
werden können. 

Wir stellen fest: Es gibt weder huma¬ 
nitäre Auslandseinsätze der Bundeswehr, 
noch humanitäre Waffenlieferungen aus 
Deutschland. In beiden Fällen ist das im¬ 
perialistische Deutschland Kriegspartei 
und handelt zur Sicherung geostrategi- 
scher und wirtschaftlicher Interessen. Im 
Falle der „Energiegroßmacht“ Nord-Irak 
mit seinen immensen Öl- und Erdgasvor¬ 
räten bezeichnete der CDU-Außenpoli¬ 
tiker Friedbert Pflüger die Unterstützung 
für die kurdische Region als geopoliti- 
sche Aufgabe ersten Ranges. 

Als Kommunistinnen sagen wir 
Nein zu jeder imperialistischen Aggres¬ 
sion. Die Einmischung und Aufrüstung 
der jeweiligen regionalen Bündnispart¬ 
ner durch die verschiedenen imperialis¬ 
tischen Staaten muss ein Ende haben. 
Stattdessen muss es eine politische Un¬ 
terstützung für die progressiven Kräfte 
geben, die für soziale Befreiung und nati¬ 
onale Unabhängigkeit kämpfen und sich 
gegen Imperialismus, Feudalismus und 
religiöse Fanatiker wehren. Diese Unter¬ 
stützung kann keine Waffenhilfe durch 
die imperialistischen Mächte sein, die die 
Konflikte bewusst herbeiführen. 

★ Wir fordern den sofortigen Stopp aller 
Rüstungsexporte - nicht nur in den Na¬ 
hen Osten. Abrüstung jetzt! 

★ Wir fordern Schluss mit deutschen 
Auslandseinsätzen. Bundeswehr ab¬ 
schaffen! 

★ Wir fordern die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechtes der Kurden. 
Weg mit dem PKK-Verbot! 

★ Wir fordern eine Flüchtlingspolitik, die 
Menschen aus Kriegs- und Krisengebie¬ 
ten Zuflucht bietet. Bleiberecht für alle! 

Dafür demonstrieren wir am Anti¬ 
kriegstag ebenso wie für die sofortige 
Beendigung der Kriege in der Ostuk¬ 
raine und im Gaza-Streifen, die jeweils 
von den Verbündeten der Waffenex¬ 
porteure und Aggressoren Deutsch¬ 
land und USA entfesselt wurden. 

In Berlin rufen wir gemeinsam mit 
der Friedenskoordination (www.friko- 
berlin.de) dazu auf, am 1. September 
um 13 Uhr zum Reichstag zu kommen, 
um den Bundestagsabgeordneten deut¬ 
lich zu sagen: Nicht in unserem Namen! 
Sagt Nein! 


Dass Obama als schwarzer Präsi¬ 
dent nicht eindeutig Position bezog und 
sich mit der afroamerikanischen Bevöl¬ 
kerung, die noch immer alltäglich unter 
Ausgrenzung und Diskriminierung zu 
leiden hat, solidarisierte, dürfte indes 
nicht weiter verwundern. Hatte er doch 
stets betont, Präsident „aller Amerika¬ 
ner“ sein zu wollen. Anstatt Proteste 
gegen Diskriminierung und Rassismus 
an prominenter Stelle zu unterstützen 
und sie so wirksamer werden zu lassen, 
wirkt Obama systemintegrierend und 
beschwichtigend. Hoffnungen der af¬ 
roamerikanischen Bevölkerung in ihn, 
hat er - nicht nur mit dieser Positio¬ 
nierung - bitter enttäuscht. Hätte sich 
die Erschießung von Michael Brown 
unter der Präsidentschaft von George 
W. Bush zugetragen, Obama hätte sich 
wortgewaltig an die Spitze der Protes¬ 
te gestellt und den grassierenden Ras¬ 
sismus beklagt. Dem Kampf der af¬ 
roamerikanischen Bevölkerung um 
Gleichberechtigung hätte er so einen 
wirklich Dienst erwiesen. Mittlerweile 
ist fraglich, ob Obamas Präsidentschaft 
sich für die Rassismusopfer damit nicht 
sogar als schädlich herausgestellt hat. 

Die Opfer von Ausgrenzung, Dis¬ 
kriminierung und Rassismus brauchen 
starke Partner. Aus den eigenen Reihen 
stammende Verräter brauchen sie hin¬ 
gegen genausowenig, wie einen stum¬ 
men Präsidenten, der zu hochgerüs¬ 
teten und militarisierten Polizeistruk¬ 
turen, die regelmäßig Elend und Tod 
über die eigene Bevölkerung bringen, 
schweigt. 

Markus Bernhardt 


Deutschland greift in den Konflikt im 
mittleren Osten ein, in Deutschland le¬ 
ben hunderttausende Kurden. Wie sieht 
die kurdische Befreiungsbewegung 
hier die neuesten Vorstöße der Bundes¬ 
regierung? Interview mit einem Vertre¬ 
ter von NAV-DEM, der Föderation der 
kurdischen Kulturvereine und -Zentren 
in Deutschland. 

UZ: Die Bundesregierung hat erklärt, 
dass sie Waffen in die autonome kurdi¬ 
sche Region im Nordirak liefern will. 
Wie seht ihr das? Wäre diese Waffenlie¬ 
ferung ein Beitrag, um die Probleme in 
der Region zu lösen? 

Müslüm Kurt: Mit Waffen ist das nicht 
gelöst. Wir waren immer dagegen, 
dass Waffen in den Nahen und Mitt¬ 
leren Osten geliefert werden. In den 
90er Jahren haben wir Kurden unter 
den Waffen gelitten, die Deutschland 
an die Türkei geliefert hatte, um die 
Kurden zu unterdrücken. Deutsch¬ 
land hat Waffen an Katar geliefert, 
nach Saudi-Arabien, und es ist doch 
bekannt, dass die Terrororganisation 
„Islamischer Staat“ von dort massiv 
unterstützt wird. Also, wenn sich das 
Problem mit Waffen lösen ließe, dann 
wäre es schon gelöst. Erst liefern sie 
Waffen an die Islamisten, und dann 
sollen wir Waffen bekommen, um 
sie zu bekämpfen. Das ist der falsche 
Weg. Wenn noch mehr Waffen in die 
Region geliefert werden, dann kann 
das nur zu einem noch größeren Krieg 
führen. 

UZ: Was sollte die Bundesregierung aus 
eurer Sicht stattdessen tun? 

Müslüm Kurt: Die deutsche Regierung 
sollte erstmal dafür sorgen, dass die 
Kurden hier im Land frei atmen kön¬ 
nen. Wir leiden ja unter dem Druck, dass 
die PKK als Terrororganisation bezeich¬ 
net und als kriminelle Vereinigung ein¬ 
gestuft wird. Alle unsere Aktivitäten, 
wenn wir was machen für die kurdische 
Freiheit, für den Frieden, für die kur¬ 
dische Gesellschaft, werden vom Ver¬ 
fassungsschutz beobachtet. Bevor die 
Waffen nach Kurdistan liefern, sollten 
sie den Druck auf die Kurden, die im 
Lande leben, ein bisschen lockern, das 
würde viel mehr helfen. 

UZ: Warum will die deutsche Regie¬ 
rung aus eurer Sicht überhaupt Waffen 
liefern? 

Müslüm Kurt: So ganz steht das ja 
noch nicht fest, ob sie das machen. 
Aber da geht es um Wirtschaftsinter¬ 
essen. Deutschland will seinen Markt¬ 
anteil bei Waffen für die Zukunft si¬ 
chern. 

UZ: Und was ist mit humanitärer Hilfe? 
Sollte die deutsche Regierung sich nicht 
auf diese Weise engagieren? 


Müslüm Kurt: Deutschland muss den 
Kurden nicht direkt helfen. Deutsch¬ 
land hat Einfluss auf die Länder in der 
Region, auf Iran,Türkei, Irak. Wenn die 
deutsche Regierung sich dafür einset- 
zen würde, dass diese Länder aufhören, 
die Kurden zu unterdrücken - das wür¬ 
de den Kurden viel mehr helfen. Wenn 
wir wirklich etwas für die Region tun 
wollen, für die Menschen dort, dann 
müssen wir auch das tun, was für die 
Menschen gut ist. Und gut für uns wäre, 
wenn die Bundesregierung uns unter¬ 
stützen würde in unserer Forderung 
nach Demokratie und Selbstbestim¬ 
mung. Uns beizustehen, das ist nicht 
viel verlangt, und das ist viel mensch¬ 
licher, aber auch viel leichter und ef¬ 
fektiver. Aber die liefern an eine Partei 
Waffen, und die andere bezeichnen sie 
als Terroristen. Das spaltet die Kurden 
nur, das hilft den Kurden nicht. 



Müslüm Kurt ist Mitglied im Vorstand 
von NAV-DEM, dem Zentrum der 
demokratischen Gesellschaft der 
Kurden in Deutschland e.V. 


UZ: Die deutschen Politiker wollen 
Bersani bewaffnen, haben aber Angst 
davor, dass die Waffen in die Hände der 
PKK fallen. 

Müslüm Kurt: Was die PKK macht 
oder nicht, das sollte nicht die Sache 
der deutschen Regierung sein. Der geht 
es doch nicht um die Kurden, sondern 
um ihre Interessen. Und Bersani ist 
nicht demokratisch geprägt, der regiert 
wie ein arabischer Scheich. Die Fami¬ 
lie Bersani herrscht über ganz Südkur¬ 
distan. Die Streitkräfte der PKK und 
der PYD aus Westkurdistan, aus Syrien, 
hatten Leute in das Jesiden-Gebiet ge¬ 
schickt, um die Menschen dort vor dem 
Terror des IS zu schützen. Aber Bersani 
hat unsere Leute festgenommen. 

UZ: Aber die Bersani-Truppen hatten 
dem IS selbst nicht viel entgegenzuset¬ 
zen. 

Müslüm Kurt: Bersanis Kämpfer kämp¬ 
fen für Geld. Die Streitkräfte der PKK 
und der PYD, das sind Selbstverteidi¬ 
gungseinheiten. Die kämpfen freiwillig, 
und die sind motiviert. Ihre Motivation 
ist der Kampf für eine bessere Welt, für 
Frauenrechte, für Menschenrechte, für 


ein friedliches Zusammenleben. Das ist 
unsere Motivation - ob wir in Europa 
sind oder in den Bergen in Kurdistan. 
Diese jungen Leute haben mit leichten 
Waffen gegen den IS gekämpft, und die 
Bersani-Leute sind mit schweren Waf¬ 
fen davongelaufen. 

UZ: Im Moment sieht es so aus, als zer¬ 
fiele der Irak in mehrere Teile und als 
entstünde ein kurdischer Staat im heu¬ 
tigen Nordirak. Ergibt sich da eine neue 
Perspektive für das kurdische Volk? 

Müslüm Kurt: Im Gegenteil, absolut im 
Gegenteil. Wenn jetzt ein kurdischer 
Staat in Südkurdistan entsteht, dann 
sind die Kurden auch in vier Teile ge¬ 
teilt. Für die gesamte Region, für das 
kurdische Volk wäre das eine Katas¬ 
trophe, wenn jetzt ein Staat Südkurdis¬ 
tan entsteht. Das hilft den Kurden nicht 
und den anderen Völkern auch nicht. 
Das ist unlogisch. Eine kurdische Ein¬ 
heit zerfällt damit auch. 

UZ: In der türkischen Regierung gibt es 
dagegen inzwischen Überlegungen, ob 
so ein Staat nicht aus deren Sicht ganz 
nützlich wäre. 

Müslüm Kurt: Die Türkei unterstützt 
das. Denn das zerschlägt die Einheit 
der Kurden. Und die ganze Wirtschaft 
in Südkurdistan ist heute schon abhän¬ 
gig von der Türkei. Güter und Lebens¬ 
mittel, alles kommt aus der Türkei, auch 
Firmen, besonders Baufirmen. Der 
Handel zwischen der Türkei und Süd¬ 
kurdistan beträgt über 15 Mrd. Euro, 
und im Gegenzug wird demnächst 
wahrscheinlich Südkurdistan Öl in die 
Türkei liefern. Aber das wird nicht dem 
Volk zugute kommen, sondern nur den 
herrschenden Familien. 

UZ: Wie ist das Verhältnis der autono¬ 
men Region in Südkurdistan zu den 
USA? 

Müslüm Kurt: Sehr gut. Die ist ja auch 
mit Hilfe der USA entstanden. Und die 
Türkei hat von den USA auch Unter¬ 
stützung für ihre Politik in der Region 
bekommen. Die haben gesehen, dass 
ein südkurdischer Staat am Entstehen 
ist, und versuchen, etwas von dem Ku¬ 
chen abzubekommen. Und die Ameri¬ 
kaner, die haben schon festgelegt, was 
aus Südkurdistan wird, denn Südkurdi¬ 
stan ist total abhängig von ihnen, in der 
Politik, in der Sicherheit. Also, wenn die 
Amerikaner nicht da wären, die wür¬ 
den sich nicht behaupten können. Die 
Amerikaner haben in der Region viel 
zu sagen - das darf man nicht verges¬ 
sen, wenn immer die Rede davon ist, 
dass es sich bei dem Konflikt dort um 
einen Religionskrieg handelt. Der Wes¬ 
ten bestimmt, wofür wir uns im Nahen 
und Mittleren Osten die Köpfe ein- 
schlagen sollen. 

Das Gespräch führte Olaf Peters 


Der stumme Präsident 
























































































i. September 1939 

Mit dem Überfall auf Polen begann der 2. Weltkrieg - 
Eine Chronik der ersten Wochen 



A m Abend des 31. August 1939 
überfiel SS-Sturmbannführer 
Alfred Naujocks gemeinsam mit 
fünf oder sechs in Zivil gekleideten SS- 
Leuten den Sender Gleiwitz. Das Un¬ 
ternehmen trug den Tarnnamen „Unter¬ 
nehmen Tannenberg“ 

Das laufende Programm wurde un¬ 
terbrochen, über den Sender wurde ein 
Aufstand der polnischen Minderheit 
ausgerufen. Ein Toter, als „Konserve“ 
bezeichnet, wurde als „Beweis“ für den 
angeblichen polnischen Überfall in der 
Sendeanlage deponiert. 

Dieser fingierte Überfall sollte ne¬ 
ben anderen, auf ähnliche Weise insze¬ 
nierten Übergriffen der deutschen fa¬ 
schistischen Führung den Anlass zum 
Krieg gegen Polen liefern. 

Wenige Stunden später, am 1. Sep¬ 
tember, begann mit der Beschießung 
von polnischen Munitionslagern auf 
der Westernplatte bei Gdansk durch 
das deutsche Linienschiff „Schleswig- 
Holstein“ der Überfall auf Polen. Die 
deutsche Wehrmacht marschiert ohne 
Kriegserklärung in Polen ein. 

Am 3. 9. erklärten Großbritannien 
und Frankreich Deutschland den Krieg, 
die USA, Italien und Spanien verhielten 
sich neutral. 

Die deutsche Kriegsmarine begann 
zugleich einen Seekrieg, der vor allem 
die Schiffsverbindungen Großbritanni¬ 
ens stören sollte. 

Am 7. September rückten Französi¬ 
sche Truppen in das Saarland ein. Die 
im Beistandspakt mit Polen verein¬ 
barten Offensiven gegen die deutsche 
Westfront fanden jedoch nicht statt. 
Dies erleichterte massiv den deutschen 
„Blitzkrieg“ gegen Polen. Am 13. 9. war 
Warschau von den deutschen Truppen 
komplett eingeschlossen. 


Die polnische Regierung floh am 
17. September zunächst nach Rumäni¬ 
en. Sowjetische Truppen marschierten 
am gleichen Tag in den Osten Polens 
ein. Zwei Tage später kapitulierten am 
Fluss Bzura 170 000 eingekesselte polni¬ 
sche Soldaten, am 27 September - nach 
schweren deutschen Luftangriffen - die 
polnischen Truppen in Warschau. Erst¬ 
mals war eine Großstadt systematisch 
bombardiert worden. 

Einen Tag später einigten sich die 
Sowjetunion und Deutschland auf 
eine neue gemeinsame Grenze in Po¬ 
len. 

Deutsche Einheiten gingen ab so¬ 
fort zielgerichtet gegen polnische Kir¬ 
chenvertreter, gegen Intellektuelle 
und vor allem gegen Juden vor. 

Am 30. 9. gründete sich in Paris 
eine polnische Exilregierung, die von 
den Westmächten anerkannt wurde. 


Am 6. Oktober 1939 kapitulieren die 
letzten Teile der polnischen Armee. 

Am 19. Oktober verließen die fran¬ 
zösischen Truppen das von ihnen besetz¬ 
te Gebiet im Saarland. An der deutschen 
Westfront bleibt es beim „Sitzkrieg“, 
auch „komischer“, „seltsamer“ Krieg. 

26.10. Als „Reichsgaue“ wurden 
Posen (ab 2.11.1939: Wartheland) und 
Westpreußen (ab Januar 1940: Danzig- 
Westpreußen), Teile Polens, dem Deut¬ 
schen Reich angegliedert. Im besetzten 
Teil Polens wurden alle Männer zwi¬ 
schen 18 und 60 Jahren zum Arbeits¬ 
dienst gezwungen. 

Über 6,2 Millionen polnische Bürge¬ 
rinnen und Bürger verloren in den fol¬ 
genden Jahren durch Besetzung, geziel¬ 
te Vernichtung und infolge von Kriegs¬ 
handlungen ihr Leben, unter ihnen 3,1 
Millionen jüdische Männer, Frauen, 
Kinder... UZ 




Bild ganz oben links: Erschießung polnischer Geiseln 

Bild ganz oben rechts: Die polnische Staatsgrenze wird „überschritten“ 

Bild oben: Der Sender Gleiwitz. 

Bild unten: Anfang September. Einwohner und Verteidiger Warschaus 
Bilder im Text. Deutsche Soldaten an der Stadtgrenze Warschaus (oben) / Das 
zerstörte Warschau (unten) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Der i. September 1939 

Leseprobe aus dem Buch „Zweiter Weltkrieg“ von Kurt Pätzold 


Wir dokumentieren aus dem im PapyRossa Ver¬ 
lag erschienenen Buch leicht gekürzt das Kapitel 1: 

Am 1. September 1939 fiel die deutsche Wehr¬ 
macht über das Nachbarland Polen her und be¬ 
gann damit einen Krieg, der binnen Tagen zu ei¬ 
nem europäischen und 1941 zu einem Weltkrieg 
wurde. Der Angriffsplan war bereits Mitte Juni 
unter dem Codenamen „Fall Weiß“ fertiggestellt 
und der Angriffstermin ebenfalls seit Monaten 
schon festgesetzt worden. Es sollte der Angriff 
ursprünglich einige Tage früher beginnen. Er 
war geringfügig aufgeschoben worden, als Beni¬ 
to Mussolini, der Duce des verbündeten Italien, 
darüber informierte, dass sein Staat noch nicht 
kriegsbereit sei. 

Die deutschen Generale, die die Heeresgrup¬ 
pen befehligten, die von Schlesien, Pommern und 
Ostpreußen nach Polen eindrangen, wussten, dass 
sie mit diesem Schritt einen größeren Krieg aus- 
lösen konnten. Denn Großbritannien und Frank¬ 
reich hatten sich durch politische und militärische 
Verträge für den Bestand des polnischen Staates 
verbürgt. Das vermochte Hitler nicht von seinem 
Entschluss abzubringen, den 1918 nach Jahrhun¬ 
derten wieder entstandenen Nachbarstaat auf 
dem Wege zur Schaffung eines osteuropäischen 
deutschen Kolonialreiches zu vernichten. Diesen 
Vorsatz hatte er den Wehrmachtsgeneralen schon 
im Mai 1939 bekannt gegeben und gesagt, er wol¬ 
le für die Isolierung dieses Krieges sorgen, doch 
dem auch hinzugesetzt, er gedenke ihn auch dann 
zu eröffnen, wenn das nicht gelänge und der für 
einen späteren Zeitpunkt gedachte Krieg gegen 
die westlichen Großmächte sogleich losbräche. 
Hinter diesem Konzept, das die Militärs akzep¬ 
tierten, stand die gemeinsame Erwartung, man 
werde mit dem Gegner Polen gleichsam fertig 
sein, bevor seine Verbündeten überhaupt dazu 
kämen, ihre Streitkräfte an der deutschen West¬ 
grenze zu versammeln und in Aktion zu setzen. 
Die Situation eines Zweifrontenkrieges - Ost und 
West -, die aus dem Ersten Weltkrieg bekannt 
und aufgrund damals gesammelter Erfahrung 
auch gefürchtet war, werde folglich praktisch 
nicht entstehen. 

Die Rechnung der deutschen Führung ging 
auf. Die polnischen Streitkräfte erwiesen sich 
den deutschen hoffnungslos unterlegen. Zwi¬ 
schen den technischen Kriegsinstrumenten, über 
die beide Gegner geboten, lagen Welten. Kei¬ 
ne Tapferkeit vermochte dies aufzuwiegen. Der 
polnische Widerstand konnte sich nicht behaup¬ 
ten, bis die Westmächte ihre Kräfte mobilisiert 
und zur Geltung gebracht hatten. Zudem besaß 


die französische Militärspitze kein Konzept, das 
ihre Armeen binnen kurzem auf eine Offensi¬ 
ve über den Rhein in das deutsche Reichsgebiet 
orientiert und den Gegner gezwungen hätte, wie 
1914 beim Eindringen zaristischer Armeen nach 
Ostpreußen, seine Kräfte umzugruppieren. Die 
strategische Idee bestand vielmehr darin, dass 
die deutschen Angreifer beim Versuch, die Ma- 
ginot-Linie, also jene nach dem Weltkrieg in ih¬ 
ren wichtigsten Abschnitten bis 1936 errichtete 
Kette von Befestigungen, zu durchbrechen, ihre 
Kräfte verbrauchen würden wie einst das Kaiser¬ 
heer in Flandern, an der Somme und vor Verdun. 
Die deutsche Wehrmachtsführung beabsichtigte 
aber nicht, mit Kriegsbeginn an der Westfront ir¬ 
gendeine Initiative zu ergreifen. Es entstand in 
und zwischen den Grenzbefestigungen diesseits 
und jenseits des Rheins und entlang der Saargren¬ 
ze, also zwischen deutschem Westwall und fran¬ 
zösischer Maginot-Linie, eine Situation, die als 
„Sitzkrieg“, auch als „komischer Krieg“ bezeich¬ 
net wurde. Und Hitler und sein Heeresgeneral¬ 
stab befassten sich auch für die Zukunft nicht 
mit einem Ansturm auf die Befestigungsanlage 
an Frankreichs Ostgrenze, sondern - dem Beispiel 
des Ersten Weltkrieges folgend - mit deren Um¬ 
gehung via Luxemburg und Belgien. 

Die deutsche Propaganda feierte den Sieg in 
und über Polen als „Feldzug der 18 Tage“. Die¬ 
ses Tempo wurde auch durch die mit dem ers¬ 
ten Kriegstag erkennbar werdende Brutalität der 
Kriegführung erreicht. Zwischen militärischen 
und zivilen Zielen wurde kein Unterschied ge¬ 
macht. Die Luftwaffe bombardierte offene Städte. 
Warschaus Zentrum wurde die erste städtische 
Trümmerwüste dieses Krieges, der ohne förmli¬ 
che Kapitulation zu Ende ging. Die Regierung 
floh außer Landes. Teile der polnischen Streit¬ 
kräfte gelangten über die rumänische Grenze 
und auf weitem Weg zu ihren Verbündeten. Sie 
unterstellten sich ihrer Exilregierung in London 
und nahmen an Frankreichs und Großbritanni¬ 
ens Seite an weiteren Kämpfen gegen deutsche 
und italienische Truppen teil. Andere Formatio¬ 
nen der polnischen Armee gerieten in sowjeti¬ 
sche Gefangenschaft, denn die UdSSR, die Situ¬ 
ation ausnutzend, hatte den Osten des Landes, 
Gebiete, die Sowjetrussland im Frieden von Riga 
1921 an Polen abtreten musste, in den Tagen nach 
dem 17. September 1939 von ihren Truppen beset¬ 
zen lassen. Das gelang, ohne dass es zu größeren 
Kampfhandlungen kam. Die polnischen Offizie¬ 
re und Soldaten, die sich ergeben hatten, traf die 
kein Kriegsrecht achtende Willkür Josef Stalins 
und seiner Mitregenten (...) Später erst als die 


Anti-Hitler-Koalition sich herausgebildet hatte, 
gelangten andere Gefangene auf weiten Wegen 
nach Westen und beteiligten sich 1944 an der Be¬ 
freiung Westeuropas. Dritte wiederum wurden 
Soldaten in einer aus Polen in der UdSSR for¬ 
mierten Volksarmee, die an der Seite sowjetischer 
Streitkräfte bis in die Straßen Berlins kämpften. 

Den Weltkriegsgefreiten Hitler begann die fa¬ 
schistische Propaganda, den um ihn gewobenen 
Kult ausweitend, nun auch als Feldherrn von For¬ 
mat herauszustellen, der in persona für den Sieg 
garantierte. Dabei hatten sich Millionen Deutsche 
in diesen ersten Wochen des Krieges noch keines¬ 
wegs mit dem für sie abrupt eingetretenen Wan¬ 
del identifiziert. Anders als 1914 waren Kundge¬ 
bungen der Kriegsbegeisterung ausgeblieben und 
die Faschistenführer hatten nicht versucht, sie zu 
inszenieren. Die übergroße Mehrheit der Deut¬ 
schen, die auf Frieden gehofft und den Krieg nicht 
gewollt hatte, war gleichsam überrumpelt. Noch 
existierten im Volke keine annähernden Vorstel¬ 
lungen - insofern glich die Situation der des Jah¬ 
res 1914 doch - davon, was ihm bevorstand. Die 
Menschenverluste des Feldzugs nannte das Ober¬ 
kommando „ungewöhnlich gering“, und also war 
die übergroße Mehrheit der Deutschen von ihnen 
nicht schmerznah betroffen. Zudem versorgte der 
Staat Ehefrauen und Kinder der zur Wehrmacht 
Einberufenen finanziell so, dass, anders als im 
Weltkrieg, für „Soldatenfrauen“ kein Zwang be¬ 
stand, einer Lohnarbeit nachzugehen. Die Versor¬ 
gung mit Lebensmitteln erfolgte auf der Grund¬ 
lage eines Kartensystems, die Rationierung war 
ausreichend. Ärmere Schichten waren anfangs 
nicht in der Lage, alle Waren zu kaufen, für deren 
Erwerb sie Berechtigungsscheine erhielten. Aus 
der Armee kehrten in der Landwirtschaft tätige 
Männer beurlaubt in ihre Dörfer zurück, um an 
der Herbstbestellung teilzunehmen. Das schien 
ein ganz anderer Krieg zu werden als jener, der 
1914 begonnen und 1918 verloren wurde. Man¬ 
che Volksgenossen gaben sich gar der Hoffnung 
hin, womöglich werde er „richtig“ angesichts der 
in Polen demonstrierten deutschen Kriegsmacht 
gar nicht stattfinden. 

Kurzzeitig nährte diese naive Vorstellung eine 
am 6. Oktober 1939 gehaltene Rede Hitlers, in der 
er den Westmächten ein heuchlerisches, für in- 
und ausländische Propagandazwecke bestimmtes 
„Friedensangebot“ unterbreitete. 

In Wahrheit hatte sich an der Spitze der West¬ 
mächte in London und Paris nach dem Debakel 
der Münchner Politik mit dem Einmarsch deut¬ 
scher Truppen in die Tschechoslowakei im März 
1939, aus der in ihrem Westteil ein deutsches 


Zweiter Weltkrieg 


Kurt Pätzold 


„Protektorat“, im Ostteil ein slowakisches kleri¬ 
kalfaschistisches Regime von Deutschlands Gna¬ 
den geworden war, die Erkenntnis durchgesetzt, 
dass der militärischen Auseinandersetzung mit 
dem nach Vorherrschaft in Europa strebenden 
deutschen Faschismus nicht auszuweichen war. So 
sehr namentlich die Volksmassen in Frankreich 
unter dem 
nachleben- 
den Ein¬ 
druck des 
ein Vier- | 
teljahrhun- 
dert zuvor R 
auf ihren E 
Territorien E 
tobenden 
Krieges 
friedfertig 
gestimmt 
waren: 
nachdem 
die Deut¬ 
schen ihn 
begonnen 
hatten, war 
an einen 
Abbruch 
dieses Krie¬ 
ges nicht zu 
denken. 

Mit seinem Beginn verbindet sich bis heute 
unausweichlich die Frage: Musste die europäi¬ 
sche Entwicklung in diesen 1. September mit sei¬ 
nen Folgen und Wirkungen münden? Sie lautet 
in anderer Formulierung: Musste den extrem im¬ 
perialistischen Kräften in Deutschland, die Poli¬ 
tik, Militär, Wirtschaft und weite Bereichen des 
so genannten Geisteslebens beherrschten, die 
Chance gegeben werden, ihre Ziele mit kriegeri¬ 
schen Mitteln zu verfolgen? Existierten keine Al¬ 
ternativen? Waren dagegen keine Fesseln verfüg¬ 
bar? Die Frage wird in vielen Kriegsgeschichten 
umgangen, denn die Antworten ergeben keine 
Ruhmesblätter für die Regierenden und Syste¬ 
me in Großbritannien und Frankreich, aber auch 
für die in Polen und Rumänien. Sie zeigen, dass 
der Antikommunismus jener Jahre mehr war als 
die „Grundtorheit“ der Epoche, wie ihn Thomas 
Mann 1943 nannte. 
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Kapitalismus in Osteuropa 

Aus dem Editorial von Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 99 


Ein Vierteljahrhundert nach den Schlüsseljahren 
1989/1990, nach dem Scheitern der Perestroika 
und dem Zerfall der Sowjetunion zeigt sich, dass 
die Restauration des Kapitalismus in den sozia¬ 
listischen Ländern Ost- und Mitteleuropas auch 
dessen Gebrechen zurückgebracht hat: Krieg, 
soziale Spaltung, Armut und Nationalismus. Sie 
hat, wie der zum Bürgerkrieg eskalierte Konflikt 
in und um die Ukraine zeigt, zugleich ein neues 
imperiales Powerplay um die Vorherrschaft in der 
Region ausgelöst. Die Beiträge zum thematischen 
Schwerpunkt dieses Heftes sind der Frage nach 
dem Charakter des neuen Kapitalismus in Ost- 
und Mitteleuropa gewidmet. (...) 

★ 

Kapitalismus in Osteuropa: In seinem Überblick 
beschreibt Joachim Becker die Veränderungen 
seit 1989 als einen Prozess der Peripherisierung 
und der gesteigerten Weltmarktabhängigkeit. Fast 
überall ist eine Regression der industriellen Struk¬ 
turen zu beobachten. Es gibt aber auch wichtige 
Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern, 
insbesondere was Entstehung und Rolle der Bour¬ 
geoisie betrifft: Während in einigen Ländern das 
Auslandskapital dominiert, wird in anderen ver¬ 
sucht, den Vorrang der nationalen Bourgeoisie zu 
sichern. Diese wird meistens von kleinen oligar- 
chischen Gruppen beherrscht, die eng mit der po¬ 
litischen Klasse verbunden sind. Ökonomisch sind 
die neuen Akkumulationsmodelle kaum effizien¬ 
ter als der durch sie ersetzte Staatssozialismus, bei 
großen sozialen Gegensätzen, die durch nationa¬ 
listische Diskurse überdeckt werden. 

Die Herausbildung des oligarchischen Kapi¬ 
talismus in Russland analysiert Karl-Heinz Grä¬ 
fe. Er geht davon aus, dass dieser Prozess durch 
die in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre begin¬ 
nende Entstaatlichung des Eigentums in der Pere¬ 
stroika-Periode und den Versuch, in Anlehnung an 


die NEP-Periode marktwirtschaftliche Strukturen 
aufzubauen, möglich wurde. Die heute die wich¬ 
tigsten Finanz- und Industriesektoren des russi¬ 
schen Kapitalismus repräsentierende Spitzengrup¬ 
pe der Oligarchen stammt aus diesem Milieu. Der 
eigentliche Privatisierungsschub erfolgte erst spä¬ 
ter in den Jahren 1992 bis 1994, nach Auflösung 
der UdSSR. Das Land wurde dem internationalen 
Kapital geöffnet und auf den Status eines periphe¬ 
ren Entwicklungs- oder Schwellenlandes zurück¬ 
gestuft. 

Christina Plank zeichnet die durch Krisen mar¬ 
kierte Entwicklung der Ukraine nach, die mit ei¬ 
nem massiven Verarmungsprozess großer Teile 
der Bevölkerung verbunden ist. Im Kern ist dies 
ein Konflikt zwischen jenen Gruppen, die auf Aus¬ 
landskapital und verstärkte Westorientierung set¬ 
zen, und Teilen der Oligarchie, die eine stärkere 
Rolle der nationalen Bourgeoisie anstreben. Die 
sozialen Gegensätze werden auf allen Seiten durch 
nationalistische Diskurse aufgeladen. Jörg Roesler 
widerspricht der Ansicht, dass die kapitalistische 
Umgestaltung der DDR wegen des Anschlusses 
an Westdeutschland eine Ausnahme darstellt: Er 
zeigt, dass die heute zu besichtigende „branch plant 
economy“ der Neuen Bundesländer Ergebnis ei¬ 
ner Schocktherapie ist, die die alten indus-triellen 
Strukturen fast völlig zerstört hat. Neu entstanden 
sind abhängige Bereiche in den wenig werthalti¬ 
gen Teilen der Wertschöpfungskette, während alle 
wichtigen und profitablen Unternehmensfunkti¬ 
onen in den westdeutschen oder internationalen 
Zentralen verbleiben. 

In Polen setzte die „Liberalisierung“ der Wirt¬ 
schaft in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre ein. 
Wie Krzyzstof Pilawski zeigt, führte die 1989 nach 
Stichworten der Weltbank und des IWF durchge¬ 
setzte neoliberale „Schocktherapie“ zu massiven 
Preisanstiegen, Verarmung, Arbeitslosigkeit und 


Deindustrialisierung. Die 1994 bis 1998 durchge¬ 
setzte Betriebs-Privatisierung erfolgte über die 
Ausgabe von „Anteilsscheinen“, die in großem Stil 
von Investitionsfonds aufgekauft wurden. Wichti¬ 
ge Industriebranchen werden vom Auslandskapital 
kontrolliert. Der EU-Beitritt 2004 hat jedoch zu 
einer deutlichen Verbesserung der Wirtschaftsla¬ 
ge geführt; 2012 war das BIP doppelt so groß wie 
1989. Dies dürfte auch der Hintergrund für die im 
Vergleich zu Tschechien, Ungarn oder der Slowa¬ 
kei wesentlich positivere Einstellung der Bevölke¬ 
rung zum Systemwechsel sein. Ilona Svihlikovä be¬ 
zeichnet die Veränderungen in der Tschechischen 
Republik als misslungene Transformation: Ein in¬ 
dustriell und bildungsmäßig vergleichsweise hoch 
entwickeltes Land wurde dank der neoliberalen 
Orientierung der verschiedenen Regierungen in 
einer nachteiligen Position in den kapitalistischen 
Weltmarkt integriert. Die hohe Arbeitsproduktivi¬ 
tät und der hohe Bildungsstand der Arbeitskräfte 
schlagen sich nicht in einem entsprechenden Le¬ 
bensstandard der Bevölkerung nieder. Die kapi¬ 
talistische Transformation in der Slowakei ( David 
X. Noack ) folgte zuerst einem anderen Muster als 
in Tschechien: Unter öffentlichem Druck konn¬ 
ten in einer „sozialnationalen Dekade“ nach 1989 
ein starker Staat, die Förderung einer heimischen 
Bourgeoisie und Abgrenzung gegen den Neolibe¬ 
ralismus durchgesetzt werden. Darauf folgte jedoch 
eine radikal-neoliberale Schocktherapie, die die 
Weltmarktintegration der Slowakei zu IWF-Kondi- 
tionen vorbereitete. Den heutigen Versuchen, den 
Neoliberalismus einzudämmen, sind unter den Be¬ 
dingungen von Euro- und EU-Mitgliedschaft je¬ 
doch enge Grenzen gesetzt. 

Ungarn stellt Matyas Benyik zufolge eine ge¬ 
wisse Ausnahme dar, weil die politischen Eliten 
schon lange vor 1989 - in engem Kontakt mit den 
Spitzen der internationalen Finanzierungsinstitu¬ 
tionen - mit der Umsetzung marktwirtschaftlicher 
Reformen begonnen hatten. Die ungleiche Inte¬ 
gration in weltwirtschaftliche Abhängigkeiten führ¬ 
te dazu, dass die Krise von 2008 ff. dort besonders 
stark zu spüren war. Die eng mit den multinati¬ 


onalen Institutionen verbundenen Eliten folgten 
einer Strategie, bei der die Kombination von Aus¬ 
landskapital mit niedrigen Lohnkosten zur sozialen 
Desintegration führte. 

Erhard Crome geht den machtpolitischen Wei¬ 
chenstellungen seit der zweiten Hälfte der 1980er 
Jahre und der strategischen Kontinuität der NATO- 
Politik gegenüber Osteuropa und Russland nach. 
Sie ist wesentliches Instrument der USA Einfluss 
auf Europa zu nehmen. Dazu gehört die „Neuord¬ 
nung“ Europas einschließlich der Herauslösung der 
Ukraine aus dem Einflussfeld Russlands. 

EU-Krise - nach den Europawahlen: Die Eu¬ 
ropawahlen zeigten, dass es insbesondere der po¬ 
litischen Rechten gelang, von der noch immer an¬ 
dauernden Krise zu profitieren. Sebastian Chwala 
untersucht die Hintergründe für den Wahlerfolg des 
Front National in Frankreich. Er zeigt, wie der FN 
mit aufstiegsbezogenen Teilen der Arbeiterschaft 
und Mittelschichten gerade solche sozialen Grup¬ 
pen zu mobilisieren weiß, die ein Interesse an einem 
nationalliberalen Kurs haben und sich seit langem 
im rechten Spektrum verorten. Klaus Dräger ana¬ 
lysiert die Rolle des Bundesverfassungsgerichts im 
Kontext der europäischen Krisenpolitik. Er fragt, 
ob das deutsche Verfassungsgericht den europäi¬ 
schen Demokratieabbau eher bremst oder fördert. 
Seine Untersuchung der Rechtssprechungspraxis 
des Gerichts zu „Rettungsmaßnahmen“ und EU- 
Verträgen lässt ihn urteilen, dass „die Oligarchie 
der EU von diesem deutschen Verfassungsgericht 
wohl keinen ernsthaften Widerstand zu befürch¬ 
ten“ hat. Ralf Krämer untersucht die Bedeutung 
der stagnierenden Entwicklung deutscher Löhne 
für das bundesrepublikanische Exportmodell und 
fragt nach gewerkschaftlichen Alternativen. In den 
Kontext dieses Themenblocks gehört auch der Be¬ 
richt von Nico Biver, der darauf aufmerksam macht, 
dass die in den europäischen Kernländern ohnehin 
schwache Linke bei den EU-Wahlen Stimmen ver¬ 
loren hat, dass sie in den osteuropäischen Erwei¬ 
terungsländern kaum präsent ist und ihre besten 
Ergebnisse in den südlichen Krisenstaaten erzielt 
hat. (...) 
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Die Würde der Ausgebeuteten 

Der Fotograf Lewis W. Hine und das US-Komitee für Kinderarbeit (1908-1924) • Von Anneliese Fikentscher 



zu geschichtsbildenden Persönlichkei¬ 
ten“, die er in der Malerei und Grafik 
von Daumier bis Kollwitz beobachtet. 
„Mit Lewis Hine erreicht [dieser Pro¬ 
zess] die Fotografie“ 

Der späte Ruhm des 
Lewis W. Hine lässt ver¬ 
gessen, dass sein Nach¬ 
lass vom New Yorker 
Museum of Modern 
Art unter kuratorischer 
Leitung von Edward 
Steichen, dem Macher 
der vielgerühmten Aus¬ 
stellung „Family of 
Men“, abgelehnt wur¬ 
de. Angeboten wurde 
der Nachlass von Wal¬ 
ter Rosenblum, einem 
Mitglied der New Yor¬ 
ker Film- und Photo 
League - vergleichbar 
der historischen und 
heutigen Arbeiterfoto¬ 
grafie. 1951 löste sich 
die Organisation wegen 
staatlicher Repression 
in Form von Ächtung 


D er 1874 geborene,an der „Ethical 
Cultural School“ in New York 
wirkende Lehrer Lewis Wicked 
Hine macht einen freundlichen, un¬ 
scheinbaren Eindruck. Als einer der be¬ 
kanntesten Fotografen ist er erst 
nach Lebzeiten in die Geschichte 
eingegangen. Sein Können hatte 
er - wie viele der besten und am¬ 
bitioniertesten Fotografen - au¬ 
todidaktisch erworben. Sechzehn 
Jahre lang wandert er mit unhand¬ 
licher Plattenkamera und Stativ 
auf den Spuren von Kindern in 
Arbeitsverhältnissen quer durchs 
riesige Land der USA. Er sucht 
und findet Kinderarbeit in der In¬ 
dustrie und auf dem Feld, in der 
Großstadt, früh morgens, mitten in 
der Nacht, bei Hitze oder Kälte. 
Neben offensichtlich körperlichen 
und seelischen Schädigungen, ver¬ 
säumten Schul- und Ruhezeiten 
sind diese Kinder und Jugendli¬ 
chen im Alter zwischen vier und 
sechzehn Jahren vielfältigen Ge¬ 
fahren ausgesetzt. 

Der Mann mit dem großen 
Kasten gewinnt das Vertrauen 
von vierjährigen Baumwollpflü- 
ckern, sechsjährigen Zeitungs¬ 
verkäufern, Newsboys oder auch 
Newsies genannt, wie vonTootsie, 
dessen Zeitungsstapel - groß und 
schwer - ihn zu erdrücken scheint. 
Zunächst erschrocken und abwei¬ 
send lächelt Tootsie in einer wei¬ 
teren Aufnahme dem Fotogra¬ 
fen freundlich zu. Der spricht mit ihm, 
führt Protokoll: „Tootsie, sechs Jahre 
alter Newsboy, verkauft jeden Tag und 
Sonntags für einen jungen Onkel“, der 
ihn zur Arbeit fährt. „Location: Wa¬ 
shington (D.C.), District of Columbia.“ 
Zeitangabe: April 1912. Oder die „acht¬ 
jährige Phoebe Thomas, ein syrisches 
Mädchen, rennt alleine von der Fabrik 
nach Hause. Ihre Hand ist blutüber¬ 
strömt, sie weint mit schriller Stimme. 
Sie hat sich in der Fabrik beim Sardi¬ 
nenschneiden das Ende ihres Daumens 
fast abgeschnitten und wurde allein 
nach Hause geschickt, ihre Mutter war 
beschäftigt....“ 

Lewis Hine ist unterwegs als „In- 
vestigative photographer“ für das Na¬ 
tional Child Labor Committee NCLC, 
das die Bevölkerung mit Veröffentli¬ 
chungen auf die Zustände aufmerksam 


machen will. Das Komitee NCLC wirbt 
um Mitglieder: „Wozu wird das Komi¬ 
tee gebraucht? Zwei Millionen Kinder¬ 
arbeiter unter 16 Jahren arbeiten Tag 
für Tag. Wir wollen, dass sie normale 


eines Europaaufenthaltes entstanden 
im Auftrag des Roten Kreuzes ein¬ 
drucksvolle Studien von den Flücht¬ 
lingen des I. Weltkrieges auf dem Bal¬ 
kan. Seine beeindruckenden Porträts 


Oben: Newsgirls, waiting for papers (Mädchen warten auf die 
auszutragenden Zeitungen), Connecticut, März 1909. Rechts: 
Trapper boy (Junge als Wettertürhüter in einer Kohlemine), West 
Virginia, Oktober 1908 


Männer und Frauen werden. Sie wollen 
das auch. Werden Sie Mitglied... 

Schlimme Zustände gibt es bei 
Heimarbeit, wenn die ganze Familie in 
einem einzigen Raum die Nacht hin¬ 
durch für geringes Geld Näharbeiten 
ausführt. Das NCLC warnt: „Heimar¬ 
beit zerstört Familienleben, hält Kin¬ 
der von der Schule fern, ermutigt Väter, 
sich der Verantwortung zu entziehen, 
ermöglicht gierigen unkontrollierten 
Herstellern und Eltern, die Kindheit 
zum Gespött zu machen.“ 

Hine ist spezialisiert auf Porträts, 
die die Würde der Dargestellten hü¬ 
ten wie einen Schatz, den er in seinem 
Foto-Holzkasten einfängt. So gesche¬ 
hen auch mit den den Auftragsarbeiten 
für das National Child Labor Commit¬ 
tee vorausgegangenen Aufnahmen der 
Einwanderer auf Ellis Island. Während 


der arbeitenden 
Bevölkerung bis 
hin zur Dokumen¬ 
tation vom Bau 
des Empire State 
Building, in dessen 
Zentrum der Foto¬ 
graf die Arbeiter 
rückt, bezeichnet 
der Kunsthistori¬ 
ker Richard Hiepe, 
Verfasser des Stan¬ 
dardwerkes „Rie¬ 
se Proletariat und 
große Maschine¬ 
rie“ hinsichtlich der 
„Darstellung der 
Arbeiterklasse in 
der Fotografie“ als 
„Herausmodellie¬ 
rung von Arbeitern 


und Vorwürfen wie „kommunistisch, 
faschistisch, subversiv“ auf. In seinen 
letzten Lebensjahren hatte sich Lewis 
Hine dem Bund der Bildschaffenden 
angeschlossen, die mit ihrer Kamera 
gesellschaftliche Umwälzung herbei¬ 
führen wollten. Eine lange Liste von 
politisch und weniger politisch moti¬ 
vierten Mitwirkenden, heute als Künst¬ 
ler anerkannten Persönlichkeiten, liest 
sich wie das Who’s Who der Fotografie 
überhaupt (siehe hierzu Peter Mönnikes 
in Arbeiterfotografie, Ausgabe 84). 

1954 übergab die ehemalige Leite¬ 
rin des NCLC, Gertrude Folks Zimand, 
das Konvolut des Instituts der Library 
of Congress in Washington. Dazu heißt 
es: „Er (Lewis Hine) dokumentierte 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Kindern in den Vereinigten Staa¬ 
ten zwischen 1908 und 1924. Diese Fo¬ 
tos sind hilfreiche Studien der Arbeit, 
von Reformbewegungen, Kindern, 
Familien der Arbeiterklasse, Bildung, 
Gesundheit, Wohnumständen, unter 
industriellen und landwirtschaftlichen 
Gegebenheiten und anderen Aspekten 
des städtischen und ländlichen Lebens 
im Amerika des frühen 20. Jahrhun¬ 
derts.“ 

Ausstellung: NCLC - Lewis W. Hine 
in memoriam James Howard Fraser, 
ehern. Florham Madison Campus Lib¬ 
rary der Fairleigh Dickinson University, 
New Jersey - im Rahmen der 22. Inter¬ 
nationalen Photoszene Köln 
Galerie Arbeiterfotografie, Merheimer 
Straße 107,50733 Köln 
arbeiterfotografie@t-online.de, 0221- 
727 999 


Eröffnung Do., 4.9., 20 Uhr 

Öffnungszeiten: 

Mi/Do 19-21, Sa 11-14 und 
nach Vereinbarung 

Sonderöffnungszeiten: 

Fr 19. September: 19 bis 
22 Uhr, Sa/So 20./21. Septem¬ 
ber: 11 bis 19 Uhr 


Die Welt ist ein Irrenhaus 

Brendan Behan bestellte das Feld der irischen Literatur 


Als er auf dem Sterbebett lag, eine pin- 
guinische Nonne an seiner Seite, bat er 
um Whiskey. Aber die gottesfürchti- 
ge Frau versagte diese Art von letzter 
Ölung. „Gott segne Sie, Schwester. Mö¬ 
gen alle ihre Söhne Bischöfe werden“, 
soll Brendan Behan ihr zugeraunt ha¬ 
ben. Dann gab er das Saufen final auf. 

Behan stammte aus der irischen Ar¬ 
beiterklasse. Sein Vater war Gewerk¬ 
schaftsaktivist und Anstreicher. Als 
Brendan geboren wurde, saß der Va¬ 
ter gerade aus politischen Gründen im 
Knast. Das war 1923, zwei Jahre nach 
der Freistaatsregelung, die Irland die 
Unabhängigkeit von Großbritannien 
sicherte. 

Mit dreizehn ging Brendan Behan 
von der Schule ab, mit sechzehn trat er 
der Irisch-Republikanischen Armee 
bei. Er wurde gleich erwischt. Auf dem 
Weg, Anschläge in England zu bege¬ 
hen, wurde er in Liverpool gefasst und 
landete im Gefängnis. Die erste Haft 
dauerte drei Jahre. Mit neunzehn war 
er wieder draußen. Zwei Jahre später 
war er wieder drin. Die Justiz des Frei¬ 
staates verurteilte ihn zu vierzehn Jah¬ 
ren Haft wegen des Mordes an zwei 
Polizisten. Eine Amnestie verkürzte 
die Haftdauer. Nach fünf Jahren war 
er wieder draußen. 

Behan war nicht der richtige Mann 
für die militärischen Operationen der 
IRA. Selbstironisch stellte er fest: „Ich 



Kein Alkohol war für Brendan Behan 
keine Lösung. 

bin kein Krieger. Ich bin eine absolu¬ 
te Null. Die IRA hatte genügend mili¬ 
tärischen Sachverstand mich zu nichts 
anderem als zu Botengängen einzuset¬ 
zen.“ 

Eingesessen hatte er im berüchtig¬ 
ten Mountjoy-Gefängnis. Dort begann 
er zu schreiben. Obwohl es ihm gelang 
einige Texte in der angesehenen Lite¬ 
raturzeitung „The Bell“ unterzubrin¬ 
gen, blieb ihm ein Erfolg in Irland ver¬ 
sagt. Bei einer Reise nach Manchester 
(1947) wurde er erneut inhaftiert und 


dann durch die britischen Polizeibe¬ 
hörden nach Frankreich abgeschoben. 
In Paris lernte er Beckett und andere 
kennen und kam beim Rundfunk un¬ 
ter und schrieb, denn er war noch jung 
und brauchte das Geld, Pornos. Drei 
Jahre blieb er an der Seine. Dann war 
er wieder am Liffey. Was dem Wiener 
der Kaffeehausliterat, ist dem Iren der 
trinkfeste Fabulierer. Damit konn¬ 
te Behan reüssieren. Er erlangte als 
wortgewandter und sangesfreudiger 
Pub-Poet eine gewisse regionale Be¬ 
rühmtheit. 

Der Durchbruch indes stand noch 
aus. Der kam 1955. Behans Stück „The 
Quare Fellow“ (Der Mann von mor¬ 
gen früh) wurde mit überwältigendem 
Erfolg in Dubliner Pike-Theater auf¬ 
geführt. Es schildert eine Szene aus 
einem Gefängnis: Die Nacht vor der 
Hinrichtung eines Mitgefangenen aus 
der Sicht der Häftlinge. Ein Jahr spä¬ 
ter wurde das Stück im Royal Theater 
in Stratford-upon-Avon aufgeführt und 
zum internationalen Erfolg. Und dann 
veröffentliche er „Borstal Boy“. 

Das Buch, 1962 erschienen, schon 
1963 ins Deutsche und Französische 
übersetzt, wurde nicht nur zu einem 
überwältigenden Triumph, sondern 
auch sehr bald zu einem Klassiker der 
irischen Literatur. Chronologisch er¬ 
zählt Behan die Geschichte eines Jun¬ 
gen aus einer Erziehungsanstalt, als 


wäre es ein Monolog, ein Wortproto¬ 
koll. Die Entwicklungsgeschichte des 
Jungen, der aus der Arbeiterklasse 
stammt, eine Geschichte, die in vielem 
autobiographisch ist, ohne zur Autobio¬ 
graphie im eigentliche Sinne zu wer¬ 
den. Aber die Weitsicht des Sozialisten 
Behan wird deutlich. In der Wandlung 
vom Nationalisten zu einem, der er¬ 
kennt, dass er mit den mitinhaftierten 
englischen Jugendlichen mehr zu tun 
hat als mit der irischen Oberschicht, ist 
ein zentrales Lebensthema Behans. 

Das Buch war in Irland verboten. 
Doch veröffentlichte die Zeitung „The 
People“ Teile des Romans in Auszügen, 
auch wurde das Verkaufsverbot nicht 
eingehalten. Es musste schließlich auf¬ 
gegeben werden, weil es nicht durch¬ 
zusetzen war. Auch in Australien war 
„Borstal Boy“ zeitweise auf dem Index. 

Behan ist in der Lage seine Cha¬ 
raktere in den ihnen eigenen Idiomen 
sprechen zu lassen. Cockney, der Slang 
Londons, die Slangs Dubliner Jugendli¬ 
cher werden genutzt, ohne klamottig zu 
wirken. In den Übersetzungen ist das 
natürlich nicht reproduzierbar. Wer 
Behan im Original liest ist besser dran. 

„Borstal Boy“ wurde die Vorlage 
für ein gleichnamiges Musical, das mit 
weltweitem Erfolg aufgeführt und in 
vielen Ländern gespielt wurde. 

Die Tragikomödie „An Giall“ 
(engl.: The Hostage, deutsch: Die Gei¬ 


sel), das im gleichen Jahr wie „Borstal 
Boy“ erschien, machte den interna¬ 
tionalen Erfolg Behans komplett. Er 
selbst kam mit dem plötzlichen Ruhm 
nicht gut klar. Das Geld, welches ihm 
die Tantiemen einbrachten, setzte er in 
Alkohol um. Der Erfolg war ihm un¬ 
heimlich. 

Die sich immer weiter steigernde 
Alkoholsucht machte es nötig, die nun 
folgenden Stücke zu diktieren. Sie zu 
schreiben war ihm nicht mehr möglich. 
Er sprach sie auf Tonbänder. Darunter 
auch das Stück „Confessions of an Irish 
Rebel“ das ebenfalls ein großer inter¬ 
nationaler Erfolg wurde. 

Brendan Behan hat die neue irische 
Literatur in einem Maße mitgestaltet, 
das weit unter Wert gehandelt wird. 
Der Neo-Realismus, die schonungslo¬ 
se Schilderung der Verhältnisse und der 
typische, aus der Aussichtslosigkeit und 
der Einsicht in die menschliche Unzu¬ 
länglichkeit resultierende Humor ha¬ 
ben für die nachfolgende Generation 
an irischen Romanciers und Dramati¬ 
kern das Feld bestellt. 

Brendan Behan starb im Alter von ein¬ 
undvierzig Jahren 1964 in einem Dub¬ 
liner Krankenhaus. Ob die Nonne, die 
ihm den letzten Whiskey verweigerte, 
späterhin Mutter eines Bischofs wur¬ 
de, konnte mit Sicherheit nicht ermit¬ 
telt werden. 

LeanderSukov 
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Krieg ist der Normalzustand 

Zum Jubiläum des entgrenzten Kapitalismus 


V or 25 Jahren hatte Günter Scha- 
bowski die fragwürdige Aufga¬ 
be übernommen, die unkon¬ 
trollierte Öffnung der Systemgrenze 
zu verkünden. Im Osten ist die Datie¬ 
rung etwas diffiziler. Der Besuch Ri¬ 
chard Nixons 1972 markiert zwar den 
strategischen Schwenk der Volksrepu¬ 
blik China in Richtung USA. Die - suk¬ 
zessive - wirtschaftliche Öffnung des 
Landes für die Segnungen des Kapita¬ 
lismus kann vielleicht mit Deng Xiao- 
pings „Vier Modernisierungen“ (1979) 
verortet werden. Mit der Auflösung der 
Sowjetunion am 21. Dezember 1991 
wurde es dann sozusagen „offiziell“ die 
faktische Herrschaft des Kapitalismus 
über den gesamten Globus. 

Zeit also, für den Versuch einer Zwi¬ 
schenbilanz. Der Start, den „die beste 
aller möglichen Welten“ damals hin¬ 
legte, war fulminant. Es galt die bittere 
Abwesenheit von Kapital auf rund ei¬ 
nem Drittel des Globus wettzumachen. 
Einige wendige Funktionäre, die den 
Kapitalismus auch ganz praktisch ver¬ 
standen hatten, wurden in den „wilden 
Jelzin-Jahren“ zu milliardenschweren 
Oligarchen, den eigentlichen Schnitt 
machten, wie immer, die üblichen Ver¬ 
dächtigen. Am Ende bliesen die Assets 
des Sozialismus die Groß-Casinos und 
Fluchtburgen des globalen Finanzkapi¬ 
talismus auf. Wall Street und nach dem 
„Big Bang“, 1986, auch die Londoner 
City, wurden, neben der großen alten 
Geldwaschmaschine Schweiz, die ers¬ 
ten Adressen für legales und weniger 
legales Zockerkapital aus aller Welt. 
Von hier aus wurde (und wird) es, virtu¬ 
ell und steuersparend, zu den diversen 
Offshore-Oasen in aller Welt weiterge¬ 
reicht. Die große Party konnte begin¬ 
nen. Und mit ihr schossen die Phanta¬ 
sien ins Kraut über eine Welt, in der al¬ 
les möglich schien, so auch Werte durch 
reine Spekulation zu erzeugen, gewis¬ 
sermaßen aus sich selbst zu generieren. 
In der folglich der gegelte Börsenjob¬ 
ber zum Master of The Universe mu¬ 
tierte und picklige BWL-“Consultants“ 
die Ökonomie neu erfanden. Marshall 
McLuhans „Global Village“ schien mit 
Internet, den Start-Ups und dem Tele¬ 
kom-Boom Wirklichkeit geworden zu 
sein. 

Die erste, naive Phase der „Globa¬ 
lisierung“ währte knapp eine Dekade. 
Mit den New Yorker Türmen stürzten 
auch die Illusionen von einer friedlich¬ 
freundlichen Zukunft des Globus, eines 
„friedensfähigen Kapitalismus“, in sich 
zusammen. Zbigniew Brzezinski hatte 
schon 1997 die (kriegerischen) Pers¬ 
pektiven der „Einzigen Weltmacht“ 
erfreulich klar formuliert. Auch wenn 
schon der erste Irakkrieg 1991 den 
Machtanspruch der USA in der Regi¬ 
on und darüber hinaus (mit einer Trup¬ 
penstärke von fast einer Million Mann 
und schwerstem Gerät) überaus deut¬ 
lich gemacht hatte, sahen sich nun die 
Bush-Krieger berufen, Brzezinskis, an 
Haiford Mackinders Heartland-Theo- 
rie angelehnte Geostrategie auch jen¬ 
seits der ansonsten lautstark reklamier¬ 
ten Rechtsnormen, machtpolitisch in 
Wirklichkeit umzusetzen. Massenpsy¬ 
chologisch emotionalisierte der global 
auf allen Kanälen in Dauerschleife aus¬ 
gebreiteten Opfermythos und ideolo¬ 
gisch der neokonservativ reanimierten 
amerikanischen Exzeptionalismus den 
nun „War on Terror“ genannten Er¬ 
oberungsfeldzuges auf den Mittleren 
Osten. Natürlich hätte die Zerstörung 
von Häusern und die Tötung tausen¬ 
der Menschen im Pentagon niemand 
aus der Ruhe gebracht, wenn sie in ei¬ 
nem dieser Gazas geschehen wäre, und 
natürlich ist nach wie vor alles andere 
als klar, wer die Türme tatsächlich zum 
Einsturz brachte, aber der „9/11“ der 
Murdochs und CNNs ließ keine Spiel¬ 
räume. In diesem medialen Großcoup 
gab es wenige aber klare Gewinner: 
Die Falken im Pentagon und Weißen 
Haus und die US-Kriegsindustrie. Die 
Bush-Krieger hatten Popularitätswerte, 
von denen sie ansonsten nicht hätten 
träumen können. Selbst die SPD ver¬ 
teidigte Deutschland nun am Hindu¬ 


zungen: Einerseits die dominante Stär¬ 
ke einer imperialen Führungsmacht 
(USA), welche die Partikularinteressen 
unter Kontrolle zu bringen vermag und 
den Vasallentribut (Leitwährung Dol¬ 
lar) akzeptabel erscheinen lässt, und 
andererseits das Vorhandensein einer 
machtvollen Arbeiterbewegung, letzt¬ 
lich einer relevanten Systemherausfor¬ 
derung (Warschauer Vertrag). 


kusch. Die National Security Strategy 
(NSS) vom September 2002 machte 
dann klar, dass die „Neocons“ ihren 
„War on Terror“ nicht als Suche nach 
Attentätern, sondern als ein Kriegssta¬ 
dium in Permanenz verstanden. 

Weltwirtschaftskrise 

Die sukzessive „Liberalisierung“ des 
globalen Finanzsystems im Zuge des 
Zusammenbruchs der Bretton-Woods- 
Korporation hatte die Krisenhaftigkeit 
und Instabilität des Kapitalismus wie¬ 
der in Erinnerung gebracht. In den 
1980er Jahren erwischte es die US- 
amerikanischen Sparkassen ebenso wie 
die lateinamerikanischen Staaten. Der 
damalige Fed-Chef Paul Volcker hat¬ 
te - nach einer drastischen Lockerung 
der Kreditvergabe - eine Explosion des 
Zinsniveaus eingeleitet und damit nicht 
nur US-amerikanische Häuslebau- 
er, sondern zahlreiche „Dritte-Welt“- 
Staaten in die Nähe der Zahlungsunfä¬ 
higkeit und darüber hinaus getrieben. 
Und damit die Basis für die kommen¬ 
de strukturelle Überschuldung gelegt. 
1991 platzte eine gigantische Immobi¬ 
lienblase in Japan. Der Vorzeige-Auf- 
steiger der frühen Globalisierung stand 
am Abgrund. Das aggressive Export¬ 
modell war an seine Grenzen gekom¬ 
men. Es folgte der deprimierende, lan¬ 
ge Marsch durch die Ebenen der De¬ 
flation. Japan war das Menetekel des 
Kommenden. 


(„finanzielle Massenvernichtungs¬ 
waffen“, Warren Buffett) entspre¬ 
chend auf. Lag das Welt-BIP 2011 
bei etwa 70 Bio. Dollar, so lag der 
Welt-Umsatz an Derivaten 
gleichzeitig bei mehr als 
700 Bio. Dollar. Die 
im Verhältnis zur 
Real Wirtschaft 
immense 
Aufblä¬ 
hung des 
Finanz¬ 
sektors 
produ¬ 
ziert 
einen 
Pro¬ 
fitan¬ 
spruch, 

d^r rpal- 


In Japan waren Strukturen der neo¬ 
liberal forcierten Überakkumulation 
bereits deutlich erkennbar. Die Real¬ 
wirtschaft bot trotz ihres gewaltigen 
Exportüberhangs ungenügende Profi¬ 
taussichten für das immens wachsende 
Kapital. Die überschüssige „Liquidität“ 
setzte das Immobilien-Casino in Gang. 
Eine gigantische Spekulationshysterie 
brachte den Boom noch einmal zu ei¬ 
ner letzten, schillernden Scheinblüte. 
Bis alles zusammenbrach. 

Der Fall der Kapitalverkehrskon- 
trollen forcierte die Internationali¬ 
sierung des Krisenmodus. In der Asi¬ 
enkrise 1997/98 wurde die Blase von 
immensen Mengen „Hot Money“ in¬ 
ternationaler Spekulanten, häufig 
mit Zentralbankgeld gehebelte Kre¬ 
dite, Carry Trades u.Ä. aufgeblasen. 
Dieses „heiße Kapital“ strömte (und 
strömt) auf der Suche nach Maximal¬ 
profit, mehr noch nach schnellen Ar¬ 
bitrage-Erträgen in die Boom-Towns 
des Globus. Dort sorgt es in der Regel 
für Überinvestitionen und eine Infla¬ 
tion der Asset-Preise; grob formuliert 
für Erweiterung und Verlängerung des 
Booms. Ist das Maximum überschrit¬ 
ten, läuft das Programm rückwärts. Es 
bleiben die entsprechenden Investiti¬ 
onswüsten. 

Die Suche nach dem maximalen 
wie schnellen Profit blies naturgemäß 
auch den Sektor der Finanzderivate 


wirtschaftlich schon lange nicht mehr 
zu erbringen ist, und daher notwen¬ 
dig der Ergänzung durch den Speku¬ 
lationsgewinn bedarf. Da aber, sta¬ 
tisch betrachtet, Gewinne im Casino 
notwendig Verluste voraussetzen, ist 
ein Gewinn in der Summe nur, dyna¬ 
misch, durch den ständigen und stän¬ 
dig steigenden Zustrom frischen Gel¬ 
des möglich. Was logischerweise nur 
sehr begrenzt funktioniert. Wodurch 
die Finanzblasen dieses Ponzi-Systems 
regelmäßig zusammenbrechen. 

Globale Blasenökonomie 

Mit dem Platzen der US-amerikani¬ 
schen (der irischen, englischen, spa¬ 
nischen ... Immobilienblase hatte 
die Überakkumulationskrise ein glo¬ 
bales Stadium erreicht. Die Spezifik 
des Euroraums, die Europäisierung 
der Märkte bei Nationalisierung der 
Staats- und Sozialkosten hat für die 
(wirtschafts-)politische Dominanz der 
ökonomischen Vormacht Deutschland 
und damit für eine radikale krisenver¬ 
stärkende Ungleichentwicklung ge¬ 
sorgt, die den Kriseneinbruch für die 
Euro-Peripherie mit dem der 1930er 
Jahre vergleichbar gemacht hat. Die 
ökonomische Stagnation betrifft zu¬ 
erst die kapitalistischen Hauptstaaten, 
aber auch bei zeitversetzten Verläufen 
dürfte eine Entkopplung der „Schwel¬ 
lenländer“ aus der Krisendynamik Il¬ 


lusion bleiben. Ein Ausweg ist bislang 
nicht erkennbar. Eine Anpassung der 
Nachfrage wird durch die weiterhin do¬ 
minante neoliberale Austeritätspolitik 
verhindert, eine Entwertung des Kapi¬ 
tals durch die massive Ausweitung der 
Geldbasis durch die Zentralbanken. Im 
Kern haben wir weiterhin eine massive 
Asset-Inflation bei einer tendenziellen 
Lohn-Deflation. Also eine Verstärkung 
der strukturellen Krisenursachen. Der 
Krisenverlauf ist durch die massiven 
Zentralbankinterventionen abgeflacht, 
aber dafür auf einen nicht absehbaren 
Zeitraum prolongiert. Wir befinden uns 
im siebten Krisenjahr. Arbeitslosigkeit, 
Schuldenaufbau, Infrastrukturverfall 
und „Wachstums“-Performance sind 
nach wie vor auf Krisenniveau. Der 
Trend zeigt eher nach unten als nach 
oben. 

Die Ungleichheit der Macht- und 
Vermögensverteilung, die in den letz¬ 
ten Jahrzehnten, aber auch im Krisen¬ 
verlauf deutlich zunimmt, ist letztlich 
Ursache der tiefen Perspektivlosigkeit, 
die im Verlauf der Krise immer deutli¬ 
cher erscheint. Je ungleicher die Macht 
und Vermögensverteilung, umso gerin¬ 
ger erscheint die Reformfähigkeit des 
Kapitalismus. Die egomanische Bor¬ 
niertheit der US-Republikaner ist da 
symptomatisch. Daher fehlen einem 
zweiten Bretton-Woods-Korporatis- 
mus die entscheidenden Vorausset¬ 


Rette sich wer kann 

Da damit, trotz der zu Krisenbeginn 
wohlfeilen G20-Rhetorik, der Weg 
in eine kollektive Krisenlösung ver¬ 
sperrt bleibt, brechen sich im Verlauf 
nationale und Gruppen-Egoismen 
notwendig Bahn. Frau Merkel hat 
dem schon 2009 Ausdruck verliehen. 
Ihr „Jeder muss für seine Schulden 
selbst aufkommen“ und „Wir wollen 
gestärkt aus dieser Krise hervorge¬ 
hen“, war sowohl eine Kampfansage 
an die Machtverhältnisse in Europa, 
wie auch mittels eines deutsch do¬ 
minierten Europa an die in der Welt. 
Hierzu dient der (weithin kontrapro¬ 
duktive) Versuch, die Krise durch eine 
aggressive Austeritätspolitik, im Sin¬ 
ne einer inneren Abwertung, einer 
angebotsorientierten Verbesserung 
der europäischen Weltmarktposition 
zu überwinden. Hier tritt die strate¬ 
gische Zielstellung, die Gewinnung 
der ökonomischen Vormachtstel¬ 
lung, schon in der Lissabon-Agenda, 
2000, formuliert, klar zutage. Neu ist 
in diesem Kampf der großen Zen¬ 
tren, dass nun „Schwellenländer“ wie 
die BRICS-Staaten über einen rele¬ 
vanten Anteil (mehr als 20 Prozent) 
des Welt-BIP verfügen, der es ihnen, 
tendenziell, ermöglichen könnte, sich 
(New Development Bank) aus der 
Umklammerung des Dollarregimes 
befreien zu können. Die Reaktionen 
auf die gegenwärtige US-Straf- und 
Blockadepolitik dürften diesen Pro¬ 
zess durchaus begünstigen. 

Wie an der Verschärfung des in¬ 
ternationalen Klimas leicht ablesbar 
ist, sind die USA, wie jede imperiale 
Macht, kaum gewillt ihrem Machtver¬ 
fall tatenlos zuzuschauen. Auch wenn 
der Infrastrukturverfall, die Verar¬ 
mung der mittleren Schichten, die 
Pleite der Städte und Bundesstaaten 
als kaum aufhaltbar erscheint, so sind 
doch Finanzen, IT- und Bewusstsein¬ 
sindustrie, Geheimdienste und Mili¬ 
tär, die globalen Militär- und Über¬ 
wachungsstrukturen immer noch die 
entscheidenden Stützen, die eine viel¬ 
fältige parasitäre Privilegierung er¬ 
möglichen. Allerdings nicht mehr so 
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unbestritten wie vor 25 Jahren. Und 
dies gilt selbst für die engeren Vasal¬ 
lenregime. Würden wesentliche Ele¬ 
mente dieser Supermacht-Privilegien 
abgeschwächt werden oder ganz ent¬ 
fallen, dürfte die Abwärtsbewegung 
eine erhebliche Beschleunigung er¬ 
fahren. Gerade der „Bedrohung durch 
die Rote Flut“ siegreich entronnen, 
scheint in Washington wieder eine 
Art Gefühl beherrschend zu werden, 
mit dem Rücken zum Abgrund zu ste¬ 
hen. Jene Mischung aus Paranoia und 
missionarischem Eifer, Zynismus und 
Profitgier, welche die US-Politik im¬ 
mer schon so gefährlich gemacht hat. 

Verlust der Hegemonie - Ein¬ 
stieg in die offene Repression 

In der zurückliegenden Phase der 
Globalisierung, des „Kriegs gegen den 
Terror“ und des offenen Ausbruchs 
der Großen Krise hat vor allem der 
US-Imperialismus erheblich an ideo¬ 
logisch-kultureller Hegemonie verlo¬ 
ren. Die Anziehungskraft des Ame¬ 
rican Way of Life ist angesichts der 
Bilder zerfallender US-Metropolen, 
des offenen Rassismus und der mil¬ 
lionenfachen Armut bei gleichzeitig 
obszöner Reichtumszurschaustellung 
massiv geschwunden. Der Glanz der 
marktgläubigen Neoklassik ist ange¬ 
sichts des Komplettversagens in der 
Krise stumpf geworden. Das deka¬ 
dent-arrogante Protzgehabe der Su¬ 
perreichen wie auch die verächtliche 
Primitiv-“Unterhaltung“ das „Sau¬ 
fen, ficken, fressen, feiern“, für die 
Unterschichten kann einer Jugend, 
die einen Ausweg aus der Verzweif¬ 
lung sucht, nicht gerade als kulturelle 
Offenbarung erscheinen. Die immer 
gleichen Kriegslügen, die zynischen 
Doppelstandards, das verächtliche 
Abschlachten ganzer Familienclans 
per Mausklick hat das Land auch im 
Bewusstsein der Menschen mit wei¬ 
tem Abstand zur „größten Bedro¬ 
hung für den Weltfrieden“ werden 
lassen. (Internationale Gallup-Um- 
frage, 12/2013). Allein der machtvolle 
Aufschwung des islamistischen Mittel¬ 
alters von Marokko bis Pakistan lässt 
schon den Niedergang der „westli¬ 
chen Werte“, der kulturellen Hege¬ 
monie des US-Imperialismus erahnen. 

Sieben Jahre erfolgloses Krisen¬ 
management, zehn Jahre erfolglose 
Billionen-teure Interventionskriege, 
eine massiver Hegemonieverlust, das 


Auftreten ökonomisch potenter He¬ 
rausforderer haben die strategischen 
Optionen der Einzigen Weltmacht 
deutlich reduziert. Das politische 
Handeln ist auf die Ebene von Trou- 
bleshooting abgesunken, auf Feuer¬ 
wehreinsätze, denen es immer mehr 
der Konzeption ermangelt. 

Zwar ist es den USA nach ’89 gelun¬ 
gen, die Nato-Grenzen weit nach Os¬ 


ten zu verschieben, doch nun hat dies 
die EU in eine Konfrontation, sogar 
in einen Wirtschaftskrieg mit Russ¬ 
land getrieben. Damit ist das geostra- 
tegische Konzept einer Verhinderung 
eurasischer Machtblöcke zwar vorerst 
geglückt, doch ist damit, gesamtimpe¬ 
rialistisch, alles andere als eine stabile 
Lage geschaffen und dazu eine wei¬ 
tere Annäherung Russlands an Iran, 
China und Indien befördert. Selbst 
wenn es den US-gestützten Putschis¬ 
ten in Kiew gelänge, den Krieg gegen 
den Südosten zu gewinnen, so wäre 
das ohnehin insolvente, am Tropf des 
IWF hängende und dann vom Bürger¬ 
krieg zerstörte Land auf lange Zeit 
von massiven EU-Hilfen abhängig. 
Von einer EU, in der eine zunehmen¬ 
de Zahl von Staaten ohne die EZB- 
Flutungen faktisch insolvent sind. Von 
den möglich folgenden Energieprob¬ 
lemen gar nicht zu reden. Eine relative 
Stärkung der USA wäre weitgehend 
mit einer Schwächung der EU erkauft. 


Konjunkturprogramm für 
den Fundamentalismus 

Im Nahen Osten zeigt sich mit dem 
Auftreten von IS ein Scheitern der 
US-Politik der letzten Jahrzehnte auf 
ganzer Linie. Trotz überlegener mili¬ 
tärischer Stärke ist es dem US-Impe- 
rialismus nicht geglückt, stabil funkti¬ 
onierende Vasallenstaaten in der stra¬ 
tegischen Ellipse, der nach eigener 


Einschätzung wichtigsten Welt-Regi¬ 
on, zu installieren. Die Strategie der 
Aufrüstung des islamistischen Funda¬ 
mentalismus wendet sich immer stär¬ 
ker gegen ihre Erfinder. „Die ich rief, 
die Geister, werd’ ich nun nicht los“, 
um Goethe zu zitieren. Die neokolo¬ 
niale Konzeption, das Öl der Region 
mittels der Installation reaktionärer 
Potentaten zu fördern und die Kon¬ 
trolle durch die eigene Finanzmacht, 
der Rückführung der „Petrodollar“ 
und letztlich durch die Rüstungs- und 
Militärkooperation zu gewährleis¬ 
ten, dürfte mit der Konstruktion der 
Staaten des Golfkooperationsrats 
(CCASG) an seine Grenzen gekom¬ 
men zu sein. Schon der CIA-Putsch 
gegen Mohammad Mossadegh, 1953, 
hatte vor allem die Macht der Mul¬ 
lahs gestärkt, wie 1979, bei der Rück¬ 
kehr Chomeinis, deutlich zu sehen 
war. Nichtsdestotrotz rollte da schon 
die Unterstützung für die „Freiheits¬ 
kämpfer“ am Hindukusch. 


Israel hatte sich - unter gezielter 
Schwächung der laizistischen PLO - 
mit Hamas einen geradezu idealen 
Gegner aufgebaut. Die Installation 
von Hamas stellt in gewisser Weise die 
Blaupause der aktuellen imperialisti¬ 
schen Herrschaftsausübung dar. Der 
religiöse Fundamentalismus ermöglicht 
die Rückkehr zu längst überwunden 
geglaubten, nahezu exterminatorischen 


Feindbildkonstruktionen. Durch sie ist 
es möglich vor den Augen der Welt 
eine Millionenbevölkerung nicht nur 
zu ghettoisieren, sondern dazu einem 
brutal-mörderischen Bombardement 
von geradezu exzessiver Zerstörungs¬ 
wut, mit Tausenden Toten und Verwun¬ 
deten auszusetzen. Die Neigung des re¬ 
ligiösen Fundamentalismus (nicht nur 
des islamistischen) zu Taktiken des 
spektakulär-antihumanen (wenn auch 
in der Regel militärisch wirkungslosen) 
Aktionismus dient als willkommene 
Rechtfertigung für die eigene, dann 
mit den elaborierten Terrormitteln 
einer imperialen Macht vorgetrage¬ 
ne, weit drastischere Inhumanität. Da 
letztere medial, wenn überhaupt, nur 
als Gegenwehr existiert, bleibt der Ag¬ 
gressor immer klar fokussiert, die Un¬ 
terstützung der eigenen Bevölkerung 
wie auch die großer Teile der Weltöf¬ 
fentlichkeit nicht nur erhalten, son¬ 
dern auch radikalisiert. Die Dialektik 
der rassistischen Politik einer terroris¬ 


tischen Landnahme drängt den Gegner 
wie auch die eigene Bevölkerung fak¬ 
tisch als auch mental und ideologisch 
immer stärker in die Schützengräben. 
Die USA und ihre willigen Helfer ver¬ 
fahren bekanntlich ähnlich. Afghanis¬ 
tan, Libyen, Syrien und nun wieder 
Irak. Nur, dass es nicht um Landnah¬ 
me, sondern um Raumbeherrschung 
geht. Auf diese Radikalisierung der 
Konflikte steuert der Westen struktu¬ 
rell im strategisch bedeutsamen Teil der 
MENA-Staaten und des Nahen Ostens 
zu. Wenn der US-Geostrategie etwas 
geglückt ist, so ist es der Durchbruch 
religiös-fundamentalistischer Bewe¬ 
gungen und die Förderung der Entzi- 
vilisierung - auch im eigenen Land. Der 
westliche Irrationalismus hat sich sein 
Alter Ego erschaffen. 

Partikularinteressen 

In dieser neuen Phase ist nach 13 Jah¬ 
ren „War on Terror“ der imperiale 
Krieg zur Normalität geworden. Krieg 
aus Gründen der Interessenabsiche¬ 
rung und Raumbeherrschung, noch 
vor wenigen Jahren ein Tabu, ist nun 
wieder nur dürftig verschleiert ins Zen¬ 
trum der Politik gerückt. Gleichzeitig 
wächst die Macht der zentripetalen 
Kräfte. Kriege kosten Geld und der 
Klassenegoismus der Finanzbourgeoi¬ 
sie hat die Machtmittel der Supermacht 
nicht gerade gestärkt. Das 4-2-1-Kon- 
zept Donald Rumsfelds, die abschre¬ 
ckende Präsenz in vier Konflikten, der 
militärische Sieg in zweien davon und 
die Herstellung einer stabilen, kei¬ 
ne weitere Intervention erfordernden 
Lage in einem dieser Konflikte ist nach 
Irak und Afghanistan Makulatur ge¬ 
worden. Zwar kann der US-Imperialis- 
mus seine Vasallen (Ukraine, Irak, Syri¬ 
en) noch hinter sich vereinen, doch nur 
mühsam und unter immer deutlicher 
hervortretenden Partikularinteressen. 
Programmatisch ist der von SPD/CDU- 
Spitzen hervorgehobene Anspruch auf 
einen eigenständigen militärischen Part 
bei der imperialen Raumgestaltung. Im 
llOten Jahr der Bagdadbahn ist es wie¬ 
der der Irak. Ziel ist es, die USA bei 
deren Schwerpunktverlagerung in den 
Pazifik, Richtung China, in der westli¬ 
chen eurasischen Region beerben zu 
können. Wie in der Ukraine erkennbar, 
ist es noch nicht so weit. Aber die ersten 
Schritte an der Heimatfront sind getan: 
Deutsche Waffen, deutsches Geld .... 

Klaus Wagener 



Gemeinsam aktiv-Gegen Ausgrenzung 
und Fremdenfeindlichkeit 


Ferienlager der Roten Peperoni 


A uch in diesem Jahr veranstaltete 
die sozialistische Kinderorgani¬ 
sation „Rote Peperoni“ wieder 
ein Ferienlager mit über 50 Teilneh¬ 
merinnen vom Kleinkind bis zur Hel¬ 
ferin mit 64. Aufgeschlagen wurden die 
Zelte vom 2. bis 16. August im schönen 
Hunsrück, genauer gesagt im Freizeit¬ 
zentrum Idarwald bei Morbach. 

Zwei Wochen lang wurde den Kin¬ 
dern zwischen 9 und 14 Jahren ein ab¬ 
wechslungsreiches Programm mit Spiel, 
Sport und Abenteuer geboten. Unter 
anderem gab es einen Ausflug in die 
Geburtsstadt von Karl Marx nach Trier, 
eine spannende Nachtwanderung, ein 
Beachvolleyball-, ein Tischtennis- und 
ein Fußball-Turnier sowie einen Be¬ 
such des Archäologieparks Belginum. 
Die achtseitige Lagerzeitung „Zebra“ 
berichtete täglich über das Geschehen 
des Vortags in Text und Bildern, stellte 
Teilnehmende vor. 

In mehreren Einheiten wurde ge¬ 
meinsam mit den Kindern zum dies¬ 
jährigen Jahresthema „Gemeinsam 
aktiv - Gegen Ausgrenzung und Frem¬ 
denfeindlichkeit“ gearbeitet. So gab es 
ein Rollenspiel, das den Kindern in un¬ 
terschiedlichen Szenen und anhand be¬ 
stimmter Aufgaben eine Flucht näher¬ 
bringen sollte. Auch lernten die Kinder 
vieles über die Lebensbedingungen 
und die rechtliche Lage von Flüchtlin¬ 
gen und Asylbewerbern in Deutschland 
kennen. Ein aus Afghanistan stammen¬ 
der junger Mann, der zusammen mit ei¬ 
ner Begleiterin minderjähriger Flücht¬ 


linge das Ferienlager besuchte, erzähl¬ 
te von seiner Fluchtgeschichte, seinen 
mehrmaligen Abschiebungen und sei¬ 
nen Bemühungen, in Deutschland an¬ 
erkannt und aufgenommen zu werden. 
Auch zum Thema Vorurteile und Aus¬ 
grenzung erhielten die Kinder zunächst 
eine spielerische Einführung ehe sie 
selbst Theaterstücke, Zeitungsartikel 
und Plakate kreierten und aufzeigten, 
wie wir alle aktiv gegen Diskriminie¬ 
rung, Rassismus und Fremdenfeindlich¬ 
keit sein können - und müssen. 

Eine Besonderheit des diesjährigen 
Ferienlagers war die Teilnahme von 
sechs Kindern aus dem griechischen 
Thessaloniki. Bereits im Jahr 2013, als 
die Diskussion um den Verbleib Grie¬ 
chenlands in der Euro-Zone und die 
(Finanz-)Krise in Europa ihren vorläu¬ 
figen Höhepunkt erreichte, wurde die 
Idee geboren, als Zeichen der Solidari¬ 
tät mit den Menschen dort - und nicht 
mit Banken und Konzernen! - Kindern 
aus Griechenland die Teilnahme am Fe¬ 
rienlager der „Roten Peperoni“ zu er¬ 
möglichen. Die im Vorfeld gesammelten 
Spenden erlaubten die Übernahme der 
Transportkosten und auch die Teilneh¬ 
merbeiträge wurden von den „Roten 
Peperoni“ getragen. Viele neue Freund¬ 
schaften entstanden und alle waren sich 
einig, dass diese Solidaritätsaktion nicht 
die letzte ihrer Art gewesen sein soll! 

Viel Wert gelegt wurde auf die Mit¬ 
bestimmung und gemeinsame Ausge¬ 
staltung des Ferienlagers. So fanden 
diesmal vier Lagervollversammlungen 


statt, bei denen Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene über Programmpunkte und 
den Umgang miteinander diskutierten 
und gemeinsame Regeln aufstellten 
sowie über neu vorgeschlagene Pro¬ 
grammpunkte entschieden. 

Der Abschlussabend hat dann noch 
einmal gezeigt, dass das Ferienlager al¬ 
len Beteiligten, Groß und Klein, Jung 
und Alt, trotz zum Teil misslichen Wet¬ 
ters viel Spaß gemacht hat. Nach tollen 
Vorstellungen der Gruppen und Betreu¬ 
erinnen, viel Gesang am obligatorischen 
Lagerfeuer ging der Abend dann leider 
viel zu schnell vorüber. 

Viele Kinder wollen im nächs¬ 
ten Jahr wieder mit dabei sein. Ent¬ 
weder noch als Kind oder schon als 
jugendliche/r Helferin/Helfer. 

Wer nicht so lange warten will 
kommt vom 29.10.-2.11. zur Herbst¬ 
freizeit ins „Vergratene Wirtshaus“ bei 
Bad Wildbad im Schwarzwald. Es kostet 
70,- € für Nichtmitglieder und 60.- € für 
Mitglieder. Das Ferienlager 2015 findet 
vom 1. bis 15. August im Urdonautal in 
Niederbayern statt. 

Informationen zu den „Roten Pe¬ 
peroni“, ihren Freizeiten und Aktionen 
gibt es auf: www.rotepeperoni.de. 
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Ein Spiel mit dem Feuer 

Die Ukraine, Russland und der Westen 

Putin, so heißt es in den dominierenden »Qualitätsmedien« 
unisono, bedrohe den Frieden in Europa. Absichten und Wir¬ 
kung westlicher Politik werden damit verschleiert. Publizisten, 
Friedensforscher, Völkerrechtler und Historiker stellen das 
angebotene Zerrbild in Frage und demonstrieren Möglichkeiten 
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Gerd Fesser: 

Deutschland und der Erste Weltkrieg 

Bas i s wiss en Politik/Gesch ic hte /Ökonomie 


Gerd Fesser analysiert die Rivalität der imperialistischen 
Großmächte, die in den Großen Krieg mündete. Den Schwer¬ 
punkt legt er auf das Deutsche Reich und seine Kriegsziele. 
Er behandelt den Kriegsverlauf und die innenpolitischen 
Entwicklungen sowie die Revolutionen in Russland und 

Deutschland, AAA1 _ 
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Kurt Pätzold zeichnet die wesentlichen politischen und mili¬ 
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jenes t Septembers 1939, zeigt die deutschen Kriegsziele 
und Kriegsverbrechen, behandelt den Völkermord an Juden, 
Sinti und Roma, Überlegungen zum 8. Mai 1945 und den 
Nürnberger Prozessen münden in die Frage, wie dem Frieden 
Dauer zu verleihen ist, 
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Es beginnt erst der Mensch, 
wo die Ausbeutung endet, 
wo das Brot, das du isst, 
keinen würgt, 
wo die Frau ihren Pfennig 
nicht tausendmal wendet, 
wo das Leben 
das Leben verbürgt. 

(Max Zimmering) 



Ein Kämpferherz hat aufgehört zu schlagen 

Paul Kirsch 

*4.9.1923 120.8. 2014 

In stiller Trauer: Ilse Kirsch 
Jörg, Martina, Sarah und Marius 
Uwe, Ute und Rico, Gerd und Sigrid 


„Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. “ (Bertolt Brecht) 

Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Eduard Schnek 

15.5.1928-19.8.2014 

Kämpferischer Kommunist, aufrechter Antifaschist 

Eduard hat sich sein ganzes Leben lang für die Interessen der 
arbeitenden Menschen eingesetzt, in seiner Partei, im Betriebsrat, 
in zahlreichen Initiativen vor Ort. Seine geradlinige Art, seine Zuver¬ 
lässigkeit und sein Humor werden uns fehlen. Unser Mitgefühl gilt 
unserer Genossin Christi. 

DKP Kreis Wesel/Kleve - Die Linke Ortsverband Voerde 


Unser Kreisvorsitzender, Genosse und Freund 

Willi Ebbinghaus 

ist achtzig geworden 

Wir gratulieren und wünschen Dir und Deiner Mäggi noch viele glückli¬ 
che und schaffensreiche Jahre! 

Willi hat ein wichtiges Stück Gevelsberger Geschichte mitgestaltet. Als 
Arbeiterjunge am 21. August 1934 geboren, 1950 Maschinenschlos¬ 
serlehre und sofort Mitglied der IGM und aktiv in der Gewerkschafts¬ 
jugend, Jugendvertreter, 1957 Betriebsrat und bis heute Delegierter in 
der Vertreterversammlung der IGM! Das gehörte dazu. 

Anfang der sechziger Jahre - als Antwort auf die Verfolgungsmaß¬ 
nahmen des Adenauer-Regimes - Eintritt in die illegale KPD. Mit dem 
„August-Bebel-Kreis“ legale marxistische Bildungsarbeit organisiert. 
1968 Mitbegründer der DKP in Gevelsberg, Ennepe-Ruhr-Süd und in 
NRW. Unter seiner Verantwortung Herausgabe der Zeitung „dä iäm- 
peströter“, sie war jahrzehntelang Sprachrohr der Gevelsberger DKP 
für die Bevölkerung. 

Von 1979 bis 1994 vertrat Willi als Fraktionsvorsitzender mit seinen Ge¬ 
nossinnen und Genossen im Gevelsberger Stadtrat die Interessen der 
Gevelsberger Bevölkerung. Für seine 15-jährige Tätigkeit im Gevels¬ 
berger Stadtrat wurde ihm das Ehrenprädikat „Stadtältester“ verliehen. 

Die antifaschistische Tradition der KPD und DKP setzt Willi als Vor¬ 
standsmitglied in der VVN-BdA-EN fort. „Der Kampf um die Köpfe - 
für das Klassenbewusstsein - ist nie zu Ende“ ist nach wie vor Willis 
oberste Maxime. Ohne Willi wäre Gevelsberg, wäre seine Arbeiter¬ 
bewegung ärmer. 

Deine Genossinnen und Genossen, Freundinnen und Freunde danken 
Dir und wünschen Dir noch viele weitere kämpferische Jahre. 

DKP Gevelsberg / DKP Ennepe-Ruhr-Süd 


Kaum zu glauben 

Ali Schulte 

wird 60 

Wir gratulieren und wünschen 
viel Kraft 

Marianne und Moni Schulte 
Sabine Lafrentz 
Sina, Luca und Tim 


'•«%.' '-ft* 


Fünfzehn? Wow! 
Herzlichen Glückwunsch 



Zoe 



Ula Richter 

Malerin ★ Kommunistin ★ Bündnisaktivistin 
(und natürlich Frau, Mutter und Oma!) 


Herzlichen Glückwunsch 

von Wolfgang; Sepp, Ben, Wera, 
Zoe, Nina, Maggie, Peter, Sandra 

Bild: „Brot mit UZ“. Mehr Bilder von Ula auf: www.ularichter.de 




Im September heiraten im Land der Nelkenrevolution 
die Sterngucker 

Dres. Catarina und Johannes 

Wir sehen das nicht ungern. 

Lea, Sylvie und Jürgen Sahlmann 


Unser Genosse 

Gerhard Jeseke 

beging am 20. August seinen 85. Geburtstag. 

Dazu gratulieren wir Dir nachträglich ganz herzlich, wünschen Dir 
weiterhin gute Gesundheit und freuen uns, dass Du immer noch an 
unserem Gruppenleben teilnehmen kannst. 

DKP-Gruppe Osdorf 


Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 

UZ 26.9.2014: Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend in Köln „Re¬ 
volution Bildung“ ★ UZ 7.10.2014: 65. Jahrestag der DDR-Grün- 
dung ★ UZ 24.10. 2014: DGB-Betriebsrätetag ★ UZ 14.11. 2014: 
Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 Frankfurt ★ UZ 5.12.2014: 
Kunst - Musik - Literatur 

bis 14 Exemplare: 10.-€ bis 70 Exemplare: 20.-€ bis 140 Exempla¬ 
re: 30.- € bis 300 Exemplare: 60.- € 

Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Bekannt¬ 
heit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wochenzeitung 
zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag vormittag in der 
Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de / Tel.: Verlag 0201 17788923 
oder Gustl Ballin 0911 8019991 


Unsere Genossin 

Wilma Nolze 

vollendet am 4. September 2014 ihr 

90. Lebensjahr. 

Dazu gratulieren wir ihr ganz herzlich, wünschen ihr eine stabile Ge¬ 
sundheit und noch viel Spaß am Leben. 

Wilma wurde als echt „kölsch Mädche“ in einer Arbeiterfamilie geboren 
und lernte früh die Entbehrungen durch Arbeitslosigkeit in der Familie 
kennen. Kaum hatte sie die Schule abgeschlossen, begann der Krieg, 
in dem sie einen Bruder und beim letzten Fliegerangriff auf Köln alles 
Hab und Gut verlor. Seit 1940 arbeitete sie in einer Druckerei und be¬ 
gann nach dem Krieg in der Druckerei der KPD. Dort lernte sie Oskar 
kennen, der sie 1948 als Parteimitglied gewinnen konnte und den sie 
1955 heiratete. 

Oskar wurde bis zum Verbot der Partei mehrmals als KPD-Stadtrat in 
Köln gewählt und war als Funktionär im Schwimmsport weit über die 
Grenzen seiner Heimatstadt hinaus bekannt. Wilma war Gruppenkassie¬ 
rerin und nahm an vielen Aktionen teil. Nach 10-monatiger Haft durch 
die Adenauer-Justiz übersiedelte Oskar in die DDR und Wilma ging mit. 
In Berlin wurde ihr Sohn geboren. 

1969 kehrten sie nach Köln zurück und wurden Mitglieder der DKP und 
der VVN, wirkten in der Friedensbewegung mit und engagierten sich in 
der antifaschistischen Arbeit. 

Und wieder war Wilma langjährig als Gruppenkassiererin in Köln und 
Bergisch Gladbach tätig. 

Liebe Wilma, für all“ Deine Aktivitäten und für Deine Treue zu unse¬ 
rer Partei danken wir Dir aus vollem Herzen und hoffen, dass es Dein 
Gesundheitszustand erlaubt, noch recht oft in unserer Mitte zu sein. 

DKP-Gruppe Köln-Innenstadt 
DKP-Gruppe Bergisch Gladbach 
DKP-Kreisvorstand Köln 


Internationalistisches 

SOMMERFEST 

06.09.2014 


Spendenkonto: 

Sparkasse Berlin 
DKP Landesvorstand Berlin 
IBAN: DE941005 00000043 413137 
BIC: BELADEBEXXX 


14.00 - 22 UHR U-BAHN: PANKOW 

OSSIETZKYSTR. TRAM: PANKOW 

BERLIN-PANKOW kirche 

* -a 


UNTER ANDEREM: 

I AUSBEUTER OUTEN 

I SDAWCAMPAGNF NIMMT FAHRT AUF 

I WAFFEN VERKAUFEN 

I ANTRIEB FÜR CHE RÜSTUNGSINDUSTRIE 


anlAsse finden 

IMPERIALISTISCHE KÄMPFE NEU ENTFACHT 



1 \ 

\ / ' BilOUW 
ZUKUNI 


■ 


nUfHTIEIJ 


BILDUNG. MACHT 
ZUKUNFT. 


Wnstijuf 0ciutc$ 


*** Superior 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 


1683 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche. WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabatt. 


BERLIN | www.dkp-berlin.de 

★„Die Roten feiern 

Die DKP Frankfurt lädt herzlich zu ihrem alljährlichen Sommerfest ein. 

Für Essen und Trinken ist gesorgt. Musik, Kultur und Politik werden nicht zu kurz 
kommen. Über Eure Teilnahme freuen wir uns! 

Wann: Sonntag, 31. August 2014,12.00 -18.00 Uhr 

Wo: „U68“ - DGB-Jugendclub, Frankfurt M., W.-Leuschner-Straße/Untermainkai 67 


ARBEITER. «ACHT. 

REVOLUTION? 

- 




AUSGABE 5/14 


jetzt abonieren unten 
www.sdaj-netz.de/material/position 


Blumen ★für Stukenbrock 

Antikriegstag 2014 

6.9.2014 - Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock / www.antifa-workcamp.de 



mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 









































Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 29. August 2014 
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unsere zeit 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 30. AUG 


Strausberg: 24. Friedensfest der Partei 
„Die Linke“, die DKP nimmt mit einem 
Infostand teil. Im alten Guthof, Britzeier 
Chaussee 7,10.00 bis 20.00 Uhr. 

Gronau: DKP-Infostand mit DKP-Anti- 
kriegsinfo zu Gaza und Ukraine anläss¬ 
lich des Antikriegstags am 1. September. 
Fußgängerzone, ab 11.00 Uhr. 

Bielefeld: Fest der Bielefelder Friedensin¬ 
itiative. Mit Esther Bejarano, Microphone 
Mafia u.a., es sprechen Arno Klönne und 
Peter Strutynski, Kesselbrink, 16.00 bis 
22.00 Uhr._ 

Düsseldorf: Demonstration „Stoppt die 
Kriege“! Solidarität mit den Widerstands¬ 
bewegungen!“. DGB-Flaus, Friedrich- 
Ebert-Straße, 12.00 Uhr. 

Frankfurt: Demonstration „Krieg und Mi¬ 
litär lösen keine Probleme“. Kaisersack, 
12.00 Uhr. 


SO ★Bl. AUG 


Frankfurt: Sommerfest der DKP: Politik, 
Musik und Kultur, Leckeres vom Grill und 
Getränke für kleines Geld. DGB-Jugend- 
club U 68, Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77, 
12.00 bis 18.00 Uhr._ 

Markgräflerland: Kundgebung des DGB 
und der Friedensbewegung zum Anti¬ 
kriegstag. Neuenburg, Rathausplatz, ab 
15.00. 


MO ★ 1. SEPT 


Nordfriesland: Krieg beginnt hier - Pro¬ 
test von DFG-VK und VVN-BdA gegen den 
Standort „Elektronische Kampfführung“ 
der Bundeswehr. Bramsdedtlund, an der 
Bramsdedtlunder Straße, ab 16.00 Uhr. 

Dresden: Mahnwache des Dresdner Frie¬ 
densbündnisses, Frauenkirche, 11.00 bis 
17.00 Uhr._ 

Bremen: Kundgebung „Die Waffen nie¬ 
der!“ des Bremer Friedensforums. An¬ 
schließend Vortrag und Diskussion „Rüs¬ 
tungsexporte aus Bremen“. Bahnhofsvor¬ 
platz, 17.30 Uhr. 


Cottbus: Demonstration „Krieg beginnt 
hier - Frieden erkämpfen. Stadthallenvor- 
platz, 17.00 Uhr._ 

Cottbus: „Wir sind wieder da“ - Wahl¬ 
kampfauftritt der DKP Brandenburg. Quasi- 
Mono, gegen 19.30 Uhr. 

Hamburg: „Den Kriegsterror beenden“ 
- Demonstration der Friedensbewegung. 
Kriegsklotz, S-Bahn Dammtor, ab 18.00 
Uhr 

Schweinfurt: Infostand der DKP bei der 
öffentlichen Kundgebung zum Antikriegs¬ 
tag. Georg-Wichtermann-Platz, 17.00 Uhr. 

Bamberg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Gasthof Zur Linde, Gaustadter Haupt- 
straße 56,19.00 Uhr._ 

Nordfriesland: Krieg beginnt hier - Pro¬ 
test von DFG-VK und VVN-BdA gegen den 
Standort „Elektronische Kampfführung“ 
der Bundeswehr. Bramsdedtlund, an der 
Bramsdedtlunder Straße, ab 16.00 Uhr. 

Recklinghausen: Der Opfer der Eu¬ 
thanasie Gedenken - Veranstaltung der 
WN-BdA. Pfarrheim von Sankt Gertrudis, 
19.30 Uhr._ 

Hamburg: „Schlafwandler und Kriegstrei¬ 
ber. Deutsche Wege in den Krieg 1914, 
1939 - und heute?“ Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel, 
MTZ, Lindenallee 72,19.30 Uhr. 


DO ★ 4. SEPT 


Essen: „Solidarität mit Cuba - Freiheit für 
die Miami 5!“, öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba. Gaststätte Linker, Oberdorf¬ 
straße 34,18.00 Uhr. 


SA ★ 6 . SEPT 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Falken¬ 
heim Duisburg-Duissern, Duissernstra¬ 
ße 98, ab 14.00 Uhr. 


SO ★ 7. SEPT 


Hamburg: Führung durch die Ausstellung 
„NS-Zwangsarbeit in Flamburg“ in den 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken. 
Willi-Bredel-Gesellschaft, Wilhelm-Raa- 
be-Weg 23,14.00 bis 17.00 Uhr. 


Nachvollziehbare Darstellung 

Betr.: „Kampf um die Weltherrschaft“, 
UZ vom 15.8.2014, S. 12-13 

Ich möchte euch ganz, ganz herzlich 
(nicht nur) für diesen Beitrag danken! 
Er stellt das doch für „normale“ Leser 
sehr komplizierte komplexe „Ereignis 
l.Weltkrieg“ nachvollziehbar in einer 
Sprache so dar, dass auch Menschen 
ohne Hochschulabschluss das verstehen 
können, wenn sie den Artikel lesen. Ich 
habe den Artikel auf zwei Seiten DIN 
A3 kopiert und inzwischen in 20 Exem¬ 
plaren (mit Quellenangabe!) an Freun¬ 
de, auch junge Menschen, weitergege¬ 
ben, auch an Parteilose, die mich aber 
als Mitglied der LINKEN in Nördlingen 
kennen. Ich kann euch sagen: Alle wa¬ 
ren dafür dankbar - denn so hatte ihnen 
das noch niemand - bei den Jungen nicht 
einmal ihre Lehrer - erklärt. 

Wichtig an dem Artikel ist außerdem, 
dass er nicht bei der Geschichte des 1. 
Weltkrieges stehen blieb, sondern glei¬ 
chermaßen auch die Wurzeln des 2. 
Weltkrieges aufzeigt. Dass seit 1945 ein 
3. Weltkrieg tobt - es geht für den Kapi¬ 
talismus um Rohstoffe (Öl, Wasser usw.) 
und Absatzmärkte, kann man ansatz¬ 
weise anhand dieses Artikels den Ge¬ 
sprächspartnern deutlich machen, näm¬ 
lich, dass es bei alledem nicht um die von 
den bürgerlichen Medien propagierten 
„Menschenrechte“ geht. Das dahinter 
stehende „Strickmuster“ der Herrschen¬ 
den kann man anhand dieses von euch 
veröffentlichten Artikels auch politisch 
„Außenstehenden“ erklären. (...) 

Götz Bockmann , Nördlingen 

Krisendauer 

Betr.: Kommentar von Lucas Zeise 

Ich begrüße ihre Wiederaufnahme der 
Wirtschafts-Kommentare in der Zei¬ 
tung. Am 22. August schreibt Lucas Zei¬ 
se ganz richtig über die aktuelle Wirt¬ 
schaftskrise und deren Verlauf. Aber wo¬ 
her weiß er, dass die Krise nur ein paar 
Jahre dauert? 

Im Vergleich zu der japanischen Krise, 
die mehr als 20 Jahre gedauert hat, gibt 
es keine Aussicht auf Besserung, trotz 
zahlreicher Versuche die Konjunktur zu 
stimulieren. 

Eine Nebenbemerkung: Das Konzept 
des Neoliberalismus ist irreführend, weil 
es nicht ein wahres Bild von den Verän¬ 
derungen im Kapitalismus gibt. Es wur¬ 
de von einer Gruppe von bürgerlichen 
Ökonomen auf einer Konferenz in Paris 
im Jahr 1938, als Gegengewicht zu dem 
Fortschritt im Sozialismus, als Fachaus¬ 
druck eingeführt. 

Lars U. Thomsen, Esbjerg , Dänemark 

Erfolgreicher Aktionstag 

Betr.: Zentrales Thälmann-Gedenken 
am 23. August in Berlin 

Aus meiner Sicht ist von der sehr guten 
und damit inhaltlich fundierten Konfe¬ 
renz im Karl-Liebknecht-Haus die unter 
anderem sehr aufschlussreiche Rede von 
RA Dipl. jur. Ralph Dobrawa zu nennen. 


Er setzte sich mit der Verschleppung der 
Prozesse um die Thälmann-Mörder aus¬ 
einander. Er war als Rechtsanwalt in den 
zahlreichen Verfahren tätig. 

Im Anschluss folgte eine fahnenreiche 
Demonstration zum Thälmann-Denk¬ 
mal. Auf der Kundgebung gab es zahl¬ 
reiche Wortbeiträge. Neben den Wor¬ 
ten von Egon Krenz ist die Rede vom 
stellvertretenden Vorsitzenden der DKP 
Hans-Peter Brenner vor dem Thälmann- 
Denkmal zu nennen. 

Beeindruckend die Darstellung über sei¬ 
nen persönlichen Werdegang über die 
Studentenbewegung, er bezeichnet sich 
selbst als 68er, bis hin zu der Mitglied¬ 
schaft in der DKP. 

Wichtig neben zahlreichen geschichtli¬ 
chen Aspekten seinerseits die damals 
verbreitete negative Sicht auf die DDR. 
Erst das Erleben von Hamburger Ha¬ 
fenarbeitern waren der Beginn für sein 
Um- und Weiterdenken. Wichtig in sei¬ 
ner Rede der Hinweis auf die Notwen¬ 
digkeit der Existenz einer „echten“ 
(meine Formulierung) kommunistischen 
Partei. Wörtlich sagte er: „Die Arbeiter¬ 
klasse und alle Werktätigen brauchen 
eine selbstbewusste autonome Klassen¬ 
partei ausgerüstet mit der lebendigen 
Theorie und Wissenschaft des Marxis¬ 
mus-Leninismus“. 

Dank muss dem Kuratorium Gedenk¬ 
stätte „Ernst Thälmann“ e.V. (Hamburg) 
und dem Freundeskreis Ernst-Thäl- 
mann-Gedenkstätte e.V., Ziegenhals 
für die Organisation des Gedenktages 
gesagt werden. 

Angelika Scheer ; Hamburg 

Korrektur 

Betr.: „Der Mord an Thälmann blieb 
ungesühnt“ UZ vom 15.8.2014, S. 9 

Zu diesem Beitrag ist eine Korrektur 
nötig. Mit anderen Genossen zusammen 
war ich in dieser Zeit für die Vorberei¬ 
tung und Durchführung der Aktion im 
Krefelder Gericht verantwortlich. 

Da das Gericht sich weigerte, einen 
größeren Raum zur Verfügung zu stel¬ 
len und alle Sitzplätze geplant besetzt 
waren, haben wir eine Aktion durch¬ 
geführt, um zu gewährleisten, dass der 
DKP Vorsitzende Herbert Mies am Pro¬ 
zess teilnehmen konnte. Die Aktion war 
erfolgreich. 

Ulli Gellermann hat die Aktion laut¬ 
stark unterstützt indem er einen Sitz¬ 
platz im Saal „für den Nachfolger Ernst 
Thälmanns“forderte. (...) 

Bedauerlich fand ich, dass in der UZ 
nichts über die Tätigkeit der Gedenk¬ 
stätte Ernst Thälmann in Hamburg be¬ 
richtet wurde. Diese, nach 1990 unter 
schwierigsten Bedingungen gesicherte 
Einrichtung, leistet bis heute eine ver¬ 
dienstvolle Tätigkeit zur Vermittlung 
von historischen Erfahrungen, für fun¬ 
diertes Hintergrundwissen und zu aktu¬ 
ellen Bezügen zur Vergangenheit. 

Die Veranstaltung in der Gedenkstätte 
zum 70. Jahrestag der Ermordung Ernst 
Thälmanns war ein Beitrag zur Bewah¬ 


rung der Geschichte der Arbeiterbewe¬ 
gung. 

Heinz Stehr ; Elmshorn 

Guter Neubeginn 

Betr.: „Old Erwin“ Seeler in der UZ 
vom 23.8.2014 

Ich habe mich sehr gefreut über den 
Artikel zu Erwin Seeler, nicht nur als 
in Hamburg Aufgewachsener, sondern 
auch am Arbeiter- und Rotsport inter¬ 
essierter Genosse. 

Einige Anmerkungen und Ergänzun¬ 
gen: Dass Stars im Arbeitersport nicht 
vorgesehen waren, traf aber auch die 
Meinung der Zuschauer, die in Rothen¬ 
burgsort kritisierten: „Vom Platz tragen 
lassen! - Ihr fangt ja ganz neue Moden 
an im Arbeitersport....“ 

Selbst der sozialdemokratische „Echo“ 
schickte u. a. diese Worte hinter Erwin 
Seeler mit der Überschrift „Verirrte 
Proletarier“ her: „Wir dienen der All¬ 
gemeinheit und nicht dem einzelnen.... 
Da gibt‘s nur ein allgemeines Pfui. Da¬ 
rum rufen wir beide (auch Alwin Sprin¬ 
ger wechselte den Verein) zur Besin¬ 
nung auf nicht Verräter an ihrer Klasse 
zu bleiben.“ 

Und ein damals Eimsbütteler Jung-Fuß- 
baller empörte sich: „Das ist Klassenver¬ 
rat - Old Erwin spielt fürs Kapital.“ Es 
war der verstorbene Walter Jens. 

Mit Erwin Seeler spielte beim SC Lor¬ 
beer August Postler, der ein Spiel gegen 
Bergedorfs Rote Sportler veranlasst hat¬ 
te und aus dem Verein ausgeschlossen 
wurde. In Rothenburgsort gründete sich 
daraufhin der Rotsportverein „FSV Lor¬ 
beer 1932“. Der Kommunist Postler ging 
1933 in den Widerstand, wurde verhaf¬ 
tet und am 14. März 1934 ermordet; es 
konnte nicht geklärt werden, ob im KZ 
Fuhlsbüttel oder im Stadthaus. 

Auf jeden Fall ein guter Neubeginn auf 
der letzten UZ-Seite Sport, aber eben 
auch Arbeiter- und Rotsport in Erinne¬ 
rung zu bringen. 

Holger Schultze, Kaltenkirchen 

Zuviel hineininterpretiert 

Betr.: Leserbriefe, UZ vom 22.8.2014, 

S. 15 

Walter Listl wirft in seiner Polemik ver¬ 
schiedene Problemstellungen in Marx‘ 
Kapital, Band I, durcheinander. Marx 
arbeitet die Weiterentwicklung von ein¬ 
facher Warenzirkulation (W-G-W) zu 
kapitalistischer Zirkulation (G-W-G 4 ) 
heraus, bei der das zirkulierende Geld 
zu Kapital wird bzw. es schon ist. „Eine 
Geldsumme kann sich von der andren 
Geldsumme überhaupt nur durch ihre 
Größe unterscheiden. ... Dieses Inkre¬ 
ment oder den Überschuss über den 
ursprünglichen Wert nenne ich - Mehr¬ 
wert. ..“ (MEW 23,163). Nun interessiert 
den Kapitalisten dieser Mehrwert nur in 
seiner Erscheinungsform: als Profit. Da¬ 
rauf hebt Brenner ab, zutreffend. Der 
Unterschied zwischen Mehrwert und 
Profit (zwischen Wesen und Erschei¬ 
nung) gehört gar nicht hierher, das ist 


ein ganz anderes Thema. Ebenso wenig 
ist hier am Platz die spätere Aufspaltung 
des Mehrwerts und schon gar nicht die 
Ausbeutung des Arbeiters durch Mehr¬ 
arbeit. Listl wirft Brenner vor, dass er 
in seinen Artikel an dieser Stelle nicht 
den ganzen ersten Band des Kapital hin¬ 
einpackt. 

Jörg Högemann, E-Mail 

Gegen Klasseninteressen? 

Betr.: „Antworten des Marxismus auf 
aktuelle Fragen“, Wochenendseminar 
des isw, UZ vom 22.8.2014, S. 2 

Elmar Altvater ist immer schon unter 
Berufung auf Marxismus gegen Mar¬ 
xismus-Leninismus aufgetreten (gegen 


„die versteinerten Denkmuster und 
Lehrbuchformeln eines Marxismus-Le¬ 
ninismus“). Neu ist, dass die UZ für ei¬ 
nen Referenten, der so gegen die Klas¬ 
seninteressen Stellung bezieht, wirbt. 
Was hat sich wohl die Redaktion dabei 
gedacht? 

Helmut Woda, Karlsruhe 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 
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I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Marne und Tannenberg 

Das Scheitern des „Schlieffen-Planes“ im Sommer 1914 


Meine progressive Woche 

Vom 16. bis 22. August 


Das „Wunder an der Marne“ und das 
„moderne Cannae“ von Tannenberg 
sind Mythen der deutschen Militärge¬ 
schichte. An der Marne sei im Sommer 
1914 der greifbare Sieg gegen Frank¬ 
reich vergeben worden, bei Tannenberg 
habe sich zur gleichen Zeit die Überle¬ 
genheit der deutschen Kriegskunst er¬ 
wiesen. Bis heute werden deutsche Of¬ 
fiziersschüler in dem Glauben erzogen, 
der 1. Weltkrieg sei wegen zufälligen 
Versagens der Obersten Heeresleitung 
verlorengegangen; vgl. das dreibändige 
Standardwerk „Grundkurs deutsche 
Militärgeschichte“, hrsg. von Karl-Vol¬ 
ker Neugebauer im Auftrag des Mili¬ 
tärgeschichtlichen Forschungsamtes. Im 
Zweiten Band des Werkes wird dem Ge¬ 
neralstabschef H.v. Moltke d.J. vorge¬ 
worfen, er habe durch seine Entschluss¬ 
losigkeit an der Marne, „entscheidend 
zum Scheitern der deutschen Truppen 
beigetragen“. 

Damit wird unterstellt, dass das 
Blitzkriegskonzept des „Schlieffen- 
Planes“ von 1905 im Prinzip hätte funk¬ 
tionieren können. Danach sollte in ei¬ 
nem kommenden Zwei-Fronten-Krieg 
zunächst Frankreich mit einem hand¬ 
streichartig vorgetragenen Angriff un¬ 
ter Verletzung der Neutralität der Nie¬ 
derlande, Belgiens und Luxemburgs 
geschlagen werden. Ein starker rech¬ 
ter Flügel (Kräfteverhältnis zum Rest¬ 
heer 7:1) sollte in wenigen Wochen Paris 
umfassen und dann Richtung Schweiz 
eindrehen. Die Masse des französischen 
Heeres wäre so eingeschlossen, aufge¬ 
rieben oder zur Aufgabe gezwungen 
worden. Im Osten sollten relativ schwa¬ 
che deutsche Kräfte und der österrei¬ 
chisch-ungarische Verbündete das rus¬ 
sische Heer zunächst hinhalten. Nach 
dem Sieg über Frankreich wollte man 
die Masse des deutschen Heeres nach 
Osten verlegen und auch diesen Geg¬ 
ner erledigen. Diesen Plan legte der 
damalige Generalstabschef Alfred von 
Schlieffen im Dezember 1905 vor - un¬ 
mittelbar vor Ende seiner Amtszeit. Ihm 
folgte Moltke 1906 nach. Dieser modi¬ 
fizierte den bestätigten Plan bis 1914 in 
einigen Punkten. Ab 1908 bis 1913 wirk¬ 
te daran auch Erich von Ludendorff, der 
spätere deutsche „Militärdiktator“, als 
Leiter der Aufmarschabteilung des Ge¬ 
neralstabes mit. 

Moltkes Modifikationen 

Der neue Plan sah von der Verletzung 
der niederländischen Neutralität ab, 
weil über den westlichen Nachbarn 
auch während des Krieges Waren ein¬ 
geführt werden sollten (was bis 1916 
auch der Fall war). Militärisch hatte das 
zur Folge, dass die starke belgische Fes¬ 
tung Lüttich zu Kriegsbeginn in kurzer 
Zeit genommen werden musste. Nur 
so konnte sich das deutsche Heer zum 
Sturmlauf auf Paris entfalten. Eine wei¬ 
tere gravierende Abwandlung war die 
Veränderung des Kräfteverhältnisses in¬ 
nerhalb der deutschen Westfront - statt 
7:1 hieß es nun 3:1. Elsass-Lothingen 
sollte auch vorübergehend nicht aufge¬ 
geben werden. 

Die militärische Mangelhaftigkeit 
des „Schlieffen-Moltke-Planes“ erwies 
sich an drei Punkten. Zunächst gelang 
die Einnahme Lüttichs nur ganz knapp, 
die Besatzung der Festung war entgegen 
der deutschen Annahme bereits Anfang 
August auf Kriegsstärke. Auch im Os¬ 
ten war das russische Heer früher auf¬ 
marschiert, als der deutsche General¬ 
stab angenommen hatte. Zum dritten 
gelang es letztlich nicht, Paris westlich 
zu umfassen. 

Krise im Osten 

Dramatisch wurde vorerst die Situati¬ 
on im Osten. Die in Ostpreußen statio¬ 
nierte 8. Armee drohte ab Mitte August 
1914 von der 1. und 2. russischen Armee 
eingeschlossen und vernichtet zu wer¬ 
den. Als der kommandierende General 
v. Prittwitz die Aufgabe Ostpreußens 
und den Rückzug hinter die Weichsel 
vorschlägt, wird er am 22. August abge¬ 
löst. Kommandeur der 8. Armee wird 
der reaktivierte General Paul von Hin- 
denburg, sein Stabschef ist Ludendorff. 

Innerhalb einer Woche wendet sich 
das Blatt im Osten. Die 8. Armee setzt 


den Vorkriegs-Plan der Obersten Hee¬ 
resleitung um und kesselt die 2. russi¬ 
sche Armee bei Tannenberg ein - das 
„neue Cannae“. Später wird die 1. rus¬ 
sische Armee an den masurischen Seen 
geschlagen. Der Sieg mit unterlegenen 
Kräften war nur möglich, weil die rus¬ 
sische Heeresführung die Lage in bes¬ 
serer Position haarsträubend falsch be¬ 
urteilte. 

Die russische Widerstandskraft je¬ 
doch war trotz hoher Verluste nicht 
gebrochen. Der militärische Wert des 
Sieges lag deshalb ausschließlich darin, 
dass das „Ostheer“ nicht zusammen¬ 
brach und der Vormarsch im Westen 
fortgesetzt werden konnte. Allerdings 
mit geringeren Kräften, denn Moltke 
hatte insgesamt sechs Divisionen nach 
Osten geschickt. Die trafen erst ein, als 
Tannenberg schon entschieden war. 

Im Westen stand die Entscheidung 
bevor. Obwohl es nicht gelang, Paris 
westlich zu umfassen, waren die deut¬ 
schen Truppen Anfang/Mitte Septem¬ 
ber östlich der französischen Haupt¬ 
stadt weit hinter die Marne vorgedrun¬ 
gen. Doch die deutschen Angriffsspitzen 
waren nach wochenlangem Vormarsch 
erschöpft. 1. und 2. deutsche Armee 
hatten keine Bindung mehr. Als die 
französische Armee und das britische 
Expeditionskorps zum Gegenangriff 
antraten, wurden die deutschen Trup¬ 
pen zurückgenommen. Es folgte der 
Versuch beider Heere, sich im Wettlauf 
zum Atlantik gegenseitig zu umfassen. 
Als das scheiterte, erstarrte die West¬ 
front im Stellungskrieg. Das deutsche 
Blitzkriegskonzept war ein für allemal 
gescheitert. Die Rücknahme hinter die 
Marne war kein „Wunder“ sondern 
blanke militärische Not. 

Ein untauglicher Plan 

Das Scheitern des Planes hat tieferlie¬ 
gende Ursachen, die mit der Anlage 
und dem imperialistischen Charakter 
der deutschen Kriegsführung Zusam¬ 
menhängen. Die Abkehr von der bis- 
marckschen Rückversicherungspolitik 
gegenüber Russland erfolgte wegen he- 
gemonialer deutscher Ziele gegenüber 
Südost-Europa. Der imperialistische 
deutsche Anspruch auf „einen Platz an 
der (Kolonial)-Sonne“ wurde zum ant¬ 
agonistischen Widerspruch gegenüber 
den anderen imperialistischen Staaten. 

Die Erringung der Hegemonie auf 
dem europäischen Festland war Voraus¬ 
setzung für alle weiteren Pläne. Insofern 
war eine Erneuerung der bismarckschen 
Politik nur unter Aufgabe der imperia¬ 
listischen Pläne möglich. Hielt man dar¬ 
an fest, war der Zwei-Fronten-Krieg un¬ 
ausweichlich. Die militärische Antwort 
auf dieses Dilemma war der „Schlieffen- 
Plan“ und das Blitzkriegskonzept. 

Der imperialistische Charakter deut¬ 
scher Politik äußerte sich nicht zuletzt 
in der völkerrechtsverletzenden Miss¬ 
achtung der belgischen und luxembur¬ 
gischen Neutralität. Die Hoffnung, dass 
die Geschichte dem Sieger recht geben 
werde, setzte auf das kurze Gedächtnis 
der Völker. Das war nicht nur trügerisch, 
sondern vor allem ein Verbrechen. 

Auch dies hätte dazu beigetragen, 
dass der Widerstand gegen die Pläne des 
Kaiserreiches bei einem vordergründi¬ 
gen Gelingen des Schlieffen-Planes nicht 
erloschen wäre. Ein untrüglicher Hin¬ 
weis darauf ist die Niederlage des III. 
Reiches, das geschlagen wurde, obwohl 
Frankreich niedergeworfen wurde und 
ein Zweifronten-Krieg in den ersten Jah¬ 
ren des II. Weltkrieges vermieden wurde. 

Entscheidend in beiden Weltkriegen 
war letztlich, dass die Ressourcen der 
Entente bzw. der Alliierten, das Mehr 
an Menschen und Wirtschaftskraft, von 
Anfang an und zum Ende hin immer grö¬ 
ßer waren. Auch deswegen ist das deut¬ 
sche Blitzkriegskonzept falsch und ver¬ 
brecherisch. 

Schlieffen scheint sich ein Bewusst¬ 
sein dafür erhalten zu haben. Angeblich 
soll er gefordert haben, sofort Frieden zu 
schließen, falls sein Plan scheitert. Doch 
wahrscheinlicher ist, dass er sich wie sei¬ 
ne Nachfolger in zwei Weltkriegen damit 
kaum aufgehalten hätte. Fast 100 Milli¬ 
onen Menschen kostete dieser Ungeist 
das Leben. Adi Reiher 


Mittwoch 

Die jahrzehntelange Groteske um das 
marode Atomkraftwerk Brunsbüttel geht 
weiter. Zur Zeit werden dort 631 Fässer 
überprüft, in denen schwach- und mit¬ 
telradioaktiver Abfall liegt. Nach der 
Inspektion von 131 Fässern sind 28 als 
auffällig, zehn als beschädigt deklariert. 
Der zuständige Energiewendeminister 
Habeck gab Entwarnung: Die Masse mit 
dem radioaktiven Stoff sei nicht gefähr¬ 
lich für AKW-Mitarbeiter oder für die Be¬ 
völkerung. Die meterdicken Betonwände 
der Kavernen lassen keine gefährlichen 
Strahlung nach außen dringen. 

So war es in Hiroshima auch; wer au¬ 
ßen vor war, dem ist nix passiert. 

★ 

Dieser Schritt ist überfällig. Eines der 
Terror-Opfer der NSU hat Klage auf 
Amtshaftung gegen das Thüringer In¬ 
nenministerium erhoben. Der Stuttgarter 
Anwalt, der das Opfer des Anschlags in 
der Kölner Keupstraße vertritt, erklärte, 
dass sich aus dem aktuellen Bericht des 
Thüringischen NSU-Untersuchungsaus¬ 
schusses eine klare Mitschuld der Thü- 


D as Dorf Damästa (heute: etwas 
mehr als 100 Einwohner) im 
Regionalbezirk Iraklio/Kreta 
gehört in Griechenland zu den von der 
NS-Wehrmacht völkerrechtswidrig ver¬ 
ursachten „verbrannten Dörfern“ Bei 
der aktuellen Recherche nach dem Ver¬ 
lauf der „Schlacht von Damästa“ am 
8. August 1944 wurde jetzt das Grab 
eines sowjetischen Widerstandskämp¬ 
fers (griech. Andartis) wieder ausfin¬ 
dig gemacht, der bei diesem Kampf 
sein Leben verloren hatte. Er bekam 
bei den älteren Dorfbewohnern den 
Namen „Wanja“ 

Die Widerstandsgruppe bestand 
aus sechs Sowjets, die aus einem Lager 
von Kriegsgefangenen und Zwangsar¬ 
beitern fliehen konnten, aus Andarten 
der Anogianer Widerstandsorganisati¬ 
on „AOA‘ (Kefalogiannis, Stavrakakis, 
Sbokos, Spithouris, Skoulas and Konto¬ 
kalos) und dem englischen Hauptmann 
William Stanley Moss. Ihnen gelang es, 
wenige hundert Meter vor dem westli¬ 
chen Dorfeingang einen Militärlastwa¬ 
gen der deutschen Besetzer in die Luft 
zu sprengen. Die Historikerin Marlen 


von Xylander berichtet, dass dabei vier 
Deutsche und Italiener getötet wor¬ 
den seien. Andere Quellen nennen 35 
Deutsche und zehn Italiener. Xylander 
nennt auch Verluste unter den Andar¬ 
ten: „Der Partisan Manolis Spithouris, 
auch Dabakomanolis genannt, wurde 
mit einer schweren Bauchverletzung 
unter abenteuerlichen Umständen zu 
einem Partisanenschlupfwinkel im Ida- 
Gebirge gebracht.“ Bei dem Schuss¬ 
wechsel wurde „Wanja“ tödlich getrof¬ 
fen. 

Die Andarten mussten damit rech¬ 
nen, dass die NS-Wehrmacht einen 
Rachezug planen würde und jederzeit 
über das Dorf herfallen könnte. „Wan¬ 
ja“ wurde daher nur provisorisch beer¬ 
digt, indem sein Leichnam mit Steinen 


ringer Behörden ergebe. Deswegen müsse 
das Land haften. In dem Bericht ist unter 
anderem vom „ Verdacht gezielter Sabota¬ 
ge und des bewussten Hintertreibens des 
Auffindens der Flüchtigen“durch Thürin¬ 
ger Behörden die Rede. 

Bei dieser einen Klage darf es nicht blei¬ 
ben. Je mehr Behörden und Gerichte in¬ 
volviert sind, desto größer ist die Chance, 
dass von den vielen Amtstätern wenigs¬ 
tens einige zur Verantwortung gezogen 
werden. Wir dürfen auch die Hoffnung 
nicht aufgeben, dass die Verantwortung 
der verschiedenen Bundesregierungen 
aufgedeckt wird. Immerhin haben wir 
die braunen Mörder und ihre Helfershel¬ 
fer im brennenden Wohnwagen und mit 
rauchenden Colts erwischt. Auch darauf 
hat der Untersuchungsbericht hingewie¬ 
sen. Diese Chance dürfen sich die Anti- 
Faschisten und Demokraten dieses Lan¬ 
des nicht entgehen lassen. 

Freitag 

So kennen wir „Mutti“. Hartleibig und 
dickfellig legt sie die Wäffenlieferungs- 
debatte des Bundestages auf den Welt¬ 


bedeckt und dadurch geschützt wurde. 
Dieses „Provisorium“ war ihm für Jah¬ 
re bestimmt. 

Die deutsche Wehrmacht hatte 
bereits während des Krieges die Pro¬ 
pagandafront verschoben: Im Visier 
standen nicht mehr in erster Linie die 
Engländer, mit denen die Deutschen 
in der Kriegsendphase zum Nachteil 
der demokratischen Griechen sogar 
kooperierten, sondern außenpolitisch 
die Sowjetunion und innergriechisch 
die griechischen Kommunisten. Das 
könnte der Grund gewesen sein, war¬ 
um „Wanja“ während der Kämpfe zwi¬ 
schen der monarchistischen Reaktion 
auf der einen Seite, verbunden mit fa¬ 
schistischen Kollaborateuren und Hilfe 
von Engländern und US-Amerikanern, 
und den Demokraten auf der anderen 
Seite nicht ordentlich beigesetzt wer¬ 
den konnte. 

Seine Gebeine wurden später in 
einem Kasten gesammelt und um die 
Erkennungsnummer ergänzt. Mit dem 
Leichnam wurde seine Persönlichkeit, 
sein politisch-historischer Kontext 
„entsorgt“. Der Kasten wurde an Ort 


und Stelle vergraben. Der Schäfer Io- 
annis Koygioymoytzakis wusste den 
richtigen Platz, gar nicht weit entfernt 
vom offiziellen Denkmal, an dem heu¬ 
te eine griechische mit einer englischen 
und russischen Fahne weht. An diesem 
Denkmal wie auch an dem Denkmal im 
Dorf findet sich der Name von „Wan¬ 
ja“ nicht. 

Auf dem kleinen schlichten Holz¬ 
kreuz ist kein Name zu erkennen. Von 
der Straße aus ist es nur von dem Be¬ 
obachter zu entdecken, der es eher zu¬ 
fällig neben einem unter der Trocken¬ 
heit leidenden Feigenbaum, zwischen 
Felsbrocken und stacheligen Phrygana- 
Büschen ausgemacht hat. 

Diese Geschichtsklitterung könnte 
ein Ende nehmen, wenn Prof. Dr. Ge- 


friedenstag am 1. September. Der liegt 
nicht zufällig auf dem Tag, an dem das 
faschistische Deutschland Polen überfiel 
und damit bewusst den Zweiten Weltkrieg 
begann. 

Anstatt an diesem Tag innezuhalten 
und ihrem Mann von mir aus einen Ap¬ 
felkuchen zu kaufen und die Wäsche zu 
waschen, setzt Merkel ganz andere Zei¬ 
chen - „Mitmachen, endlich bei allem“ 
(Joachim Pfeiffer, wirtschaftspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion). Sie 
stellt sich in die Kontinuität der kapita¬ 
listischen deutschen Regierungen, die mi¬ 
litärische Gewalt einsetzten, wann immer 
sie es in ihrem Interesse fanden. 

Merkel steht gegen eine Zwei-Drittel- 
Mehrheit der Bevölkerung, der Bundes¬ 
tag darf nur reden, nicht entscheiden; das 
macht nur noch der „Innere Kreis“ des 
Bundessicherheitsrates, das Anti-Kriegs- 
gebot des Grundgesetzes ist für diese 
Kanzlerin (und ihren Vize) obsolet. Es 
riecht nach Staatsstreich. 

Welch ein Weg - Vom „Kanzler der Al¬ 
liierten “ zur „ Ermächtigungskanzlerin “ 
Adi Reiher 


orgios Margaritis von der Aristoteles- 
Universität Thessaloniki, und Kostas 
Stavrakakis aus Anogia, der Sohn eines 
beteiligten Andarten, den Faden wie¬ 
der aufnehmen. Im kleinen Museum 
von Damästa ist auch noch Platz. KKE 
und DKP, KNE und SDAJ können be¬ 
raten, ob und wie sie dazu beitragen, 
dem Sowjetsoldaten „Wanja“ zu einem 
angemessenen Gedenken zu verhelfen. 

Diese Aufarbeitung, wie sie jetzt 
in einem historisch-wissenschaftlichen 
Symposion in Damästa begonnen wur¬ 
de, hätte sicherlich einen noch breite¬ 
ren Rahmen verdient, denn die NS- 
Wehrmacht kam - wie zu befürchten 
war - zurück: Am 21. August, eine Wo¬ 
che nach dem Anfang des Pogroms von 
Anogia, wurden auch in Damästa die 
Häuser geplündert und 109 zerstört. 30 
Männer wurden exekutiert. 

Uwe Koopmann 


Der rote Kanal 


Sieben Sommersprossen, 

DDR 1978 

„Dass diese so fein erdachte, mit 
hinreißenden Dialogen versehene 
Geschichte zu einem wunderschö¬ 
nen Film geriet, ist vor allem der 
Inszenierung Hermann Zschoches, 
aber auch der Kamera Günter Ja- 
euthes und der Musik Günther 
Erdmanns zu danken. [...] Man 
muss weder unbedingt jung sein 
noch Sommersprossen haben, um 
den Film zu mögen, der lebens¬ 
wichtige Probleme Jugendlicher 
so ehrlich, mutig und ohne falsche 
Scham und mit ansteckendem 
Spaß behandelt.“ (Renate Holland- 
Moritz in Eulenspiegel 42/1978) 
So., n. 00 - 12.15 Uhr, mdr 

Der Fall Gleiwitz, DDR 1961 

Im Stil einer Dokumentation wird 
minutiös der Überfall auf den Sen¬ 
der Gleiwitz geschildert. SS-Leute 
in polnischen Uniformen verüben 
den Sabotageakt, mit dem der 
Überfall Hitlers auf Polen gerecht¬ 
fertigt wird. 

Mo., 1 . 9 ., 23 . 40 - 0.50 Uhr, mdr 

Kunstmafia und Kriegsmillionen 

Im Rahmen eines Themenabends 
geht arte der Frage nach, wie War- 
lords und Terrorgruppen mit dem 
Verkauf von Kunstwerken ihre 
Kriege führen. Der Kunsthandel 
in Europa und den USA ist tief 
verstrickt. Die Raubzüge finden 
überall statt, wo Krieg geführt 
wird - Kambodscha, Afghanistan, 
Syrien ... 

Di., 2 . 9 ., 20 . 15 - 22.10 Uhr 


„Wanja“ - zweimal beerdigt 

Erfolgreicher Widerstand in Damästa, Kreta 



Am Mahnmal vor Damästa: Professor Dr. Georgios Margaritis (rechts) erläutert 
im Gespräch mit dem Autor den kretischen Widerstand gegen die faschistische 
Okkupation. 








